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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Marion STEINER als 

Einzelrichterin über die Beschwerde von XXXX , geboren am XXXX , StA. Afghanistan, 

vertreten durch die Diakonie Flüchtlingsdienst gem. GmbH, Wattgasse 48/3, 1170 Wien, 

gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Wien, 

Außenstelle Wien, vom 14.12.2017, Zl. XXXX , nach Durchführung einer mündlichen 

Verhandlung am 03.01.2019, zu Recht erkannt:  

A)  

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

B)  

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Der Beschwerdeführer stellte am 16.01.2016 den vorliegenden Antrag auf internationalen 

Schutz in Österreich und wurde am 17.01.2016 vor einem Organ des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes erstbefragt. 
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Hierbei gab der Beschwerdeführer an, afghanischer Staatsangehöriger zu sein, aus der 

Provinz Maidan Wardak zu stammen und der schiitischen Glaubensrichtung des Islam sowie 

der Volksgruppe der Hazara anzugehören. Seine Muttersprache sei Dari und er habe vom 

01.01.2010 bis 01.01.2014 die Grundschule in Maidan Wardak besucht. Hinsichtlich seiner 

Fluchtgründe führte der Beschwerdeführer an, dass in seiner Gegend in den letzten Jahren 

Krieg geherrscht habe. Die Taliban seien oft nachts in die Häuser gekommen und hätten 

Mädchen mitgenommen. Zunehmend hätten die Bewohner die Ortschaft verlassen, sodass 

zuletzt von 18 Familien lediglich zwei im Dorf geblieben seien. Ca. acht Monate zuvor habe 

es einen weiteren Krieg in seiner Gegend gegeben, welcher große Unsicherheit gebracht 

hätte. In der Folge habe seine Familie beschlossen, das Land zu verlassen. Im Falle einer 

Rückkehr befürchte der Beschwerdeführer wieder in sein Dorf zurückkehren zu müssen und 

dort von den Taliban getötet zu werden.  

2. Im Zuge der Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl am 13.11.017 

wiederholte der Beschwerdeführer seine Angaben zu seiner Identität, bestätigte die 

Richtigkeit seiner bisherigen Angaben und gab zu seinen Fluchtgründen befragt 

zusammengefasst an, dass sie dort, wo sie gelebt hätten, wiederholt von Gruppierungen von 

Kutschi belästigt worden seien. Die Kutschi hätten Grundstücke und andere Sachen von 

ihnen haben wollen. Im Winter sei es aufgrund der Kälte ruhiger, im Frühjahr oder Sommer 

jedoch schlimmer gewesen. Im Sommer 1393 hätten sich die Kutschi in den Nachbarorten 

aufgehalten. Da auch ein Freund seines Vaters getötet worden sei, habe sein Vater überlegt, 

zu flüchten. Sie hätten es aufgrund des Umstandes, dass sie Schiiten und Hazara seien, nicht 

leicht gehabt. Der Beschwerdeführer verneinte, jemals direkt in irgendeiner Weise bedroht 

worden zu sein.  

Der Beschwerdeführer legte in weiterer Folge eine Stellungnahme vom 27.11.2017 sowie 

Unterlagen seine Integration in Österreich betreffend vor. 

3. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat mit dem angefochtenen Bescheid vom 

14.12.2017 den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz vom 16.01.2016 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 

Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.), dem Beschwerdeführer den Status des 

subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 zuerkannt (Spruchpunkt II.) und 

ihm gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 

14.09.2018 erteilt (Spruchpunkt III.).  
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4. Mit Schreiben vom 02.03.2018 brachte der Beschwerdeführer – fristgerecht – das 

Rechtsmittel der Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des Bescheides wegen Verletzung von 

Verfahrensvorschriften, unrichtiger Beweiswürdigung, unrichtiger rechtlicher Beurteilung 

sowie falscher und unvollständiger Sachverhaltserhebung ein. Dem Beschwerdeführer drohe 

in Afghanistan Verfolgung aufgrund seiner Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der "Straßen- 

und Waisenkinder", aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara, seiner 

politischen und religiösen Gesinnung sowie aufgrund seiner Zugehörigkeit zur sozialen 

Gruppe der Familie. Der Beschwerdeführer wäre aufgrund seiner "westlich orientierten" 

Wertehaltung in Afghanistan erheblichen Gefahren ausgesetzt.  

5. Am 09.03.2018 legte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl die Beschwerde samt 

den dazugehörigen Verwaltungsakten dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor. 

6. Am 03.01.2019 führte das Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Verhandlung durch, an welcher der Beschwerdeführer und seine Rechtsvertreterin sowie 

zwei Vertreter der belangten Behörde teilnahmen und der eine Dolmetscherin für die 

Sprache Dari beigezogen wurde. Der Beschwerdeführer wurde vom erkennenden Gericht 

eingehend zu seiner Identität, Herkunft, zu den persönlichen Lebensumständen sowie zu 

seinen Fluchtgründen befragt.  

Dem Beschwerdeführer wurden gemeinsam mit der Ladung Länderberichte zur Situation in 

Afghanistan übermittelt und zudem das aktuelle Länderinformationsblatt 

(Gesamtaktualisierung am 13.11.2019) in das Verfahren eingebracht. Trotz gebotener 

Möglichkeit gab weder der Beschwerdeführer noch seine anwesende Rechtsvertreterin eine 

Stellungnahme zu den aktuellen Länderinformationen ab.   

Im Zuge der mündlichen Verhandlung legte der Beschwerdeführer einen 

Ausbildungsnachweis sowie einen Ausbildungsvertrag jeweils vom 24.09.2018 vor.  

7. Mit Schreiben vom 30.07.2020 wurde dem Beschwerdeführer seitens des 

Bundesverwaltungsgerichts ein Parteiengehör in Hinblick auf die aktuellen Länderberichte zu 

Afghanistan eingeräumt. Unter einem wurde der Beschwerdeführer aufgefordert, dem 

erkennenden Gericht aktuelle Integrationsbestätigungen, Arztbestätigungen, Befunde, 

Diagnosen, Informationen über weitere Behandlungen und sonstige relevante Informationen 

zu übermitteln, sofern er diese Dokumente bisher weder dem Bundesverwaltungsgericht 

noch der Erstbehörde übermittelt habe. 

Der Beschwerdeführer erstattete bis dato keine Stellungnahme. 
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II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

Im vorliegenden Fall wurde Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den Inhalt des 

vorliegenden Verwaltungsaktes des Beschwerdeführers; durch Einsichtnahme in die im 

Verlauf des Verfahrens vorgelegten Unterlagen, in aktuelle Auszüge aus Strafregister, GVS 

und ZMR sowie durch Einsichtnahme in die in das Verfahren eingebrachten Informationen 

zum Herkunftsstaat. Weiters herangezogen wurden die Angaben des Beschwerdeführers in 

der Erstbefragung vom 17.01.2016, der Einvernahme vor dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl am 13.11.017 sowie in der mündlichen Verhandlung vor dem 

Bundesverwaltungsgericht am 03.01.2019. Demnach steht folgender Sachverhalt (unter 

Berücksichtigung der zuletzt gemachten Angaben bzw. der vorhandenen Informationen, 

zumal das vom Bundesverwaltungsgericht eingeräumte Parteiengehör vom 30.07.2020 

unbeantwortet blieb) fest:  

1. Feststellungen (Sachverhalt):  

1.1. Zur Person des Beschwerdeführers:  

Der Beschwerdeführer führt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehöriger 

Afghanistans und Angehöriger der Volksgruppe der Hazara, schiitischen Glaubens.  

Die Muttersprache des Beschwerdeführers ist Dari.  

Der Beschwerdeführer wurde in Afghanistan im Dorf XXXX , Distrikt XXXX , Provinz  XXXX 

geboren und hat dort bis zu seiner Ausreise gelebt.  

Der Beschwerdeführer hat keine offizielle Schule besucht, er hat jedoch in einer Moschee, 

die er vier Jahre lang besucht hatte, lesen und schreiben gelernt. Die Familie des 

Beschwerdeführers besaß in Afghanistan eine eigene Landwirtschaft in der Größe von ca. 

zwei bis drei Hektar sowie Schafe. Der Beschwerdeführer hat in der familieneigenen 

Landwirtschaft, von deren Erträgen die Familie gelebt hat, mitgearbeitet.  

Der Beschwerdeführer ist im afghanischen Familienverband aufgewachsen und ist sohin mit 

den sozialen und kulturellen Gepflogenheiten Afghanistans vertraut. Die Eltern des 

Beschwerdeführers sowie sein Bruder sind im Iran aufhältig. In Afghanistan leben zwei Onkel 

väterlicherseits des Beschwerdeführers, zu welchen der Beschwerdeführer jedoch keinen 

Kontakt hat.  

Der Beschwerdeführer reiste gemeinsam mit seiner Schwester und seinem Onkel 



- 5 - 

mütterlicherseits sowie dessen Familie unrechtmäßig in das Österreichische Bundesgebiet 

ein und stellte am 16.01.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz. Mit angefochtenem 

Bescheid vom 14.12.2017 wurde sein Antrag auf internationalen Schutz abgewiesen, dem 

Beschwerdeführer der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt und ihm eine 

befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt.  

Der Beschwerdeführer ist volljährig, gesund und im erwerbsfähigen Alter. Er ist ledig und hat 

keine Kinder und auch keine sonstigen Obsorgeverpflichtungen.  

Der Beschwerdeführer ist zum Zeitpunkt dieser Entscheidung strafrechtlich unbescholten.  

1.2. Zu den geltend gemachten Fluchtgründen:  

Der Beschwerdeführer war im Herkunftsstaat weder einer individuellen gegen ihn 

gerichteten asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt noch wäre er im Falle seiner Rückkehr nach 

Afghanistan einer solchen ausgesetzt.  

Der Beschwerdeführer ist in Afghanistan weder vorbestraft noch wurde er dort jemals 

inhaftiert. Der Beschwerdeführer war nie politisch tätig und gehörte nie einer politischen 

Partei an.  

Weiters kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer ohne Hinzutreten 

weiterer wesentlicher individueller Merkmale mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit eine 

gegen ihn gerichtete Verfolgung oder Bedrohung durch staatliche Organe oder (von 

staatlichen Organen geduldet:) durch Private, sei es vor dem Hintergrund seiner ethnischen 

Zugehörigkeit (Hazara), seiner Religion (schiitischer Islam), Nationalität (Afghanistan), 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung zu erwarten 

hätte.  

Es kann auch nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer aufgrund der Tatsache, 

dass er sich nunmehr seit 2016 in Europa aufhält, im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan 

psychischer und/oder physischer Gewalt oder anderen erheblichen Eingriffen ausgesetzt 

wäre. Er hat keine "westliche Lebenseinstellung" angenommen, welche im Widerspruch zur 

Gesellschaftsordnung in Afghanistan steht.  

Es kann sohin insgesamt nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer aus Gründen 

der Rasse, Religion, Nationalität oder der Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe oder zu einer 

sozialen Gruppe von staatlicher Seite oder von privaten Dritten verfolgt wird. 
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1.3. Zur maßgeblichen Situation in Afghanistan werden folgende Feststellungen getroffen: 

Betreffend die Lage in Afghanistan werden die im aktualisierten Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation zu Afghanistan vom 13.11.2019 mit zuletzt am 21.07.2020 

eingefügten Informationen, die in den UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des 

Internationalen Schutzbedarfs Afghanischer Asylsuchender vom 30.08.2018 sowie die in 

Berichten von EASO – EASO Country Guidance Afghanistan von Juni 2019, EASO Afghanistan 

Security Situation von Juni 2019, EASO Country of Origin Information Report Afghanistan Key 

socio-economic indicators Focus on Kabul City, Mazar-e Sharif and Herat City von April 2019 – 

enthaltenen Informationen wie folgt auszugsweise festgestellt: 

1.3.1. Auszug aus dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation, 

Gesamtaktualisierung vom 13.11.2019, mit zuletzt am 21.07.2020 eingefügten 

Informationen, gekürzt auf die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen: 

Länderspezifische Anmerkungen zu COVID-19: 

Stand 21.7.2020 

Das genaue Ausmaß der COVID-19-Krise in Afghanistan ist unbekannt. Die hier gesammelten Informationen 
sollen die Lage zu COVID-19 in Afghanistan zum Zeitpunkt der Berichtserstellung wiedergeben. Diese 
Informationen werden in regelmäßigen Abständen aktualisiert. 

Aktueller Stand der COVID-19 Krise in Afghanistan 

Berichten zufolge, haben sich in Afghanistan mehr als 35.000 Menschen mit COVID-19 angesteckt (WHO 
20.7.2020; vgl. JHU 20.7.2020, OCHA 16.7.2020), mehr als 1.280 sind daran gestorben. Aufgrund der begrenzten 
Ressourcen des öffentlichen Gesundheitswesens und der begrenzten Testkapazitäten sowie des Fehlens eines 
nationalen Sterberegisters werden bestätigte Fälle von und Todesfälle durch COVID-19 in Afghanistan 
wahrscheinlich insgesamt zu wenig gemeldet (OCHA 16.7.2020; vgl. DS 19.7.2020). 10 Prozent der insgesamt 
bestätigten COVID-19-Fälle entfallen auf das Gesundheitspersonal. Kabul ist hinsichtlich der bestätigten Fälle 
nach wie vor der am stärksten betroffene Teil des Landes, gefolgt von den Provinzen Herat, Balkh, Nangarhar 
und Kandahar (OCHA 15.7.2020). Beamte in der Provinz Herat sagten, dass der Strom afghanischer Flüchtlinge, 
die aus dem Iran zurückkehren, und die Nachlässigkeit der Menschen, die Gesundheitsrichtlinien zu befolgen, 
die Möglichkeit einer neuen Welle des Virus erhöht haben, und dass diese in einigen Gebieten bereits 
begonnen hätte (TN 14.7.2020). Am 18.7.2020 wurde mit 60 neuen COVID-19 Fällen der niedrigste tägliche 
Anstieg seit drei Monaten verzeichnet – wobei an diesem Tag landesweit nur 194 Tests durchgeführt wurden 
(AnA 18.7.2020). 

Krankenhäuser und Kliniken berichten weiterhin über Probleme bei der Aufrechterhaltung oder Erweiterung 
der Kapazität ihrer Einrichtungen zur Behandlung von Patienten mit COVID-19. Diese Herausforderungen stehen 
im Zusammenhang mit der Bereitstellung von persönlicher Schutzausrüstung (PSA), Testkits und medizinischem 
Material sowie mit der begrenzten Anzahl geschulter Mitarbeiter - noch verschärft durch die Zahl des 
erkrankten Gesundheitspersonals. Es besteht nach wie vor ein dringender Bedarf an mehr Laborequipment 
sowie an der Stärkung der personellen Kapazitäten und der operativen Unterstützung (OCHA 16.7.2020, vgl. 
BBC-News 30.6.2020). 

Maßnahmen der afghanischen Regierung und internationale Hilfe 

Die landesweiten Sperrmaßnahmen der Regierung Afghanistans bleiben in Kraft. Universitäten und Schulen 
bleiben weiterhin geschlossen (OCHA 8.7.2020; vgl. RA KBL 16.7.2020). Die Regierung Afghanistans gab am 
6.6.2020 bekannt, dass sie die landesweite Abriegelung um drei weitere Monate verlängern und neue 
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Gesundheitsrichtlinien für die Bürger herausgeben werde. Darüber hinaus hat die Regierung die Schließung von 
Schulen um weitere drei Monate bis Ende August verlängert (OCHA 8.7.2020). 

Berichten zufolge werden die Vorgaben der Regierung nicht befolgt, und die Durchsetzung war nachsichtig 
(OCHA 16.7.2020, vgl. TN 12.7.2020). Die Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Virus 
unterscheiden sich weiterhin von Provinz zu Provinz, in denen die lokalen Behörden über die Umsetzung der 
Maßnahmen entscheiden. Zwar behindern die Sperrmaßnahmen der Provinzen weiterhin periodisch die 
Bewegung der humanitären Helfer, doch hat sich die Situation in den letzten Wochen deutlich verbessert, und 
es wurden weniger Behinderungen gemeldet (OCHA 15.7.2020). 

Einwohner Kabuls und eine Reihe von Ärzten stellten am 18.7.2020 die Art und Weise in Frage, wie das 
afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) mit der Ausbreitung der COVID-19-Pandemie im Land 
umgegangen ist, und sagten, das Gesundheitsministerium habe es trotz massiver internationaler Gelder 
versäumt, richtig auf die Pandemie zu reagieren (TN 18.7.2020). Es gibt Berichte wonach die Bürger angeben, 
dass sie ihr Vertrauen in öffentliche Krankenhäuser verloren haben und niemand mehr in öffentliche 
Krankenhäuser geht, um Tests oder Behandlungen durchzuführen (TN 12.7.2020). 

Beamte des afghanischen Gesundheitsministeriums erklärten, dass die Zahl der aktiven Fälle von COVID-19 in 
den Städten zurückgegangen ist, die Pandemie in den Dörfern und in den abgelegenen Regionen des Landes 
jedoch zunimmt. Der Gesundheitsminister gab an, dass 500 Beatmungsgeräte aus Deutschland angekauft 
wurden und 106 davon in den Provinzen verteilt werden würden (TN 18.7.2020). 

Am Samstag den 18.7.2020 kündete die afghanische Regierung den Start des Dastarkhan-e-Milli-Programms als 
Teil ihrer Bemühungen an, Haushalten inmitten der COVID-19-Pandemie zu helfen, die sich in wirtschaftlicher 
Not befinden. Auf der Grundlage des Programms will die Regierung in der ersten Phase 86 Millionen Dollar und 
dann in der zweiten Phase 158 Millionen Dollar bereitstellen, um Menschen im ganzen Land mit 
Nahrungsmitteln zu versorgen. Die erste Phase soll über 1,7 Millionen Familien in 13.000 Dörfern in 34 
Provinzen des Landes abdecken (TN 18.7.2020; vgl. Mangalorean 19.7.2020). 

Die Weltbank genehmigte am 15.7.2020 einen Zuschuss in Höhe von 200 Millionen US-Dollar, um Afghanistan 
dabei zu unterstützen, die Auswirkungen von COVID-19 zu mildern und gefährdeten Menschen und 
Unternehmen Hilfe zu leisten (WB 10.7.2020; vgl. AN 10.7.2020). 

Auszugsweise Lage in den Provinzen Afghanistans 

Dieselben Maßnahmen – nämlich Einschränkungen und Begrenzungen der täglichen Aktivitäten, des 
Geschäftslebens und des gesellschaftlichen Lebens – werden in allen folgend angeführten Provinzen 
durchgeführt. Die Regierung hat eine Reihe verbindlicher gesundheitlicher und sozialer 
Distanzierungsmaßnahmen eingeführt, wie z.B. das obligatorische Tragen von Gesichtsmasken an öffentlichen 
Orten, das Einhalten eines Sicherheitsabstandes von zwei Metern in der Öffentlichkeit und ein Verbot von 
Versammlungen mit mehr als zehn Personen. Öffentliche und touristische Plätze, Parks, Sportanlagen, Schulen, 
Universitäten und Bildungseinrichtungen sind geschlossen; die Dienstzeiten im privaten und öffentlichen Sektor 
sind auf 6 Stunden pro Tag beschränkt und die Beschäftigten werden in zwei ungerade und gerade 
Tagesschichten eingeteilt (RA KBL 16.7.2020; vgl. OCHA 8.7.2020). 

Die meisten Hotels, Teehäuser und ähnliche Orte sind aufgrund der COVID-19 Maßnahmen geschlossen, es sei 
denn, sie wurden geheim und unbemerkt von staatlichen Stellen geöffnet (RA KBL 16.7.2020; vgl. OCHA 
8.7.2020). 

In der Provinz Kabul gibt es zwei öffentliche Krankenhäuser die COVID-19 Patienten behandeln mit 200 bzw. 100 
Betten. Aufgrund der hohen Anzahl von COVID-19-Fällen im Land und der unzureichenden Kapazität der 
öffentlichen Krankenhäuser hat die Regierung kürzlich auch privaten Krankenhäusern die Behandlung von 
COVID-19-Patienten gestattet. Kabul sieht sich aufgrund von Regen- und Schneemangel, einer boomenden 
Bevölkerung und verschwenderischem Wasserverbrauch mit Wasserknappheit konfrontiert. Außerdem leben 
immer noch rund 12 Prozent der Menschen in Kabul unter der Armutsgrenze, was bedeutet, dass oftmals ein 
erschwerter Zugang zu Wasser besteht (RA KBL 16.7.2020; WHO o.D). 

In der Provinz Balkh gibt es ein Krankenhaus, welches COVID-19 Patienten behandelt und über 200 Betten 
verfügt. Es gibt Berichte, dass die Bewohner einiger Distrikte der Provinz  mit Wasserknappheit zu kämpfen 
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hatten. Darüber hinaus hatten die Menschen in einigen Distrikten Schwierigkeiten mit dem Zugang zu 
ausreichender Nahrung, insbesondere im Zuge der COVID-19-Pandemie (RA KBL 16.7.2020). 

In der Provinz Herat gibt es zwei Krankenhäuser die COVID-19 Patienten behandeln. Ein staatliches öffentliches 
Krankenhaus mit 100 Betten, das vor kurzem speziell für COVID-19-Patienten gebaut wurde (RA KBL 16.7.2020; 
vgl. TN 19.3.2020) und ein Krankenhaus mit 300 Betten, das von einem örtlichen Geschäftsmann in einem 
umgebauten Hotel zur Behandlung von COVID-19-Patienten eingerichtet wurde (RA KBL 16.7.2020; vgl. TN 
4.5.2020). Es gibt Berichte, dass 47,6 Prozent der Menschen in Herat unter der Armutsgrenze leben, was 
bedeutet, dass oft ein erschwerter Zugang zu sauberem Trinkwasser und Nahrung haben, insbesondere im Zuge 
der Quarantäne aufgrund von COVID-19, durch die die meisten Tagelöhner arbeitslos blieben (RA KBL 
16.7.2020; vgl. UNICEF 19.4.2020). 

In der Provinz Daikundi gibt es ein Krankenhaus für COVID-19-Patienten mit 50 Betten. Es gibt jedoch keine 
Auswertungsmöglichkeiten für COVID-19-Tests – es werden Proben entnommen und zur Laboruntersuchung 
nach Kabul gebracht. Es dauert Tage, bis ihre Ergebnisse von Kabul nach Daikundi gebracht werden. Es gibt 
Berichte, dass 90 Prozent der Menschen in Daikundi unter der Armutsgrenze leben und dass etwa 60 Prozent 
der Menschen in der Provinz stark von Ernährungsunsicherheit betroffen sind (RA KBL 16.7.2020). 

In der Provinz Samangan gibt es ebenso ein Krankenhaus für COVID-19-Patienten mit 50 Betten. Wie auch in 
der Provinz Daikundi müssen Proben nach Kabul zur Testung geschickt werden. Eine unzureichende 
Wasserversorgung ist eine der größten Herausforderungen für die Bevölkerung. Nur 20 Prozent der Haushalte 
haben Zugang zu sauberem Trinkwasser (RA KBL 16.7.2020). 

Wirtschaftliche Lage in Afghanistan 

Verschiedene COVID-19-Modelle zeigen, dass der Höhepunkt des COVID-19-Ausbruchs in Afghanistan zwischen 
Ende Juli und Anfang August erwartet wird, was schwerwiegende Auswirkungen auf die Wirtschaft Afghanistans 
und das Wohlergehen der Bevölkerung haben wird (OCHA 16.7.2020). Es herrscht weiterhin Besorgnis seitens 
humanitärer Helfer, über die Auswirkungen ausgedehnter Sperrmaßnahmen auf die am stärksten gefährdeten 
Menschen – insbesondere auf Menschen mit Behinderungen und Familien – die auf Gelegenheitsarbeit 
angewiesen sind und denen alternative Einkommensquellen fehlen (OCHA 15.7.2020). Der Marktbeobachtung 
des World Food Programme (WFP) zufolge ist der durchschnittliche Weizenmehlpreis zwischen dem 14. März 
und dem 15. Juli um 12 Prozent gestiegen, während die Kosten für Hülsenfrüchte, Zucker, Speiseöl und Reis 
(minderwertige Qualität) im gleichen Zeitraum um 20 – 31 Prozent gestiegen sind (WFP 15.7.2020, OCHA 
15.7.2020). Einem Bericht der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der UNO (FAO) und des 
Ministeriums für Landwirtschaft, Bewässerung und Viehzucht (MAIL) zufolge sind über 20 Prozent der befragten 
Bauern nicht in der Lage, ihre nächste Ernte anzubauen, wobei der fehlende Zugang zu landwirtschaftlichen 
Betriebsmitteln und die COVID-19-Beschränkungen als Schlüsselfaktoren genannt werden. Darüber hinaus sind 
die meisten Weizen-, Obst-, Gemüse- und Milchverarbeitungsbetriebe derzeit nur teilweise oder gar nicht 
ausgelastet, wobei die COVID-19-Beschränkungen als ein Hauptgrund für die Reduzierung der Betriebe genannt 
werden. Die große Mehrheit der Händler berichtete von gestiegenen Preisen für Weizen, frische Lebensmittel, 
Schafe/Ziegen, Rinder und Transport im Vergleich zur gleichen Zeit des Vorjahres. Frischwarenhändler auf 
Provinz- und nationaler Ebene sahen sich im Vergleich zu Händlern auf Distriktebene mit mehr 
Einschränkungen konfrontiert, während die große Mehrheit der Händler laut dem Bericht von teilweisen 
Marktschließungen aufgrund von COVID-19 berichtete (FAO 16.4.2020; vgl. OCHA 16.7.2020; vgl. WB 
10.7.2020). 

Am 19.7.2020 erfolgte die erste Lieferung afghanischer Waren in zwei Lastwagen nach Indien, nachdem 
Pakistan die Wiederaufnahme afghanischer Exporte nach Indien angekündigt hatte um den Transithandel zu 
erleichtern. Am 12.7.2020 öffnete Pakistan auch die Grenzübergänge Angor Ada und Dand-e-Patan in den 
Provinzen Paktia und Paktika für afghanische Waren, fast zwei Wochen nachdem es die Grenzübergänge Spin 
Boldak, Torkham und Ghulam Khan geöffnet hatte (TN 20.7.2020). 

Einreise und Bewegungsfreiheit 

Die Türkei hat, nachdem internationale Flüge ab 11.6.2020 wieder nach und nach aufgenommen wurden, am 
19.7.2020 wegen der COVID-19-Pandemie Flüge in den Iran und nach Afghanistan bis auf weiteres ausgesetzt, 
wie das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur mitteilte (TN 20.7.2020; vgl. AnA 19.7.2020, DS 19.7.2020). 
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Bestimmte öffentliche Verkehrsmittel wie Busse, die mehr als vier Passagiere befördern, dürfen nicht verkehren. 
Obwohl sich die Regierung nicht dazu geäußert hat, die Reisebeschränkungen für die Bürger aufzuheben, um 
die Ausbreitung von COVID-19 zu verhindern, hat sich der Verkehr in den Städten wieder normalisiert, und 
Restaurants und Parks sind wieder geöffnet (TN 12.7.2020). 

COVID 19, Stand 29.06.2020: 

… 

Berichten zufolge, haben sich mehr als 30.000 Menschen in Afghanistan mit COVID-19 angesteckt (WP 
25.5.2020; vgl. JHU 26.6.2020), mehr als 670 sind daran gestorben. Dem Gesundheitsministerium zufolge, 
liegen die tatsächlichen Zahlen viel höher; auch bestünde dem Ministerium zufolge die Möglichkeit, dass in den 
kommenden Monaten landesweit bis zu 26 Millionen Menschen mit dem Virus infiziert werden könnten, womit 
die Zahl der Todesopfer 100.000 übersteigen könnte. Die COVID-19 Testraten sind extrem niedrig in Afghanistan: 
weniger als 0,2% der Bevölkerung – rund 64.900 Menschen von geschätzten 37,6 Millionen Einwohnern – 
wurden bis jetzt auf COVID-19 getestet (WP 25.6.2020). 

In vier der 34 Provinzen Afghanistans – Nangahar, Ghazni, Logar und Kunduz – hat sich unter den 
Sicherheitskräften COVID-19 ausgebreitet. In manchen Einheiten wird eine Infektionsrate von 60-90% vermutet. 
Dadurch steht weniger Personal bei Operationen und/oder zur Aufnahme des Dienstes auf Außenposten zur 
Verfügung (WP 25.6.2020). 

In Afghanistan sind landesweit derzeit Mobilität, soziale und geschäftliche Aktivitäten sowie Regierungsdienste 
eingeschränkt. In den größeren Städten wie z.B. Kabul, Kandahar, Mazar-e Sharif, Jalalabad, Parwan usw. wird 
auf diese Maßnahmen stärker geachtet und dementsprechend kontrolliert. Verboten sind zudem auch 
Großveranstaltungen – Regierungsveranstaltungen, Hochzeitsfeiern, Sportveranstaltungen – bei denen mehr als 
zehn Personen zusammenkommen würden (RA KBL 19.6.2020). In der Öffentlichkeit ist die Bevölkerung 
verpflichtet einen Nasen-Mund-Schutz zu tragen (AJ 8.6.2020). 

Wirksame Maßnahmen der Regierung zur Bekämpfung von COVID-19 scheinen derzeit auf keiner Ebene 
möglich zu sein: der afghanischen Regierung zufolge, lebt 52% der Bevölkerung in Armut, während 45% in 
Ernährungsunsicherheit lebt (AF 24.6.2020). Dem Lockdown folge zu leisten, "social distancing" zu betreiben 
und zuhause zu bleiben ist daher für viele keine Option, da viele Afghan/innen arbeiten müssen, um ihre 
Familien versorgen zu können (AJ 8.6.2020). 

Gesellschaftliche Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19 Auswirkungen 

In Kabul, hat sich aus der COVID-19-Krise heraus ein "Solidaritätsprogramm" entwickelt, welches später in 
anderen Provinzen repliziert wurde. Eine afghanische Tageszeitung rief Hausbesitzer dazu auf, jenen ihrer 
Mieter/innen, die Miete zu reduzieren oder zu erlassen, die aufgrund der Ausgangsbeschränkungen nicht 
arbeiten konnten. Viele Hausbesitzer folgten dem Aufruf (AF 24.6.2020). 

Bei der Spendenaktion „Kocha Ba Kocha“ kamen junge Freiwillige zusammen, um auf die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Pandemie zu reagieren, indem sie Spenden für bedürftige Familien sammelten und ihnen 
kostenlos Nahrungsmittel zur Verfügung stellten. In einem weiteren Fall startete eine Privatbank eine 
Spendenkampagne, durch die 10.000 Haushalte in Kabul und andere Provinzen monatlich mit Lebensmitteln 
versorgt wurden. Außerdem initiierte die afghanische Regierung das sogenannte „kostenlose Brot“-Programm; 
bei dem bedürftige Familien – ausgewählt durch Gemeindeälteste – rund einen Monat lang mit kostenlosem 
Brot versorgt werden (AF 24.6.2020). In dem mehrphasigen Projekt, erhält täglich jede Person innerhalb einer 
Familie zwei Stück des traditionellen Brots, von einer Bäckerei in der Nähe ihres Wohnortes (TN 15.6.2020). Die 
Regierung kündigte kürzlich an, das Programm um einen weiteren Monat zu verlängern (AF 24.6.2020; vgl. TN 
15.6.2020). Beispielsweise beklagten sich bedürftige Familien in der Provinz Jawzjan über Korruption im 
Rahmen dieses Projektes (TN 20.5.2020). 

Weitere Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Schulen und Universitäten sind nach aktuellem Stand bis September 2020 geschlossen (AJ 8.6.2020; vgl. RA KBL 
19.6.2020). Über Fernlernprogramme, via Internet, Radio und Fernsehen soll der traditionelle Unterricht im 
Klassenzimmer vorerst weiterhin ersetzen werden (AJ 8.6.2020). Fernlehre funktioniert jedoch nur bei wenigen 
Studierenden. Zum Einen können sich viele Familien weder Internet noch die dafür benötigten Geräte leisten 
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und zum Anderem schränkt eine hohe Analphabetenzahl unter den Eltern in Afghanistan diese dabei ein, ihren 
Kindern beim Lernen behilflich sein zu können (HRW 18.6.2020). 

Die großen Reisebeschränkungen wurden mittlerweile aufgehoben; die Bevölkerung kann nun in alle Provinzen 
reisen (RA KBL 19.6.2020). Afghanistan hat mit 24.6.2020 den internationalen Flugverkehr mit einem Turkish 
Airlines-Flug von Kabul nach Istanbul wieder aufgenommen; wobei der Flugplan aufgrund von Restriktionen auf 
vier Flüge pro Woche beschränkt wird (AnA 24.6.2020). Emirates, eine staatliche Fluglinie der Vereinigten 
Arabischen Emirate, hat mit 25.6.2020 Flüge zwischen Afghanistan und Dubai wieder aufgenommen (AnA 
24.6.2020; vgl. GN 9.6.2020). Zwei afghanische Fluggesellschaften Ariana Airlines und der lokale private 
Betreiber Kam Air haben ebenso Flüge ins Ausland wieder aufgenommen (AnA 24.6.2020). Bei Reisen mit dem 
Flugzeug sind grundlegende COVID-19-Schutzmaßnahmen erforderlich (RA KBL 19.6.2020). Wird hingegen die 
Reise mit dem Auto angetreten, so sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Zwischen den Städten 
Afghanistans verkehren Busse. Grundlegende Schutzmaßnahmen nach COVID-19 werden von der Regierung 
zwar empfohlen – manchmal werden diese nicht vollständig umgesetzt (RA KBL 19.6.2020). 

Seit 1.1.2020 beträgt die Anzahl zurückgekehrter Personen aus dem Iran und Pakistan: 339.742; 337.871 
Personen aus dem Iran (247.082 spontane Rückkehrer/innen und 90.789 wurden abgeschoben) und 1.871 
Personen aus Pakistan (1.805 spontane Rückkehrer/innen und 66 Personen wurden abgeschoben) (UNHCR 
20.6.2020). 

Situation in der Grenzregion und Rückkehr aus Pakistan 

Die Grenze zu Pakistan war fast drei Monate lang aufgrund der COVID-19-Pandemie gesperrt. Mit 22.6.2020 
erhielt Pakistan an drei Grenzübergängen erste Exporte aus Afghanistan: frisches Obst und Gemüse wurde über 
die Grenzübergänge Torkham, Chaman und Ghulam Khan nach Pakistan exportiert. Im Hinblick auf COVID-19 
wurden  Standardarbeitsanweisungen (SOPs – standard operating procedures) für den grenzüberschreitenden 
Handel angewandt (XI 23.6.2020). Der bilaterale Handel soll an sechs Tagen der Woche betrieben werden, 
während an Samstagen diese Grenzübergänge für Fußgänger reserviert sind (XI 23.6.2020; vgl. UNHCR 
20.6.2020); in der Praxis wurde der Fußgängerverkehr jedoch häufiger zugelassen (UNHCR 20.6.2020). 

Pakistanischen Behörden zufolge waren die zwei Grenzübergänge Torkham und Chaman auf Ansuchen 
Afghanistans und aus humanitären Gründen bereits früher für den Transithandel sowie Exporte nach 
Afghanistan geöffnet worden (XI 23.6.2020). 

Situation in der Grenzregion und Rückkehr aus dem Iran 

Die Anzahl aus dem Iran abgeschobener Afghanen ist im Vergleich zum Monat Mai stark gestiegen. Berichten 
zufolge haben die Lockerungen der Mobilitätsmaßnahmen dazu geführt, dass viele Afghanen mithilfe von 
Schmugglern in den Iran ausreisen. UNHCR zufolge, gaben Interviewpartner/innen an, kürzlich in den Iran 
eingereist zu sein, aber von der Polizei verhaftet und sofort nach Afghanistan abgeschoben worden zu sein 
(UNHCR 20.6.2020).“ 

COVID-19, Stand 18.05.2020: 

… 

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Fälle registriert (NYT 22.4.2020). 
Nachbarländer von Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zählen zu jenen Ländern, die von COVID-19 
besonders betroffen waren bzw. nach wie vor sind. Dennoch ist die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten 
Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020). COVID-19 Verdachtsfälle können in Afghanistan aufgrund von 
Kapazitätsproblem bei Tests nicht überprüft werden – was von afghanischer Seite bestätigt wird (DW 22.4.2020; 
vgl. QA 16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch wird die Dunkelziffer von afghanischen Beamten 
höher geschätzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan können derzeit täglich 500 bis 700 Personen getestet werden. 
Diese Kapazitäten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 Personen täglich erhöht werden (WP 
20.4.2020). Die Regierung bemüht sich noch weitere Testkits zu besorgen – was Angesicht der derzeitigen 
Nachfrage weltweit, eine Herausforderung ist (DW 22.4.2020). 

Landesweit können – mit Hilfe der Vereinten Nationen – in acht Einrichtungen COVID-19-Testungen 
durchgeführt werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitäten und -ausrüstung einige 
Einrichtungen dazu gezwungen Testungen vorübergehend einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem können 
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COVID-19-Verdachtsfälle in Einrichtungen folgender Provinzen überprüft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 
30.3.2020) und Kandahar. COVID-19 Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, Uruzgan und Zabul 
werden ebenso an die Einrichtung in Kandahar übermittelt (TN 7.4.2020a). 

Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfällig für den Ausbruch von Krankheiten: nach wie 
vor ist Polio dort endemisch (als eines von drei Ländern weltweit) (WP 20.4.2020) außerdem ist das 
Gesundheitssystem fragil (AnA 21.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an 
adäquaten Medikamenten für Patient/innen, die an COVID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen 
Medikamente, die hierfür zur Verfügung stehen, kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an 
COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese Herausforderung 
(AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit stehen 10.400 Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 
Beatmungsgeräte zur Verfügung (TN 8.4.2020; vgl. DW 22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgeräte 
plant die afghanische Regierung zu besorgen. Weiters mangelt es an geschultem Personal, um diese 
medizinischen Geräte in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). 
Engpässe bestehen bei den PPE (personal protective equipment), persönlichen Schutzausrüstungen für 
medizinisches Personal; außerdem wird mehr fachliches Personal benötigt, um Patient/innen auf den 
Intensivstationen zu betreuen (ARZ KBL 7.5.2020). 

Aufgrund der Nähe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans (DW 22.4.2020; vgl. NYT 
22.4.2020); dort wurde nämlich die höchste Anzahl bestätigter COVID-19-Fälle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. 
DW 22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl positiver Fälle unter dem Gesundheitspersonal verstärkt. 
Mitarbeiter/innen des Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausrüstung – die Provinzdirektion 
bestätigte dies und erklärtes mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). Betten, 
Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräte und Medikamente wurden bereits bestellt – jedoch ist unklar, wann die 
Krankenhäuser diese Dinge tatsächlich erhalten werden (NYT 22.4.2020). Die Provinz Herat verfügt über drei 
Gesundheitseinrichtungen für COVID-19-Patient/innen. Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind 
für Patient/innen mit leichten Symptomen bzw. Verdachtsfällen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit 
schweren Symptomen hingegen, werden in das Regionalkrankenhaus von Herat, welches einige Kilometer vom 
Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN 7.4.2020b). In Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgeräte 
auf nur 10 bis 12 Stück geschätzt (BBC 9.4.2020; vgl. TN 8.4.2020). 

Beispiele für Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Eine Reihe afghanischer Städte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und Kandahar (TG 
1.4.2020a). Zusätzlich wurde der öffentliche und kommerzielle Verkehr zwischen den Provinzen gestoppt (WP 
20.4.2020). Beispielsweise dürfen sich in der Stadt Kabul nur noch medizinisches Personal, Bäcker, 
Journalist/innen, (Nahrungsmittel)Verkäufer/innen und Beschäftigte im Telekommunikationsbereich bewegen. 
Der Kabuler Bürgermeister warnte vor "harten Maßnahmen" der Regierung, die ergriffen werden, sollten sich 
die Einwohner/innen in Kabul nicht an die Anordnungen halten, unnötige Bewegungen innerhalb der Stadt zu 
stoppen. Die Sicherheitskräfte sind beauftragt zu handeln, um die Beschränkung umzusetzen (TN 9.4.2020a). 

Mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 22.4.2020): Aufgrund 
der Maßnahmen sorgen sich zehntausende Tagelöhner in Kabul und Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge, 
arbeiten allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). 
Offiziellen Schätzungen zufolge können z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagelöhner aufgrund des Lockdowns nicht 
arbeiten und haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um Hunderttausende zu 
ernähren, nimmt die Bevölkerung die Bedrohung durch das Virus nicht ernst. Zwar hat die Bevölkerung anfangs 
großzügig gespendet, aber auch diese Spenden werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen 
Auswirkungen auf Unternehmen sichtbar werden (NYT 22.4.2020). 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration (IOM) unterstützen 
das afghanische Ministerium für öffentliche Gesundheit (MOPH) (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die 
WHO übt eine beratende Funktion aus und unterstützt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen 
Bereichen während der COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb 
der Gemeinschaften 3. Monitoring (durch eigens dafür eingerichtete Einheiten – speziell was die Situation von 
Rückkehrer/innen an den Grenzübergängen und deren weitere Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an 
Einreisepunkten – an den 4 internationalen Flughäfen sowie 13 Grenzübergängen werden medizinische 
Kontroll- und Überwachungsaktivitäten durchgeführt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).   
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Taliban und COVID-19 

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren könnten, um Gesundheitsbehörden zu 
erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 
2.4.2020; vgl. TD 2.4.2020). In der nördlichen Provinz Kunduz, hätten die Taliban eine Gesundheitskommission 
gegründet, die direkt in den Gemeinden das öffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus stärkt. Auch sollen 
Quarantänezentren eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfälle untergebracht wurden. Die 
Taliban hätten sowohl Schutzhandschuhe, als auch Masken und Broschüren verteilt; auch würden sie jene, die 
aus anderen Gebieten kommen, auf COVID-19 testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie 
in Baghlan, wird die Bevölkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee über COVID-19 
informiert. Wie in der Provinz Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit (Schutz)material, helfen 
Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu gelangen, die in Taliban kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere 
Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD 13.3.2020). 

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den Modus Operandi der 
Truppe. Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten gewogen zu halten, setzen die Taliban 
auf Volksnähe. Durch die Präsenz vor Ort machten die Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hätten, um 
COVID-19 medizinisch viel entgegenzusetzen: Die Taliban können Prävention betreiben, behandeln können sie 
Erkrankte nicht (NZZ 7.4.2020). 

Aktuelle Informationen zu Rückkehrprojekten 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen Rückkehr. Aufgrund des 
stark reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Länder tatsächlich möglich. 
Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich dabei, wie bekannt, Unterstützung bei der Ausreise am 
Flughafen Wien Schwechat an (IOM AUT 18.5.2020). 

IOM Österreich bietet derzeit, aufgrund der COVID-19-Lage, folgende Aktivitäten an:   

Qualitätssicherung in der Rückkehrberatung (Erarbeitung von Leitfäden und Trainings) 

Unterstützung bei der freiwilligen Rückkehr und Reintegration im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten 
(Virtuelle Beratung, Austausch mit Rückkehrberatungseinrichtungen und Behörden, Monitoring der 
Reisemöglichkeiten) (IOM AUT 18.5.2020). 

Das Projekt RESTART III – Unterstützung des österreichischen Rückkehrsystems und der Reintegration freiwilliger 
Rückkehrer/innen in Afghanistan“ wird bereits umgesetzt. Derzeit arbeiten die österreichischen IOM-
Mitarbeiter/innen vorwiegend an der ersten Komponente (Unterstützung des österreichischen 
Rückkehrsystems) und erarbeiten Leitfäden und Trainingsinhalte. Die Unterstützung der freiwilligen Rückkehr 
nach Afghanistan ist derzeit aufgrund fehlender Flugverbindungen nicht möglich. IOM beobachtet die Situation 
und steht diesbezüglich in engem Austausch mit den zuständigen Rückkehrberatungseinrichtungen und den 
österreichischen Behörden (IOM AUT 18.5.2020) 

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach Afghanistan 
zurückgekehrt. Mit ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, welche sich noch in Österreich 
befinden, steht IOM Österreich in Kontakt und bietet Beratung/Information über virtuelle 
Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020). 

Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Rückkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch weiterhin in 
Afghanistan operativ (IOM KBL 13.5.2020). 

Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2019). Die afghanische Regierung 
behält die Kontrolle über Kabul, die wichtigsten Bevölkerungszentren und Transitrouten sowie 
Provinzhauptstädte und die meisten Distriktzentren. Nichtsdestotrotz, hat die afghanische Regierung wichtige 
Transitrouten verloren (USDOD 12.2019). 
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Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer "strategischen Pattsituation", die nur durch 
Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gelöst werden kann (SIGAR 30.1.2020). 
Die afghanische Regierung führte zum ersten Mal persönliche Gespräche mit den Taliban, inhaltlich wurde über 
den Austausch tausender Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten sich nur per 
Videokonferenz unterhalten (BBC 1.4.2020). Ein erster Schritt Richtung inner-afghanischer Verhandlungen, 
welcher Teil eines zwischen Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens ist (TD 2.4.2020). Die 
Gespräche fanden vor dem Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020). 

Für den Berichtszeitraum 8.11.2019-6.2.2020 verzeichnete die UNAMA 4.907 sicherheitsrelevante Vorfälle – 
ähnlich dem Vorjahreswert. Die Sicherheitslage blieb nach wie vor volatil. Die höchste Anzahl 
sicherheitsrelevanter Vorfälle wurden in der südlichen Region, gefolgt von den nördlichen und östlichen 
Regionen, registriert, die alle samt 68% der Zwischenfälle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen waren in 
den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gingen die 
Kämpfe in den Wintermonaten – Ende 2019 und Anfang 2020 – zurück (UNGASC 17.3.2020). 

Die Sicherheitslage im Jahr 2019 

Die geographische Verteilung aufständischer Aktivitäten innerhalb Afghanistans blieb, im Vergleich der beiden 
Jahre 2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch weiterhin im Süden und Westen 
Afghanistans weiterhin schwere Kampfhandlungen statt; feindliche Aktivitäten nahmen zu und breiteten sich in 
größeren Gebieten des Nordens und Ostens aus. Der Resolute Support (RS) Mision (seit 2015 die 
Unterstützungsmission der NATO in Afghanistan) zufolge, waren für das Jahr 2019 29.083 feindlich-initiierte 
Angriffe landesweit zu verzeichnen. Im Gegensatz waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020). Mit einer 
hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen – speziell in den südlichen, nördlichen und östlichen Regionen 
– blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein Zeitraum der Reduzierung der Gewalt registriert werden 
konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan) registrierte für das gesamte Jahr 2019 
10.392 zivile Opfer, was einem Rückgang von 5% gegenüber 2018 entspricht (UNGASC 17.3.2020). 

Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich zugenommen. Im 
September 2019 fanden die afghanischen Präsidentschaftswahlen statt, in diesem Monat wurde auch die 
höchste Anzahl feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats seit Juni 2012 und die höchste Anzahl effektiver 
feindlicher Angriffe seit Beginn der Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses Ausmaß an 
Gewalt setzte sich auch nach den Präsidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die zweithöchste 
Anzahl feindlicher Angriffe in einem Monat seit Juli 2013 dokumentiert. Betrachtet man jedoch das Jahr 2019 in 
dessen Gesamtheit, so waren scheinbar feindliche Angriffe, seit Anfang des Jahres, im Zuge der laufenden 
Friedensgespräche zurückgegangen. Nichtsdestotrotz führte ein turbulentes letztes Halbjahr zu verstärkten 
Angriffen feindlicher Elemente von insgesamt 6% und effektiver Angriffe von 4% im Jahr 2019 im Vergleich zu 
den bereits hohen Werten des Jahres 2018 (SIGAR 30.1.2020). 

Zivile Opfer 

Für das Jahr 2019 registrierte die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) als Folge des 
bewaffneten Konflikts 10.392 zivile Opfer (3.403 Tote und 6.989 Verletzte), was einen Rückgang um 5% 
gegenüber dem Vorjahr, aber auch die niedrigste Anzahl an zivilen Opfern seit dem Jahr 2013 bedeutet. 
Nachdem die Anzahl der durch ISKP verursachten zivilen Opfer zurückgegangen war, konnte ein Rückgang aller 
zivilen Opfer registriert werden, wenngleich die Anzahl ziviler Opfer speziell durch Taliban und internationale 
Streitkräfte zugenommen hatte. Im Laufe des Jahres 2019 war das Gewaltniveau erheblichen Schwankungen 
unterworfen, was auf Erfolge und Misserfolge im Rahmen der Friedensverhandlungen zwischen Taliban und den 
US-Amerikanern zurückzuführen war. In der ersten Jahreshälfte 2019 kam es zu intensiven Luftangriffen durch 
die internationalen Streitkräfte und Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte – insbesondere der 
Spezialkräfte des afghanischen Geheimdienstes NDS (National Directorate of Security Special Forces) (UNAMA 
2.2020). 

Aufgrund der Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte, gab es zur Jahresmitte mehr zivile Opfer durch 
regierungsfreundliche Truppen als durch regierungsfeindliche Truppen. Das dritte Quartal des Jahres 2019 
registrierte die höchste Anzahl an zivilen Opfern seit 2009, was hauptsächlich auf verstärkte Anzahl von 
Angriffen durch Selbstmordattentäter und IEDs (improvisierte Sprengsätze) der regierungsfeindlichen Seite – 
insbesondere der Taliban – sowie auf Gewalt in Zusammenhang mit den Präsidentschaftswahlen 
zurückzuführen ist. Das vierte Quartal 2019 verzeichnete, im Vergleich zum Jahr 2018, eine geringere Anzahl an 
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zivilen Opfern; wenngleich sich deren Anzahl durch Luftangriffe, Suchoperationen und IEDs seit dem Jahr 2015 
auf einem Rekordniveau befand (UNAMA 2.2020). 

Die RS-Mission sammelt ebenfalls Informationen zu zivilen Opfern in Afghanistan, die sich gegenüber der 
Datensammlung der UNAMA unterscheiden, da die RS-Mission Zugang zu einem breiteren Spektrum an 
forensischen Daten und Quellen hat. Der RS-Mission zufolge, ist im Jahr 2019 die Anzahl ziviler Opfer in den 
meisten Provinzen (19 von 34) im Vergleich zum Jahr 2018 gestiegen; auch haben sich die Schwerpunkte 
verschoben. So verzeichneten die Provinzen Kabul und Nangarhar weiterhin die höchste Anzahl ziviler Opfer. Im 
letzten Quartal schrieb die RS-Mission 91% ziviler Opfer regierungsfeindlichen Kräften zu (29% wurden den 
Taliban zugeschrieben, 11% ISKP, 4% dem Haqqani-Netzwerk und 47% unbekannten Aufständischen). 4% 
wurden regierungsnahen/-freundlichen Kräften zugeschrieben (3% der ANDSF und 1% den Koalitionskräften), 
während 5% anderen oder unbekannten Kräften zugeschrieben wurden. Diese Prozentsätze entsprechen in 
etwa den RS-Opferzahlen für Anfang 2019. Als Hauptursache für zivile Opfer waren weiterhin improvisierte 
Sprengsätze (43%), gefolgt von direkten (25%) und indirekten Beschüssen (5%) verantwortlich – dies war auch 
schon zu Beginn des Jahres 2019 der Fall (SIGAR 30.1.2020). 

High-Profile Angriffe (HPAs) 

Sowohl in den ersten fünf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 führten Aufständische, Taliban und 
andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf hochrangige 
Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der afghanischen Regierung zu 
untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 12.2019; vgl. 
USDOD 6.2019). Das Haqqani-Netzwerk führte von September bis zum Ende des Berichtszeitraums keine HPA in 
der Hauptstadtregion durch. Die Gesamtzahl der öffentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch 
im ganzen Land in den letzten anderthalb Jahren stetig zurückgegangen (USDOD 12.2019). Zwischen 1.6.2019 
und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 17) (USDOD 12.2019), landesweit betrug die Zahl 
88 (USDOD 12.2019). 

Öffentlichkeitswirksame Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente setzten sich im Berichtszeitraum 
(8.11.2019-6.2.2020) fort: 8 Selbstmordanschläge wurden verzeichnet; im Berichtszeitraum davor (9.8.-
7.11.2019) wurden 31 und im Vergleichszeitraum des Vorjahres 12 Selbstmordanschläge verzeichnet. Der 
Großteil der Anschläge richtetet sich gegen die ANDSF (afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte) und 
die internationalen Streitkräfte; dazu zählte ein komplexer Angriff der Taliban auf den Militärflughafen Bagram 
im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in Provinz Nangarhar zu einem sogenannten „green-on-blue-
attack“: der Angreifer trug die Uniform der afghanischen Nationalarmee und eröffnete das Feuer auf 
internationale Streitkräfte, dabei wurden zwei US-Soldaten und ein Soldat der afghanischen Nationalarmee 
getötet. Zu einem weiteren Selbstmordanschlag auf eine Militärakademie kam es ebenso im Februar in der 
Stadt Kabul; bei diesem Angriff wurden mindestens 6 Personen getötet und mehr als 10 verwundet (UNGASC 
17.3.2020). Dieser Großangriff beendete mehrere Monate relativer Ruhe in der afghanischen Hauptstadt (DS 
11.2.2020; vgl. UNGASC 17.3.2020). 

Die Taliban setzten außerdem improvisierte Sprengkörper in Selbstmordfahrzeugen gegen Einrichtungen der 
ANDSF in den Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh ein (UNGASC 17.3.2020). 

Anschläge gegen Gläubige und Kultstätten, religiöse Minderheiten 

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang März 2020 zu 
einem ersten großen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den 
Verhandlungen nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines 
schiitischen Führers; Schätzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getötet und 60 Personen 
verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). 

Am 25.3.2020 kam es zu einem tödlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstätte der Sikh (Dharamshala) in 
Kabul. Dabei starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (NYT 26.3.2020; vgl. TN 26.3.2020; BBC 
25.3.2020). Regierungsnahe Quellen in Afghanistan machen das Haqqani-Netzwerk für diesen Angriff 
verantwortlich, sie werten dies als Vergeltung für die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 27.3.2020; vgl. TTI 
26.3.2020). Die Taliban distanzierten sich von dem Angriff (NYT 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die 
Gebetsstätte, detonierte eine magnetische Bombe beim Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten für 
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die getöteten Sikh-Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; 
vgl. NYT 26.3.2020). 

Regierungsfeindliche Gruppierungen 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv – insbesondere die Grenzregion 
zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche Gruppierungen, wie  Taliban, Islamischer Staat, al-
Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan 
(USDOD 12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur für die beiden Länder eine Sicherheitsherausforderung 
dar, sondern eine Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und Stabilität (USDOD 12.2019): 

Taliban 

Der derzeitige Taliban-Führer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. FA 3.1.2018) – 
Stellvertreter sind Mullah Mohammad Yaqub – Sohn des ehemaligen Taliban-Führers Mullah Omar – und 
Serajuddin Haqqani (CTC 1.2018; vgl. TN 26.5.2016) Sohn des Führers des Haqqani-Netzwerkes (TN 13.1.2017). 
Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.). Die Regierungsstruktur und 
das militärische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban definiert (AAN 4.7.2011), 
welche zuletzt 2010 veröffentlicht wurde (AAN 6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische Organisation 
(NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit angesehen, während diese aber 
eine lose Zusammenballung lokaler Stammesführer, unabhängiger Warlords sowie abgekoppelter und 
abgeschotteter Zellen sind (BR 5.3.2020). 

Ein Bericht über die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kämpfer in zwei Kategorien: professionelle 
Vollzeitkämpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kämpfer vor Ort, die gegenüber einem 
lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). Die Gesamtstärke 
der Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf über 200.000 geschätzt, darunter angeblich 150.000 
Kämpfer (rund 60.000 Vollzeitkämpfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen Milizen). Der Experte 
schätzte jedoch, dass die Zahl der Vollzeitkämpfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv sind, selten 40.000 
übersteigt (LI 23.8.2017). Im Jänner 2018 schätzte ein Beamter des US-Verteidigungsministeriums die 
Gesamtstärke der Taliban in Afghanistan auf 60.000 (NBC 30.1.2018). Laut dem oben genannten Experten 
werden die Kämpfe hauptsächlich von den Vollzeitkämpfern der mobilen Einheiten ausgetragen (LI 23.8.2017; 
vgl. AAN 3.1.2017; AAN 17.3.2017). 

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon öffentlich zur Schau 
gestellt. Das Khalid bin Walid-Camp soll12 Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, Ghazni, 
Ghor, Saripul, Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militärtrainer und Gelehrte sind dort tätig und es soll 
möglich sein, in diesem Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.8.2019). 

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken, 
Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschließlich Schiiten) gibt (LI 23.8.2017). In einigen 
nördlichen Gebieten sollen die Taliban bereits überwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen 
Bevölkerung rekrutieren (LI 23.8.2017). 

Haqqani-Netzwerk 

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen 
Taliban und Verbündeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019). Benannt nach dessen Begründer, Jalaluddin Haqqani 
(AAN 1.7.2010; vgl. USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem führenden Mitglied des antisowjetischen 
Jihad (1979-1989) und einer wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 
verlautbart. Der derzeitige Leiter ist dessen Sohn Serajuddin Haqqani, der seit 2015, als stellvertretender Leiter 
galt (CTC 1.2018). 

Als gefährlichster Arm der Taliban, hat das Haqqani-Netzwerk, seit Jahren Angriffe in den städtischen Bereichen 
ausgeführt (NYT 20.8.2019) und wird für einige der tödlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich gemacht 
(CRS 12.2.2019). 

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) 
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Erste Berichte über den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf den 
Sommer 2014 zurück (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Zu den Kommandanten gehörten zunächst oft 
unzufriedene afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schätzungen zur Stärke 
des ISKP variieren zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.9.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kämpfern (UNSC 
13.6.2019). Nach US-Angaben vom Frühjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische 
Staat vom zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen 
Kämpfern profitieren (BAMF 3.6.2019; vgl. VOA 21.5.2019). 

Der ISKP geriet in dessen Hochburg in Ostafghanistan nachhaltig unter Druck (UNGASC 17.3.2020). Jahrelange 
konzertierten sich Militäroffensiven der US-amerikanischen und afghanischen Streitkräfte auf diese 
Hochburgen. Auch die Taliban intensivierten in jüngster Zeit ihre Angriffe gegen den ISKP in diesen Regionen 
(NYT 2.12.2020; vgl. SIGAR 30.1.2020). So sollen 5.000 Talibankämpfer aus der Provinz Kandahar gekommen 
sein, um den ISKP in Nangarhar zu bekämpfen (DW 26.2.2020; vgl. MT 27.2.2020). Schlussendlich ist im 
November 2019 die wichtigste Hochburg des islamischen Staates in Ostafghanistan zusammengebrochen (NYT 
2.12.2020; vgl. SIGAR 30.1.2020). Über 1.400 Kämpfer und Anhänger des ISKP, darunter auch Frauen und 
Kinder, kapitulierten. Zwar wurde der ISKP im November 2019 weitgehend aus der Provinz Nangarhar 
vertrieben, jedoch soll er weiterhin in den westlichen Gebieten der Provinz Kunar präsent sein (UNGASC 
17.3.2020). Die landesweite Mannstärke des ISKP wurde seit Anfang 2019 von 3.000 Kämpfern auf 300 Kämpfer 
reduziert (NYT 2.12.2020). 

49 Angriffe werden dem ISKP im Zeitraum 8.11.2019-6.2.2020 zugeschrieben, im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres wurden 194 Vorfälle registriert. Im Berichtszeitraum davor wurden 68 Angriffe registriert (UNGASC 
17.3.2020). 

Die Macht des ISKP in Afghanistan ist kleiner, als jene der Taliban; auch hat er viel Territorium verloren. Der ISKP 
war bzw. ist nicht Teil der Friedensverhandlungen mit den USA und ist weiterhin in der Lage, tödliche Angriffe 
durchzuführen (BBC 25.3.2020). Aufgrund des Territoriumsverlustes ist die Rekrutierung und Planung des ISKP 
stark eingeschränkt (NYT 2.12.2020). 

Der ISKP verurteilt die Taliban als "Abtrünnige", die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen (CRS 
12.2.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kämpfen die Taliban seit Jahren 
gegen den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 19.8.2019; vgl. AP 
19.8.2019). Während die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und 
internationale Sicherheitskräfte beschränken (AP 19.8.2019), zielt der ISKP darauf ab, konfessionelle Gewalt in 
Afghanistan zu fördern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.8.2019). 

Al-Qaida und ihr verbundene Gruppierungen 

Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstätte für ihre Führung, basierend auf 
langjährigen und engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder öffentlich die 
Bedeutung ihres Bündnisses betont (UNSC 15.1.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-Qaida in 
den letzten Jahren stärker geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschätzt, wobei sich die 
meisten in den Provinzen Badakhshan, Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-Kadettenführer sind 
oftmals in den Provinzen Helmand und Kandahar aktiv (UNSC 13.6.2019). 

Al-Qaida will die Präsenz in der Provinz Badakhshan stärken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der 
Grenze zu Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Präsenz 
auszubauen. Des Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und ihrer 
Familienmitglieder (UNSC 13.6.2019). 

Im Rahmen der Friedensgespräche mit US-Vertretern haben die Taliban angeblich im Jänner 2019 zugestimmt, 
internationale Terrorgruppen wie Al-Qaida aus Afghanistan zu verbannen (TEL 24.1.2019). 

(Maidan) Wardak 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Wardak, auch bekannt als Maidan Wardak, grenzt im Norden an Parwan und Bamyan, im Osten an 
Kabul und Logar und im Süden und Westen an Ghazni. Die Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Chak-
e-Wardak, Daimir Dad, Hissa-e-awali Behsud, Jaghatu, Jalrez, Markaz-e-Behsud, Maidan Shahr, Nerkh, Sayyid 
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Abad (CSO 2019; vgl. IEC 2018w, UNOCHA 4.2014w, NPS o.D., OPr 1.2.2017). Die Provinzhauptstadt ist Maidan 
Shahr, die sich etwa 40 Kilometer südwestlich von Kabul befindet (WP 26.10.2016; vgl. OPr 1.2.2017). 

Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schätzte die Bevölkerung von Wardak für den Zeitraum 
2019-20 auf 648.866 Personen (CSO 2019). Sie besteht aus Tadschiken, Paschtunen und Hazara (OPr 1.2.2017; 
vgl. NPS o.D.). 

Wardak ist aufgrund seiner strategischen Position – unter anderem kreuzen hier die Autobahn Richtung Westen 
und Osten, sowie Norden und Süden – und der Nähe zu Kabul eine bedeutsame Provinz (ARN 23.6.2019). Die 
Autobahn Kabul-Kandahar durchquert die Distrikte Maidan Shahr, Narkh und Saydabad (UNOCHA 4.2014w). Im 
Juni 2019 kündigte der afghanische Transportminister an, dass ein Stück der Straße nun asphaltiert würde (AN 
30.6.2019). Eine Provinzstraße führt von Maidan Shahr nach Bamyan durch die Distrikte Jalrez, Hesa-e Awal-e 
Behsud, Markaz-e Behsud und den Haji-gak-Pass (UNOCHA 4.2014w). Die Taliban sind entlang dieser Straße 
präsent, dort kam es in der Vergangenheit zu Fällen von Erschießungen oder Entführungen von Passagieren  (DA 
11.6.2019; vgl. RY 2.6.2019; NYT 18.8.2018; WZ 4.1.2018), das Sammeln von „ushr“ (eine prozentuelle Steuer – 
Anm.) (PAJ 5.11.2018). In gewissen Distrikten – wie z.B. Sayyid Abad und Daimir Dad – sollen die Taliban Posten 
auf der Autobahn aufgestellt haben (UNSG 7.12.2018; vgl. PAJ 27.10.2018; AP 7.10.2018; UNAMA 11.2018). Im 
Rahmen der Parlamentswahlen im Oktober 2018 sollen die Taliban in Maidan Wardak zudem Straßensperren 
errichtet haben, um die Bewohner vom Wählen abzuhalten (UNAMA 11.2018). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 hat die Provinz Wardak seit 2013 den Status „schlafmohnfrei“ 
(UNDOC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die Sicherheitslage in der Provinz Maidan Wardak hat sich in den letzten Monaten verschlechtert. 
Aufständische der Taliban sind in gewissen Distrikten aktiv und führen terroristische Aktivitäten aus (KP 
19.7.2019; vgl. KP 2.7.2019; DA 11.6.2019; KP 22.4.2019; KP 30.12.2018). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Wardak in der Verantwortung 
des 203. ANA Corps (USDOD 6.2019; vgl. KP 4.7.2019), das der Task Force Southeast unter der Leitung von US-
Truppen untersteht (USDOD 6.2019). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

… 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 184 zivile Opfer (108 Tote und 76 Verletzte) in der Provinz Wardak. Dies 
entspricht einem Rückgang von 18% gegenüber 2018. Die Hauptursachen für die Opfer waren Kämpfe am 
Boden, gefolgt von Luftangriffen und Suchoperationen (UNAMA 2.2020). 

In der Provinz kommt es regelmäßig zu Sicherheitsoperationen (z.B. KP 9.8.2019; KP 6.8.2019; KP 19.7.2019; KP 
2.7.2019; KP 20.6.2019; XI 29.5.2019; KP 21.5.2019; KP 22.4.2019; BN 28.5.2019; AJ 10.3.2019; PAJ 23.1.2019; 
KP 30.12.2018; ARU 11.10.2018; AT 9.10.2018; TN 26.9.2018). Dabei werden manchmal Aufständische getötet 
(z.B. KP 6.8.2019; KP 2.7.2019; KP 20.6.2019; XI 29.5.2019; KP 21.5.2019; KP 22.4.2019; BN 28.5.2019) und 
manchmal Gefangene der Taliban befreit (AN 20.6.2019). 

Die Taliban griffen Kontrollpunkte der Sicherheitskräfte an und es kam zu Gefechten mit den 
Regierungstruppen, was zu Opfern unter den Sicherheitskräften und den Aufständischen führte (z.B. FRP 
29.7.2019; ARN 23.6.2019; AN 29.5.2019; TN 9.9.2018; KP 20.10.2018; KP 30.12.2018). Der prominenteste 
Angriff war eine Autobombe der Taliban auf eine Basis des NDS in der Nähe der Provinzhauptstadt (NYT 
21.1.2019; vgl. GN 21.1.2019). 

Bei manchen sicherheitsrelevanten Vorfällen kamen auch Zivilisten zu Schaden (z.B. BAMF 15.7.2019; AJ 
10.3.2019; PN 9.3.2019; PAJ 23.1.2019; TN 21.1.2019; PAJ 27.10.2018; RFE/RL 27.10.2018; AT 9.10.2018; TN 
26.9.2018; PAJ 24.9.2018; PAJ 7.9.2018). 

Erreichbarkeit 

Letzte Änderung: 22.4.2020 
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Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor für Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten 
Infrastrukturinvestitionen und -optimierungen (TD 5.12.2017). Seit dem Fall der Taliban wurde das afghanische 
Verkehrswesen in städtischen und ländlichen Gebieten grundlegend erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung 
der „Ring Road“, welche Zentrum und Peripherie des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarländern 
verbindet (TD 26.1.2018). Investitionen in ein integriertes Verkehrsnetzwerk werden systematisch geplant und 
umgesetzt. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im Bereich des Schienenverkehrs und im Straßenbau 
(z.B. Vervollständigung und Instandhaltung der Kabul Ring Road, des Salang-Tunnels, des Lapis Lazuli Korridors 
etc.) (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. TD 5.12.2017), aber auch Investitionen aus dem Ausland zur 
Verbesserung und zum Ausbau des Straßennetzes und der Verkehrswege (BFA Staatendokumentation 4.2018; 
vgl. TN 18.6.2018; SIGAR 15.7.2018, TET 13.12.2018, TD 26.1.2018, TD 8.1.2019, TN 25.5.2019, CWO 
26.8.2019). 

Jährlich sterben Hunderte von Menschen bei Verkehrsunfällen auf Autobahnen im ganzen Land – vor allem 
durch unbefestigte Straßen, überhöhte Geschwindigkeit und Unachtsamkeit (KT 17.2.2017; vgl. GIZ 7.2019, 
IWPR 26.3.2018). Die Präsenz von Aufständischen, Zusammenstöße zwischen diesen und den afghanischen 
Sicherheitskräften, sowie die Gefahr von Straßenraub und Entführungen entlang einiger Straßenabschnitte 
beeinflussen die Sicherheit auf den afghanischen Straßen. Einige Beispiele dafür sind die Straßenabschnitte 
Kabul-Kandahar (TN 15.8.2018; vgl. ST 24.4.2019), Herat-Kandahar (PAJ News 5.1.2019), Kunduz-Takhhar (KP 
20.8.2018; vgl. CBS News 20.8.2019) und Ghazni-Paktika (AAN 30.12.2019). 

… 

Die Ring Road, auch bekannt als Highway One, ist eine Straße, die das Landesinnere ringförmig umgibt (HP 
9.10.2015; vgl. FES 2015). Die afghanische Ring Road ist Teil eines Autobahnprojekts von 3.360 km Länge, das 16 
Provinzen mit den größten Städten Afghanistans, Kabul, Mazar, Herat, Ghazni und Jalalabad, verbinden soll (TN 
9.12.2017). Sie verbindet außerdem Kabul mit den vier bedeutendsten Provinzhauptstädten Herat, Kandahar 
City, Jalalabad und Mazar-e Sharif (USAID 2014; vgl. TG 22.10.2014, BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Trotz der Ankündigung von Präsident Ghani aus dem Jahr 2015, die Ring Road in neun Monaten fertigzustellen, 
sind einzelne Teilstücke weiterhin unbefestigt, darunter ein ca. 150 km langes Teilstück zwischen Badghis und 
Faryab (Sigar 15.7.2018). Die asiatische Entwicklungsbank (Asian Development Bank – ADB, Anm.) genehmigte 
150 Millionen USD, um die Kabul Ring Road fertigzustellen. Die fehlenden 151 Kilometer sollen künftig den 
Distrikt Qaisar (Provinz Faryab, Anm.) mit Dar-e Bum (Provinz Badghis, Anm.) verbinden; dieses Straßenstück ist 
der letzte Teil der 2.200 km langen Straße. Mittlerweile leben mehr als 80% der Afghanen weniger als 50 km 
von der Ring Road entfernt. Die Autobahn wird in diesem Projekt außerdem mit einem Entwässerungssystem 
ausgestattet sowie auch mit weiteren modernen Sicherheitsfunktionen. Durch das Ring Road-Projekt sollen 
regionale Verbindungen erleichtert und die Qualität der Transportdienste verbessert werden (BFA 
Staatendokumentation 4.2018; vgl. PAJ 17.12.2017). 

Autobahnabschnitt Kandahar - Kabul - Herat 

Die afghanische „Ring Road“ verbindet große afghanische Städte wie Herat, Kandahar, Mazar-e Sharif und Kabul 
(TD 12.4.2018). Sie erstreckt sich südlich von Kabul und ist die Hauptverbindung zwischen der Hauptstadt und 
der großen südlichen Stadt Kandahar (REU 13.10.2015). Der Kandahar-Kabul-Teil der Ring Road erstreckt sich 
vom östlichen und südöstlichen Teil Kandahars über die Provinz Zabul nach Ghazni in Richtung Kabul, während 
die Ring Road westlich von Kandahar nach Gereshk in Helmand und Delaram in Nimroz verläuft (ISW o.D.). 

Der Abschnitt zwischen Kabul und Herat beträgt 1.400 km (IWPR 26.3.2018). Die an die Ring-Road anknüpfende 
218 km lange Zaranj-Dilram-Autobahn (Provinz Nimroz, Anm.), auch „Route 606“ genannt, soll zukünftig 
Afghanistan mit Chabahar im Iran verbinden (AD 15.8.2017; vgl. TET 9.8.2017, TD 24.5.2017). 

Anrainer beschweren sich über den schlechten Zustand des Abschnitts Kandahar-Kabul-Herat (TN 14.3.2018). 
Ursachen dafür sind die mangelnde Instandhaltung und ständige Angriffe durch Aufständische (IWPR 
26.3.2018). 

Autobahnabschnitt Baghlan-Balkh 

Die Baghlan-Balkh-Autobahn ist Teil der Ring Road und verbindet den Norden mit dem Westen des Landes. Sie 
gilt als eine unabdingbare Transitroute zwischen der Hauptstadt der Provinz Baghlan, Pul-e Khumri, und den 
nordwestlichen Provinzen Samangan, Balkh, Jawjzan, Sar-e Pul und Faryab (AAN 15.8.2016). 
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Salang Tunnel/Salang Korridor 

Der Salang-Korridor gilt als Vorzeigeobjekt des Kalten Krieges und wurde im Jahr 1964 zum ersten Mal eröffnet 
(TD 21.10.2015). Er ist die einzige direkte Verbindung zwischen der Hauptstadt Kabul und dem Norden des 
Landes (WP 22.1.2018; TD 21.10.2015). Der Salang-Tunnel ist 2.7 km (1.7 Meilen) lang und wurde für den 
täglichen Verkehr von 1.000 bis 2.000 Fahrzeugen gebaut. Heute befahren ihn jedoch täglich über 10.000 
Transportmittel, was den Bedarf an Instandhaltungsarbeiten erhöht (WP 22.1.2018). Durch das von der 
Weltbank finanzierte Trans-Hindukush Road Connectivity Project soll bis 2022 u.a. der Salang-Korridor dank 
einer Förderung von 55 Millionen USD renoviert werden (TWB o.D.; vgl. TN 1.9.2018, RW 6.7.2017). In Juni 
2018 kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeiten (Ministry of Public Works – MoPW) an, dass die 
technischen und geologischen Untersuchungen sowie der Entwurf des neuen Salang-Tunnels gegen Ende 2019 
abgeschlossen sein werden (TN 18.6.2018). Im September kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeit an, 
dass die Arbeiten an den ersten 10 km des Salang-Passes begonnen hätten (TN 1.9.2018). 

Weitere Autobahnen 

Gardez - Khost-Autobahn (NH08) 

Die Gardez-Khost-Autobahn, auch „G-K-Autobahn“ genannt, ist 101,2 km lang (USAID 7.11.2016; vgl. PAJ 
15.12.2015) und verbindet die Provinzhauptstadt der Provinz Paktia, Gardez, mit Khost City, der 
Provinzhauptstadt von Khost (PAJ 15.12.2015). Sie verbindet aber auch Ostafghanistan mit der Ghulam-Khan-
Autobahn in Pakistan. Mitte Dezember 2015 wurde die sanierte Gardez-Khost Autobahn eröffnet. Ebenso 
wurden 410 kleine Brücken und 25 km Schutzwände auf dieser Autobahn errichtet (PAJ 15.12.2015; vgl. USAID 
7.11.2016). 

Grand Trunk Road - Autobahnabschnitt Jalalabad-Peshawar / Pak-Afghan-Highway 

Die Grand Trunk Road, auch bekannt als „G.T. Road“, ist die älteste, längste und bekannteste Straße des 
indischen Subkontinentes (GS o.D.; vgl. Doaks o.D., Dawn 30.12.2018; EIPB 2006). Die über 2.500 km lange 
Route beginnt in der bangladeschischen Stadt Chittagong, verläuft über Delhi in Indien, Lahore und Peshawar in 
Pakistan, den Khyber Pass an der afghanisch-pakistanischen Grenze und endet in Kabul (Samaa 9.8.2017; vgl. 
Scroll 4.5.2018, EIPB 2006). Der Khyber-Pass erstreckt sich über 53 km durch das Safed-Koh-Gebirge und ist eine 
der wichtigsten Verbindungen zwischen Afghanistan und Pakistan; er verbindet Kabul mit Peshawar (EB 
30.3.2017; vgl. BL o.D., NG o.D.). 

Die Torkham-Peshawar Autobahn verbindet Jalalabad mit Peshawar in Pakistan, über die afghanische 
Grenzstadt Torkham in der Provinz Nangarhar. Sie ist eine der am stärksten befahrenen Straßen Afghanistans. 
Der afghanische Teil der Straße besteht aus zwei Abschnitten: der 76 km langen Torkham-Jalalabad-Straße und 
die Jalalabad-Kabul-Verbindung, die sich über 155 km erstreckt (ET 27.10.2016). Die Straße, die auch als „Pak-
Afghan Highway“ bekannt ist, wird als Wirtschaftsroute zwischen Pakistan, Afghanistan, Usbekistan, 
Tadschikistan und den südasiatischen Ländern genutzt (ET 7.3.2016; vgl. PAJ 28.8.2015, PCQ o.D.). 

Autobahnabschnitte Kabul-Bamyan und Bamyan-Mazar-e Sharif 

Am 29.8.2016 wurde die Straße Kabul-Bamyan eingeweiht. Das von der italienischen Agentur für Entwicklung 
finanzierte Straßenprojekt sollte die Verbindung zwischen Kabul und Bamyan erleichtern und den 
wirtschaftlichen Aufschwung in der Region fördern. Durch die neu errichtete Straße beträgt die Reisezeit von 
Kabul nach Bamyan zweieinhalb Stunden (Farnesina 29.8.2016). 

Ausgeführt durch ein chinesisches Unternehmen, wurde der Startschuss zur Weiterführung des Projektes „Dare-
e-Sof and Yakawlang Road“ gegeben. In der ersten, bereits beendeten Phase, wurde Mazar-e Sharif mit dem 
Distrikt Yakawlang in der Provinz Bamyan durch eine Straße verbunden. Der zweite Teil dieses Projektes, eine 
178 km lange Straße, die durch mehr als 37 Dörfer verlaufen soll, wird den Distrikt Dare-e-Sof in der Provinz 
Samangan mit dem Distrikt Yakawlang verbinden; angedacht ist eine dritte Phase – dabei sollen die Provinzen 
Bamyan und Kandahar durch eine 550 km lange Straße verbunden werden (XI 9.1.2017). Im September 2018 
wurde ein Projekt zur Instandhaltung von 45 km Straße von Yakawlang nach Sighnan in der Provinz Bamiyan 
unterzeichnet (PAJ 4.9.2018). 

Kabul Ring Road 
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Mitte September 2017 gewährte die islamische Entwicklungsbank (IDB) der afghanischen Regierung ein 
langfristiges Darlehen im Wert von 74 Millionen USD zum Bau der Kabul-Ring-Road, die sich über eine Strecke 
von 95 km erstrecken wird; die Straße soll innerhalb von fünf Jahren gebaut werden (TKT 25.9.2017). Im August 
2019 kündigte der Saudi Fond für Entwicklung (Saudi Fund for Development – SFD, Anm.) an, 48 Millionen USD 
in ein Projekt betreffend die Ring Road in Kabul zu investieren (CWO 26.8.2019). 

Transportwesen 

Das Transportwesen in Afghanistan gilt als „verhältnismäßig gut“. Es gibt einige regelmäßige Busverbindungen 
innerhalb Kabuls und in die wichtigsten Großstädte Afghanistans (IE o.D.). Die Kernfrage bleibt nach wie vor die 
Sicherheit (IWPR 26.3.2018). Es existieren einige nationale Busunternehmen, welche Mazar-e Sharif, Kabul, 
Herat, Jalalabad und Bamiyan miteinander verbinden; Beispiele dafür sind Bazarak Panjshir, Herat Bus, Khawak 
Panjshir, Ahmad Shah Baba Abdali (vertrauliche Quelle 14.5.2018; vgl. IWPR 26.3.2018). 

Aus Bequemlichkeit bevorzugen Reisende, die es sich leisten können, die Nutzung von Gemeinschaftstaxis nach 
Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan (vertrauliche Quelle 14.5.2018). Der folgenden Tabelle 
können die Preise für besagte Reiseziele entnommen werden: 

Distanz Preis 

Kabul - Mazar 1.500 AFN – 1.700 AFN 

Mazar – Herat ca. 2.800 AFN (keine direkte Verbindung) 

Kabul - Jalalabad ca. 800 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Beispiele für Busverbindungen 

Kabul-Stadt 

Der Mangel an Bussen insbesondere während der Stoßzeit in Kabul-Stadt ist eine Herausforderung für die 
afghanische Regierung. Im Laufe der Jahre wurde versucht, dieses Problem zu lösen, indem Indien dem 
Transportsystem in Kabul hunderte Busse zur Verfügung stellte (TD 8.1.2019). Auch wird gemäß Aussagen des 
Bürgermeisters von Kabul ein Projekt zur Einrichtung eines Metro-Bus-Dienstes, auch Bus Rapid Transit genannt, 
in Kabul-Stadt geplant. Die erste Strecke soll 8 km abdecken und Deh Afghana mit Sara-e-Shamali verbinden, 
während die zweite Route vom Baraki Platz bis Deh Afghana über Kote Sangi und Deh Mazang verlaufen soll. 
Insgesamt sollen 111 km innerhalb der Stadt durch den Metro-Bus-Dienst abgedeckt werden (KP 12.9.2017; vgl. 
TN 15.6.2017). Im Juli 2018 gab ein Sprecher der Stadt Kabul an, dass die Planungsphase des Projektes bald 
beendet würde und es zu Verzögerungen gekommen sei (TN 8.7.2018). 

Mazar-e Sharif 

Es gibt einige Busverbindungen zwischen Mazar-e Sharif und Kabul. Bis zu 50 unterschiedliche Unternehmen 
bieten 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche, Fahrten von und nach Kabul an. Ausführende 
Busunternehmen sind beispielsweise Bazarak Panjshir Bus, Hesarak Panjshir Bus, Jawid Bus, Khorshid Bus und 
Jabal Seraj Bus. Die Preise pro Passagier liegen zwischen 400 und 1.000 Afghani und hängen stark vom Komfort 
im Bus ab. So kann man zum Beispiel in einem Bus der Marke Mercedes Benz mit Toiletten, Kühlschränken und 
Internet reisen. Busreisen gelten als relativ günstig (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Ahmad Shah Baba Abdali Bus Service 
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Gemäß einem Sprecher des Verkehrsministeriums gehörte das Busunternehmen Ahmad Shah Baba Abdali im 
Jahr 2017 zu den führenden Transportunternehmen des Landes. In den letzten Jahren war das Busunternehmen 
in zahlreiche Verkehrsunfälle auf der Kandahar-Kabul-Herat-Route involviert. Einem Bericht von IWPR zufolge 
wurden von verschiedenen Quellen zu hohe Geschwindigkeit, Drogenkonsum der Fahrer, Angst vor Angriffen 
und die schlechten Straßenbedingungen als Gründe für die hohe Anzahl an Verkehrsunfällen angeführt (IWPR 
26.3.2018). Laut einem offiziellen Vertreter der Firma ist Ahmad Shah Baba Abdali das größte Busunternehmen 
Afghanistans. Die Busse dieser Firma transportieren Passagiere von Kandahar nach Kabul, Helmand, Nimroz, 
Herat und in andere Provinzen (PAJ 18.3.2015). 

Beispiele für Buspreise 

Distanz Preis 

Kabul - Mazar 400 AFN – 600 AFN 

Mazar – Herat 1.500 AFN – 2.000 AFN (keine direkte Verbindung; zuerst Mazar – Kabul und dann 
Kabul – Herat z.B.) 

Kabul - Jalalabad 300 AFN – 600 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.000 AFN – 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Flugverbindungen 

Der folgenden Karte können Informationen über aktive Militär-, Regional- und internationale Flughäfen in den 
verschiedenen Städten Afghanistans entnommen werden. 

Anmerkung der Staatendokumentation: Zu beachten ist, dass es innerhalb von kurzer Zeit zu Änderungen der 
Flugverbindungen kommen kann und in der Karte ausschließlich jene Flughäfen eingetragen sind, die laut 
Quellen am 4.11.2019 Linienverbindungen für Passagiere oder eine geplante Flugbewegung im Zeitraum bis 
sieben Tage nach der Abfrage aufwiesen. 

(BFA Staatendokumentation 20.3.2020, Flughafenkarte; vgl. Migrationsverket 4.5.2018) 

Die im folgenden Abschnitt beispielhaft angeführten Flugverbindungen basieren auf Online-Flugplänen, auf die 
über eine Tracking-Site (Flightradar 24) zugegriffen wurde und betreffen den Zeitraum von 30.8.2019 bis 
4.11.2019. Es ist möglich, dass zu einem späteren Zeitpunkt Destinationen bzw. Flüge hinzukommen oder hier 
angeführte wegfallen. 

Internationale Flughäfen in Afghanistan 

In Afghanistan gibt es insgesamt vier internationale Flughäfen; alle vier werden für militärische und zivile 
Flugdienste genutzt (Migrationsverket 23.1.2018). Trotz jahrelanger Konflikte verzeichnet die afghanische 
Luftfahrtindustrie einen Anstieg in der Zahl ihrer wettbewerbsfähigen Flugrouten. Daraus folgt ein erleichterter 
Zugang zu Flügen für die afghanische Bevölkerung. Die heimischen Flugdienste sehen sich mit einer 
wachsenden Konkurrenz durch verschiedene Flugunternehmen konfrontiert. Flugrouten wie Kabul – Herat und 
Kabul – Kandahar, die früher ausschließlich von Ariana Afghan Airlines angeboten wurden, werden nun auch 
von internationalen Fluggesellschaften abgedeckt (AG 3.11.2017). 

Internationaler Flughafen Kabul 

Der Flughafen der afghanischen Hauptstadt Kabul ist ein internationaler Flughafen (TN 18.12.2017; vgl. HKA 
o.D.). Ehemals bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde er im Jahr 2014 in „Internationaler Flughafen 
Hamid Karzai“ umbenannt. Er liegt 16 km außerhalb des Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren wurde 
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der Flughafen erweitert und modernisiert. Ein neues internationales Terminal wurde hinzugefügt und das alte 
Terminal wird nun für nationale Flüge benutzt (HKA o.D.). 

Folgende internationale Airlines fliegen nach Kabul: Turkish Airlines aus Istanbul, Silk Way Airlines aus Baku, 
Emirates und Flydubai aus Dubai, Air Arabia aus Sharjah, Mahan Air aus Teheran und Emirates aus Hong Kong 
(Flightradar 24 4.11.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Kabul international aus Istanbul, Ankara, Medina, 
Dubai, Urumqi, Dushambe an (Flightradar 24 4.11.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kabul (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den Flughäfen 
von Kandahar, Bost (Helmand, nahe Lashkargah), Zaranj, Farah, Herat, Mazar-e Sharif, Maimana, Bamian, 
Faizabad, Chighcheran und Tarinkot (Flightradar 24 4.11.2019). 

Internationaler Flughafen Mazar-e Sharif 

Im Jahr 2013 wurde der internationale Maulana Jalaluddin Balkhi Flughafen in Mazar-e Sharif, der Hauptstadt 
der Provinz Balkh, eröffnet (PAJ 9.6.2013). Nachdem der Flughafen Mazar-e Sharif derzeit die Anforderungen 
eines erhöhten Personen- und Frachtverkehrsaufkommens nicht erfüllt, ist es notwendig, den Flughafen nach 
internationalen Standards auszubauen, inklusive entsprechender Einrichtungen der Luftraumüberwachung und 
der Flugverkehrskontrolle. Die afghanische Regierung will dieses Projekt gemeinsam mit der deutschen 
Bundesregierung und finanzieller Unterstützung des ADFD (Abu Dhabi Fund for Development) angehen. 
Langfristig soll der Flughafen als internationaler Verkehrsknotenpunkt zwischen Europa und Asien die 
wirtschaftliche Entwicklung der Region entscheidend verbessern (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Folgende internationale Airline fliegt nach Maza-e Sharif: Turkish Airlines aus Istanbul (Flightradar 
4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international aus Moskau, Jeddah 
und Medina an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Mazar-e Sharif (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den 
Flughäfen von Kabul und Maimana (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Kandahar 

Der internationale Flughafen Kandahar befindet sich 16 km von Kandahar-Stadt entfernt und ist einer der 
größten Flughäfen des Landes (MB o.D.). Er hat 37 Stellplätze für insgesamt 250 Flugzeuge (PAJ 3.6.2015). Ein 
Teil des Flughafens steht den internationalen Streitkräften zur Verfügung. Eine separate Militärbasis für einen 
Teil des afghanischen Heeres ist dort ebenso zu finden, wie Gebäude für Firmen (PAJ 3.6.2015; LCA 5.1.2018). 

Folgende internationale Airline fliegt nach Kandahar: Tsaradia aus Delhi (Flightradar 4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international aus Delhi, Jeddah 
und Dubai an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kandahar (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zum Flughafen 
nach Kabul (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Herat 

Der internationale Flughafen Herat befindet sich 10 km von der Provinzhauptstadt Herat entfernt. Der 
Flughafen wird u.a. von den Sicherheitskräften der ISAF benutzt, die einen Stützpunkt neben dem Flughafen 
haben. 2011 wurde ein neues Terminal mit Finanzierung der italienischen Regierung errichtet (HIA o.D.; ACAA 
o.D). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Herat international aus Medina und Delhi an 
(Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Herat (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den Flughäfen 
nach Kabul, Farah und Chighcheran (Flightradar 4.11.10.2019). 
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Zugverbindungen 

In Afghanistan existieren insgesamt drei Zugverbindungen: Eine Linie verläuft entlang der nördlichen Grenze zu 
Usbekistan (von Hairatan nach Mazar-e Sharif, Anm.) und zwei kurze Strecken verbinden Serhetabat in 
Turkmenistan mit Torghundi (in der Provinz Herat, Anm.) und Aqina (in der Provinz Faryab, Anm.) in Afghanistan 
(RoA 25.2.2018; vgl. RoA o.D., RFE/RL 29.11.2016; vgl. vertrauliche Quelle 16.5.2018). Alle drei 
Zugverbindungen sind für den Transport von Fracht gedacht, wobei sie prinzipiell auch Passagiere 
transportieren könnten (vertrauliche Quelle 16.5.2018). Die afghanischen Machthaber lehnten lange Zeit den 
Bau von Eisenbahnen in Afghanistan ab, aus Angst, ausländische Mächte könnten ihre Unabhängigkeit 
gefährden (RoA o.D.). 

Im Laufe der letzten Jahre fanden verschiedene Treffen zwischen Repräsentanten Afghanistans und seiner 
Nachbarstaaten u.a. zur Förderung und Vertiefung bestehender Projekte zur Implementierung von 
Zugverbindungen wie dem Five-Nation Railway Corridor und dem Afghanistan Rail Network statt (TD 
26.1.2018). Das Five-Nation Railway Corridor Projekt soll China mit dem Iran verbinden und Kirgisistan, 
Tadschikistan und Afghanistan über eine Länge von insgesamt 2.100 km durchqueren. Mehr als 1.000 km des 
Eisenbahnkorridors werden durch die afghanischen Provinzen Herat, Badghis, Faryab, Jawzjan, Balkh und 
Kunduz verlaufen (TN 14.2.2018). Der Afghanistan Rail Network Plan (ANRP) hat das Ziel, den Transport in den 
Bereichen Landwirtschaft, Fertigung, Bergbau und anderen Branchen zu fördern. Die Bauarbeiten zur 
Errichtung einer Eisenbahnverbindung zwischen der iranischen Stadt Khaf und dem afghanischen Herat sind im 
Gange (RoA 23.1.2018; vgl. ID 11.4.2018). Im November 2017 wurde zwischen Afghanistan und weiteren fünf 
Staaten das sogenannte Lapislazuli-Korridor-Abkommen unterzeichnet, das u.a. den Bau von 
Eisenbahnverbindungen im Land vorsieht (SIGAR 4.2018). Der Lapis Lazuli Korridor, der Straßen, Eisenbahn- und 
Seewege umfasst, die von Afghanistan nach Turkmenistan, Aserbaidschan und Georgien führen, bevor sie das 
Schwarze Meer in die Türkei und schließlich nach Europa überqueren, wurde im Dezember 2018 eröffnet (CGTN 
14.12.2018). 

Ein weiteres Projekt das „China-India-Plus“ hat das Ziel, mithilfe von Indien und China die Eisenbahnverbindung 
zwischen Afghanistan und Usbekistan auszubauen. Das Ziel für Usbekistan ist es hierbei, über Afghanistan und 
Iran Zugang zum persischen Golf zu erhalten (CGTN 10.10.2018; vgl. Indian Today 16.10.2018). 

Allgemeine Menschenrechtslage 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen Fortschritte gemacht. 
Inzwischen ist eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen herangewachsen, die sich 
politisch, kulturell und sozial engagiert und der Zivilgesellschaft eine stärkere Stimme verleiht. Diese 
Fortschritte erreichen aber nach wie vor nicht alle Landesteile und sind außerhalb der Städte auch gegen 
willkürliche Entscheidungen von Amtsträgern und Richtern sowie Einflussnahme örtlicher Machteliten nur 
schwer durchzusetzen. Außerdem wurde Afghanistan für den Zeitraum 2018-2020 erstmals zum Mitglied des 
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen gewählt (AA 2.9.2019). Die Menschenrechte haben in Afghanistan 
eine klare gesetzliche Grundlage. Die 2004 verabschiedete afghanische Verfassung enthält einen umfassenden 
Grundrechtekatalog (AA 2.9.2019; vgl. MPI 27.1.2004). Darüber hinaus hat Afghanistan die meisten der 
einschlägigen völkerrechtlichen Verträge – zum Teil mit Vorbehalten – unterzeichnet und/oder ratifiziert. Die 
afghanische Regierung ist jedoch nicht in der Lage, die Menschenrechte vollumfänglich umzusetzen und zu 
gewährleisten (AA 2.9.2019). 

Korruption und begrenzte Kapazitäten schränken in Anliegen von Verfassungs- und 
Menschenrechtsverletzungen den Zugang der Bürger zu Justiz ein (USDOS 11.3.2020). In der Praxis werden 
politische Rechte und Bürgerrechte durch Gewalt, Korruption, Nepotismus und fehlerbehaftete Wahlen 
eingeschränkt (FH 4.2.2019). Bürger können Beschwerden über Menschenrechtsverletzungen bei der 
Afghanistan Independent Human Rights Commission (AIHRC) einreichen, die dann glaubwürdige Beschwerden 
prüft und zur weiteren Untersuchung und Verfolgung an die Staatsanwaltschaft weiterleitet. Die gemäß 
Verfassung eingesetzte AIHRC bekämpft Menschenrechtsverletzungen. Sie erhält nur minimale staatliche Mittel 
und stützt sich fast ausschließlich auf internationale Geldgeber. Innerhalb der Wolesi Jirga beschäftigen sich drei 
Arbeitsgruppen mit Menschenrechtsverletzungen: der Ausschuss für Geschlechterfragen, Zivilgesellschaft und 
Menschenrechte; das Komitee für Drogenbekämpfung, Rauschmittel und ethischen Missbrauch sowie der 
Jusitz-, Verwaltungsreform- und Antikorruptionsausschuss (USDOS 11.3.2020). 
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Menschenrechtsverteidiger werden sowohl von staatlichen, als auch nicht-staatlichen Akteuren angegriffen; sie 
werden bedroht, eingeschüchtert, festgenommen und getötet.  Maßnahmen, um Menschenrechtsverteidiger zu 
schützen waren zum einen inadäquat, zum anderen wurden Misshandlungen gegen selbige selten untersucht 
(AI 30.1.2020). Die weitverbreitete Missachtung der Rechtsstaatlichkeit sowie die Straflosigkeit für Amtsträger, 
die Menschenrechte verletzen, stellen ernsthafte Probleme dar. Zu den bedeutendsten 
Menschenrechtsproblemen zählen außergerichtliche Tötungen, Verschwindenlassen, Folter, willkürliche 
Verhaftungen und Inhaftierungen, Unterdrückung von Kritik an Amtsträgern durch strafrechtliche Verfolgung 
von Kritikern im Rahmen der Verleumdungs-Gesetzgebung, Korruption, fehlende Rechenschaftspflicht und 
Ermittlungen in Fällen von Gewalt gegen Frauen, sexueller Missbrauch von Kindern durch Sicherheitskräfte, 
Gewalt durch Sicherheitskräfte gegen Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft sowie Gewalt gegen Journalisten 
(USDOS 11.3.2020). 

Mit Unterstützung der United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) und des Office of the High 
Commissioner for Human Rights (OHCHR) arbeitet die afghanische Regierung an der Förderung von 
Rechtsstaatlichkeit, der Rechte von Frauen, Kindern, Binnenflüchtlingen und Flüchtlingen sowie 
Rechenschaftspflicht (UNHRC 21.2.2018). Im Dezember 2018 würdigte UNAMA die Fortschritte Afghanistans auf 
dem Gebiet der Menschenrechte, insbesondere unter den Herausforderungen des laufenden bewaffneten 
Konfliktes und der fragilen Sicherheitslage. Die UN arbeitet weiterhin eng mit Afghanistan zusammen, um ein 
Justizsystem zu schaffen, das die Gesetzesreformen, die Verfassungsrechte der Frauen und die Unterbindung 
von Gewalt gegen Frauen voll umsetzen kann (UNAMA 10.12.2018). 

Religionsfreiheit 

Etwa 99% der afghanischen Bevölkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten 
auf 10 bis 19% der Gesamtbevölkerung geschätzt (CIA 30.4.2019; vgl. AA 2.9.2019). Andere 
Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha´i und Christen machen weniger als ein Prozent der 
Bevölkerung aus (AA 2.9.2019; vgl. CIA 30.4.2019, USDOS 21.6.2019); in Kabul lebt auch weiterhin der einzige 
jüdische Mann in Afghanistan (UP 16.8.2019; vgl. BBC 11.4.2019). Laut Verfassung ist der Islam die 
Staatsreligion Afghanistans. Anhänger anderer Religionen sind frei, ihren Glauben im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften auszuüben (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019, MPI 2004). Die Abkehr vom Islam gilt als Apostasie, 
die nach der Scharia strafbewehrt ist (USODS 21.6.2019; vgl. AA 9.11.2016). Im Laufe des Untersuchungsjahres 
2018 gab es keine Berichte über staatliche Verfolgungen aufgrund von Blasphemie oder Apostasie (USDOS 
21.6.2019). Auch im Berichtszeitraum davor gab es keine Berichte zur staatlichen Strafverfolgung von Apostasie 
und Blasphemie (USDOS 29.5.2018). 

Konvertiten vom Islam zu anderen Religionen berichteten, dass sie weiterhin vor Bestrafung durch Regierung 
sowie Repressalien durch Familie und Gesellschaft fürchteten. Das Gesetz verbietet die Produktion und 
Veröffentlichung von Werken, die gegen die Prinzipien des Islam oder gegen andere Religionen verstoßen 
(USDOS 21.6.2019). Das neue Strafgesetzbuch 2017, welches im Februar 2018 in Kraft getreten ist (USDOS 
21.6.2019; vgl. ICRC o.D.), sieht Strafen für verbale und körperliche Angriffe auf Anhänger jedweder Religion 
und Strafen für Beleidigungen oder Verzerrungen gegen den Islam vor (USDOS 21.6.2019). 

Das Zivil- und Strafrecht basiert auf der Verfassung; laut dieser müssen Gerichte die verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen sowie das Gesetz bei ihren Entscheidungen berücksichtigen. In Fällen, in denen weder die 
Verfassung noch das Straf- oder Zivilgesetzbuch einen bestimmten Rahmen vorgeben, können Gerichte laut 
Verfassung die sunnitische Rechtsprechung der hanafitischen Rechtsschule innerhalb des durch die Verfassung 
vorgegeben Rahmens anwenden, um Gerechtigkeit zu erlangen. Die Verfassung erlaubt es den Gerichten auch, 
das schiitische Recht in jenen Fällen anzuwenden, in denen schiitische Personen beteiligt sind. Nicht-Muslime 
dürfen in Angelegenheiten, die die Scharia-Rechtsprechung erfordern, nicht aussagen. Die Verfassung erwähnt 
keine eigenen Gesetze für Nicht-Muslime (USDOS 21.6.2019). 

… 

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 zwar verbessert, jedoch wird diese noch immer durch Gewalt und 
Drangsalierung gegenüber religiösen Minderheiten und reformerischen Muslimen behindert (FH 4.2.2019; vgl. 
USDOS 21.6.2019). 

Wegen konservativer sozialer Einstellungen und Intoleranz sowie der Unfähigkeit oder Unwilligkeit der 
Sicherheitskräfte, individuelle Freiheiten zu verteidigen, sind Personen, die mutmaßlich gegen religiöse und 



- 25 - 

soziale Normen verstoßen, vulnerabel für Misshandlung (FH 4.2.2019). Mitglieder der Taliban und des 
Islamischen Staates (IS) töten und verfolgen weiterhin Mitglieder religiöser Minderheiten aufgrund ihres 
Glaubens oder ihrer Beziehungen zur Regierung (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019). Da Religion und Ethnie oft 
eng miteinander verbunden sind, ist es schwierig, einen Vorfall ausschließlich durch die religiöse Zugehörigkeit 
zu begründen (USDOS 21.6.2019). 

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht 
Anhängerin einer anderen abrahamitischen Religion (Christentum oder Judentum) ist. Einer Muslima ist es nicht 
erlaubt, einen nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Konvertiten vom Islam riskieren die Annullierung ihrer Ehe 
(USDOS 21.6.2019). Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind gültig (USE o.D.). Die nationalen 
Identitätsausweise beinhalten Informationen über das Religionsbekenntnis. Das Bekenntnis zum Islam wird für 
den Erwerb der Staatsbürgerschaft nicht benötigt. Religiöse Gemeinschaften sind gesetzlich nicht dazu 
verpflichtet, sich registrieren zu lassen (USDOS 21.6.2019). 

Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Lehrplan, der auf den Bestimmungen des Islam basiert, 
gestalten und umsetzen; auch sollen Religionskurse auf Grundlage der islamischen Strömungen innerhalb des 
Landes entwickelt werden. Der nationale Bildungsplan enthält Inhalte, die für Schulen entwickelt wurden, in 
denen die Mehrheiten entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die Schulbücher auf 
gewaltfreie islamische Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, nicht aber Kurse 
für andere Religionen. Für Nicht-Muslime an öffentlichen Schulen ist es nicht erforderlich, am Islamunterricht 
teilzunehmen (USDOS 21.6.2019). 

Schiiten 

Der Anteil schiitischer Muslime an der Bevölkerung wird auf 10 bis 19% geschätzt (CIA 30.4.2019; vgl. AA 
2.9.2019). Zuverlässige Zahlen zur Größe der schiitischen Gemeinschaft sind nicht verfügbar und werden vom 
Statistikamt nicht erfasst. Gemäß Gemeindeleitern sind die Schiiten Afghanistans mehrheitlich Jafari-Schiiten 
(Zwölfer-Schiiten), 90% von ihnen gehören zur ethnischen Gruppe der Hazara. Unter den Schiiten gibt es auch 
Ismailiten (USDOS 21.6.2019). 

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten sind in Afghanistan selten (AA 2.9.2019). Beobachtern 
zufolge ist die Diskriminierung der schiitischen Minderheit durch die sunnitische Mehrheit zurückgegangen; 
dennoch existieren Berichte zu lokalen Diskriminierungsfällen. Gemäß Zahlen von UNAMA gab es im Jahr 2018 
19 Fälle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten, bei denen 223 Menschen getötet und 524 Menschen 
verletzt wurden; ein zahlenmäßiger Anstieg der zivilen Opfer um 34% (USDOS 21.6.2019). In den Jahren 2016, 
2017 und 2018 wurden durch den Islamischen Staat (IS) und die Taliban 51 terroristischen Angriffe auf 
Glaubensstätten und religiöse Anführer der Schiiten bzw. Hazara durchgeführt (FH 4.2.2019; vgl. USDOS 
21.6.2019, CRS 1.5.2019). Im Jahr 2018 wurde die Intensität der Attacken in urbanen Räumen durch den IS 
verstärkt (HRW 17.1.2019). 

Die politische Repräsentation und die Beteiligung an den nationalen Institutionen seitens der traditionell 
marginalisierten schiitischen Minderheit, der hauptsächlich ethnische Hazara angehören, ist seit 2001 gestiegen 
(FH 4.2.2019). Obwohl einige schiitische Muslime höhere Regierungsposten bekleiden, behaupten Mitglieder 
der schiitischen Minderheit, dass die Anzahl dieser Stellen die demografischen Verhältnisse des Landes nicht 
reflektiert. Vertreter der Sunniten hingegen geben an, dass Schiiten im Vergleich zur Bevölkerungszahl in den 
Behörden überrepräsentiert seien. Einige Mitglieder der ismailitischen Gemeinschaft beanstanden die 
vermeintliche Vorenthaltung von politischen Posten; wenngleich vier Parlamentssitze für Ismailiten reserviert 
sind (USDOS 21.6.2019). 

Im Ulema-Rat, der nationalen Versammlung von Religionsgelehrten, die u. a. dem Präsidenten in der Festlegung 
neuer Gesetze und Rechtsprechung beisteht, beträgt die Quote der schiitischen Muslime 25 bis 30% (AB 
7.6.2017; vgl. USIP 14.6.2018, AA 2.9.2019). Des Weiteren tagen regelmäßig rechtliche, konstitutionelle und 
menschenrechtliche Kommissionen, welche aus Mitgliedern der sunnitischen und schiitischen Gemeinschaften 
bestehen und von der Regierung unterstützt werden, um die interkonfessionelle Schlichtung zu fördern (USDOS 
21.6.2019).   

Das afghanische Ministry of Hajj and Religious Affairs (MOHRA) erlaubt sowohl Sunniten als auch Schiiten 
Pilgerfahrten zu unternehmen (USDOS 21.6.2019). 

… 
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Relevante ethnische Minderheiten 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

In Afghanistan leben laut Schätzungen zwischen 32 und 35 Millionen Menschen (CIA 30.4.2019; vgl. CSO 2019). 
Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren 
nicht (BFA 7.2016 ; vgl. CIA 30.4.2019). Schätzungen zufolge, sind: 40 bis 42% Pashtunen, 27 bis 30% Tadschiken, 
9 bis 10% Hazara, 9% Usbeken, ca. 4% Aimaken, 3% Turkmenen und 2% Belutschen. Weiters leben in 
Afghanistan eine große Zahl an kleinen und kleinsten Völkern und Stämmen, die Sprachen aus 
unterschiedlichsten Sprachfamilien sprechen (GIZ 4.2019; vgl. CIA 2012, AA 2.9.2019). 

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: „Die Nation Afghanistans besteht aus den Völkerschaften der 
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, Kirgisen, 
Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane‘ wird für jeden Staatsbürger der 
Nation Afghanistans verwendet“ (BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt sämtliche ethnischen 
Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Artikel 16) sechs 
weiteren Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten eingeräumt, wo die Mehrheit der Bevölkerung (auch) 
eine dieser Sprachen spricht: Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 2.9.2019). 
Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die 
Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz, beschweren sich unterschiedliche 
ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen zu haben, in denen sie eine 
Minderheit darstellen (USDOS 11.3.2020). 

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung rechtlich verankert, wird allerdings in der 
gesellschaftlichen Praxis immer wieder konterkariert. Soziale Diskriminierung und Ausgrenzung anderer 
ethnischer Gruppen und Religionen im Alltag besteht fort und wird nicht zuverlässig durch staatliche 
Gegenmaßnahmen verhindert (AA 2.9.2019). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen 
resultierten weiterhin in Konflikten und Tötungen (USDOS 11.3.2020). 

Hazara 

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 9 bis 10% der Bevölkerung aus (GIZ 4.2019; vgl. CIA 2012). 
Die Hazara besiedelten traditionell das Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und 
Herat im Westen erstreckt; der Hazaradjat [zentrales Hochland] umfasst die Provinzen Bamyan, Ghazni, 
Daikundi und den Westen der Provinz (Maidan) Wardak sowie Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan, Parwan, 
Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul. Jahrzehntelange Kriege und schwierige Lebensbedingungen 
haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Städte, insbesondere nach Kabul, getrieben (BFA 
7.2016). Hazara leben hauptsächlich in den zentralen und westlichen Provinzen sowie in Kabul (USDOS 
21.6.2019). 

Die Stadt Kabul ist in den letzten Jahrzehnten rasant gewachsen und ethnisch gesehen vielfältig. 
Neuankömmlinge aus den Provinzen tendieren dazu, sich in Gegenden niederzulassen, wo sie ein gewisses Maß 
an Unterstützung ihrer Gemeinschaft erwarten können (sofern sie solche Kontakte haben) oder sich in jenem 
Stadtteil niederzulassen, der für sie am praktischen sie ist, da viele von ihnen – zumindest anfangs – regelmäßig 
zurück in ihre Heimatprovinzen pendeln. Die Auswirkungen neuer Bewohner auf die Stadt sind schwer zu 
evaluieren. Bewohner der zentralen Stadtbereiche neigen zu öfteren Wohnortwechseln, um näher bei ihrer 
Arbeitsstätte zu wohnen oder um wirtschaftlichen Möglichkeiten und sicherheitsrelevanten Trends zu folgen. 
Diese ständigen Wohnortwechsel haben einen störenden Effekt auf soziale Netzwerke, was sich oftmals in der 
Beschwerde bemerkbar macht „man kenne seine Nachbarn nicht mehr“ (AAN 19.3.2019).  Viele Hazara leben 
unter anderem in Stadtvierteln im Westen der Stadt, insbesondere in Kart-e Se, Dasht-e Barchi sowie in den 
Stadtteilen Kart-e Chahar, Deh Buri , Afshar und Kart-e Mamurin (AAN 19.3.2019). 

Wichtige Merkmale der ethnischen Identität der Hazara sind ihr ethnisch-asiatisches Erscheinungsbild (BFA 
7.2016). Ethnische Hazara sind mehrheitlich Zwölfer-Schiiten (BFA 7.2016; vgl. MRG o.D.c), auch bekannt als 
Jafari Schiiten (USDOS 21.6.2019). Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im nordöstlichen Teil des 
Hazaradjat lebt, ist ismailitisch (BFA 7.2016). Ismailische Muslime, die vor allem, aber nicht ausschließlich, 
Hazara sind (GS 21.8.2012), leben hauptsächlich in Kabul sowie den zentralen und nördlichen Provinzen 
Afghanistans (USDOS 21.6.2019). 
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Die Lage der Hazara, die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgt waren, hat sich grundsätzlich 
verbessert (AA 2.9.2019; vgl. FH 4.2.2019) und Hazara bekleiden inzwischen auch prominente Stellen in der 
Regierung und im öffentlichen Leben, sind jedoch in der öffentlichen Verwaltung nach wie vor 
unterrepräsentiert (AA 2.9.2019). Hazara werden am Arbeitsmarkt diskriminiert. Soziale Diskriminierung gegen 
schiitische Hazara, basierend auf Klasse, Ethnie oder religiösen Ansichten, finden ihre Fortsetzung in Erpressung 
(illegale Steuern), Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit, physischer Misshandlung und Inhaftierung (USDOS 
13.3.2019). Nichtsdestotrotz, genießt die traditionell marginalisierte schiitische muslimische Minderheit, zu der 
die meisten ethnischen Hazara gehören, seit 2001 eine zunehmende politische Repräsentation und Beteiligung 
an nationalen Institutionen (FH 4.2.2019; vgl. WP 21.3.2018). 

Die Hazara-Gemeinschaft/Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Kernfamilie bzw. dem Klan 
(BFA 7.2016; vgl. MRG o.D.c). Sollte der Haushalts vorstehende Mann versterben, wird die Witwe 
Haushaltsvorständin, bis der älteste Sohn volljährig ist (MRG o.D.c). Es bestehen keine sozialen und politischen 
Stammesstrukturen (BFA 7.2016). 

Hazara neigen sowohl in ihren sozialen, als auch politischen Ansichten dazu, liberal zu sein, was im Gegensatz zu 
den Ansichten sunnitischer Militanter steht (WP 21.3.2018). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen 
Gruppen führen weiterhin zu Konflikten und Tötungen (USDOS 13.3.2019). Berichten zufolge halten Angriffe 
durch den ISKP und andere aufständische Gruppierungen auf spezifische religiöse und ethno-religiöse Gruppen 
– inklusive der schiitischen Hazara – an (USDOS 21.6.2019). 

Während des Jahres 2018 intensivierte der IS Angriffe gegen die Hazara. Angriffe gegen Schiiten, davon 
vorwiegend gegen Hazara, forderten im Zeitraum 1.1.2018 bis 30.9.2018 211 Todesopfer (USDOS 13.3.2019). 
Das von schiitischen Hazara bewohnte Gebiet Dasht-e Barchi in Westkabul ist immer wieder Ziel von Angriffen. 
Die Regierung hat Pläne zur Verstärkung der Präsenz der afghanischen Sicherheitskräfte verlautbart (USDOS 
21.6.2019). Angriffe werden auch als Vergeltung gegen mutmaßliche schiitische Unterstützung der iranischen 
Aktivitäten in Syrien durchgeführt(MEI 10.2018; vgl. WP 21.3.2018). 

In Randgebieten des Hazaradjat kommt es immer wieder zu Spannungen und teilweise gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen Nomaden und sesshaften Landwirten, oftmals Hazara (AREU 1.2018). 

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan National 
Police repräsentiert (BI 29.9.2017). NGOs berichten, dass Polizeibeamte, die der Hazara-Gemeinschaft 
angehören, öfter als andere Ethnien in unsicheren Gebieten eingesetzt werden oder im Innenministerium an 
symbolische Positionen ohne Kompetenzen befördert werden (USDOS 13.3.2019). 

Anmerkung: Ausführliche Informationen zu Angriffen auf schiitische Glaubensstätten sind dem Kapitel 
Sicherheitslage zu entnehmen; ausführlichere Informationen zu den Hazara können dem Dossier der 
Staatendokumentation (7.2016) entnommen werden. Informationen zur religiösen Gruppe der Schiiten, die 
auch andere Volksgruppen umfasst, können Abschnitt Fehler! Textmarke nicht definiert. entnommen werden. 

Kutschi, Nomaden 

Ethnisch gesehen ist der Großteil der Kutschi paschtunisch (TD 19.4.2019; vgl. MRG o.D.e, AA 2.9.2019) und 
stammen vorwiegend aus dem Süden und Osten Afghanistans (MRG o.D.e). Sie sind eher eine soziale Gruppe, 
obwohl sie einige Charakteristiken einer eigenen ethnischen Gruppe aufweisen. Während des Taliban-Regimes 
wurden viele Kutschi in den usbekisch und tadschikisch dominierten Gebieten im Nordwesten des Landes 
sesshaft. Die größte Kutschi-Population findet sich in der Wüste im Süden des Landes (Registan) (MRG o.D.e). 

Viele Kutschi leben in informellen Siedlungen am Stadtrand von Kabul (MDG o.D.e; vgl. AAN 19.3.2019). Ein 
Großteil der Nomaden zieht während des Sommers in Richtung der Weideflächen des Hazarajat (zentrales 
Hochland) (AREU 1.2018; vgl. GIZ 4.2019). Nur mehr wenige tausend Personen führen ein Leben als nomadische 
Viehhirten (MRG o.D.e; vgl. AREU 1.2018). 

Kutschi leiden in besonderem Maße unter den ungeklärten Boden- und Wasserrechten. Dies schließt die illegale 
Landnahme durch mächtige Personen ein – ein mangels funktionierenden Katasterwesens in Afghanistan 
häufiges und alle Volksgruppen betreffendes Problem (AA 2.9.2019; vgl. AREU 1.2018). Traditionell waren die 
Kutschi eine nomadische Gemeinschaft; jahrzehntelange Konflikte und Dürre, haben verstärkt dazu geführt, 
dass die afghanischen Kutschi ihren traditionellen Lebensstil aufgaben und sich in festen Siedlungsgebieten 
niedergelassen haben. Manche Kutschi haben ihr Vieh verloren und haben versucht sich dauerhaft und auch 



- 28 - 

temporär in nicht-regulierten Gebieten niederzulassen (TD 19.4.2019; vgl. AREU 1.2018; vgl. GIZ 4.2019), was zu 
Konflikten mit Anwohnern und Kommandanten aufgrund von Landbesitz und Wasserzugang führte (TD 
19.4.2019; vgl. AREU 1.2018, RFE/RL 18.9.2015). 

Konflikte basieren u.a. auf der Blockade der Zugangswege zu den Weiden durch die sesshafte Bevölkerung, da 
das durchziehende Vieh landwirtschaftliche Flächen beschädigt; oder auch auf der Übernahme von Weideland 
der Nomaden durch die sesshafte Dorfbevölkerung zur eigenen Beweidung, Kultivierung oder Bebauung. 
Ebenso entstehen Konflikte durch das Bevölkerungswachstum, wodurch frühere Weidegebiete der Nomaden 
vermehrt verbaut werden, insbesondere im Nahbereich größerer Städte (AREU 1.2018). 

Staatliche Institutionen haben nur geringen Einfluss in ländlichen Gebieten – selbst in Gebieten unter 
Regierungskontrolle – um bei einer Konfliktlösung zu vermitteln (AREU 12.2018). Die Regierung verfügt mit dem 
unabhängigen Direktorium für die Angelegenheiten der Kutschi über eine eigene Organisationseinheit, welche 
die Angelegenheiten der Kutschi behandelt (MRG o.D.e; vgl. AREU 12.2018). Dieses Direktorium möchte jedoch 
bei Konflikten zwischen Nomaden und sesshafter Bevölkerung nicht direkt vermitteln, da es als parteiisch 
wahrgenommen werden würde. Bei Konfliktlösungen werden von der Regierung in der Regel lokale Akteure als 
Mediatoren eingesetzt, die ebenfalls von den Streitparteien als befangen angesehen werden (AREU 12.2018). 

Kutschi sind benachteiligt beim Zugang zu Bildung, Gesundheit und Arbeit (ACFF 11.2.2018; vgl. MRG o.D.e). 
Angehörige der Nomadenstämme sind aufgrund bürokratischer Hindernisse dem Risiko der (faktischen) 
Staatenlosigkeit ausgesetzt (AA 2.9.2019; vgl. MRG o.D.e). Sie gelten aufgrund ihres nomadischen Lebensstils als 
Außenseiter (AA 2.9.2019). Kutschi berichten über erzwungene Sesshaftmachungen durch die Regierung. Da 
viele sesshafte Kutschis unter prekären Bedingungen in informellen Siedlungen am Rande der Großstädte leben, 
werden sie zunehmend negativ wahrgenommen, was deren sozialen Status im Land weiter unterminiert (MRG 
o.D.e). Nomaden werden öfter als andere Gruppen auf bloßen Verdacht hin einer Straftat bezichtigt und 
verhaftet, sind aber oft auch rasch wieder auf freiem Fuß (AA 2.9.2019). 

Der afghanischen Verfassung zufolge ist die Regierung verpflichtet, den Kutschi Land für die permanente 
Nutzung zur Verfügung zu stellen und ihre Integration in besiedelten Gebieten zu fördern (RFE/RFL 18.9.2015). 
Die Verfassung sieht vor, dass der Staat Maßnahmen für die Verbesserung der Lebensgrundlagen von Nomaden 
ergreift. Einzelne Kutschi sind als Parlamentsabgeordnete oder durch politische und administrative Ämter Teil 
der Führungselite Afghanistans (AA 2.9.2019). Zehn Sitze im Unterhaus der Nationalversammlung sind für die 
Kutschi-Minderheit reserviert und vom Präsidenten müssen zwei Kutschi zu Mitgliedern für das Oberhaus 
ernannt werden (USDOS 13.3.2019). Diese Sitze werden jedoch in der Regel von sesshaften Kutschi 
eingenommen, wodurch die Interessen der erst kürzlich sesshaft gewordenen, in informellen Siedlungen 
lebenden oder semi-nomadischen Kutschi weitgehend vernachlässigt werden (MRG o.D.e). 

Bewegungsfreiheit 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Das Gesetz garantiert interne Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Emigration und Rückkehr. Die Regierung 
respektierte diese Rechte im Allgemeinen (USDOS 11.3.2020) [Anm.: siehe dazu auch Artikel 39 der 
afghanischen Verfassung (MPI 27.1.2004; vgl. FH 4.2.2019)]. Afghanen dürfen sich formell im Land frei bewegen 
und niederlassen. Als zentrale Hürde für die Bewegungsfreiheit werden Sicherheitsbedenken genannt. 
Besonders betroffen ist das Reisen auf dem Landweg (AA 2.9.2019). Dazu beigetragen hat ein Anstieg von 
illegalen Kontrollpunkten und Überfällen auf Überlandstraßen (AA 2.9.2019; vgl. USDOS 11.3.2020, FH 
4.2.2019). In bestimmten Gebieten machen Gewalt durch Aufständische, Landminen und improvisierte 
Sprengfallen (IEDs) das Reisen besonders gefährlich, speziell in der Nacht (FH 4.2.2019). Auch schränken 
gesellschaftliche Sitten die Bewegungsfreiheit von Frauen ohne männliche Begleitung ein (AA 2.9.2019; vgl. 
USDOS 11.3.2020). 

Die Ausweichmöglichkeiten für diskriminierte, bedrohte oder verfolgte Personen hängen maßgeblich vom Grad 
ihrer sozialen Verwurzelung, ihrer Ethnie und ihrer finanziellen Lage ab. Die sozialen Netzwerke vor Ort und 
deren Auffangmöglichkeiten spielen eine zentrale Rolle für den Aufbau einer Existenz und die Sicherheit am 
neuen Aufenthaltsort. Für eine Unterstützung seitens der Familie kommt es auch darauf an, welche politische 
und religiöse Überzeugung den jeweiligen Heimatort dominiert. Für Frauen ist es kaum möglich, ohne familiäre 
Einbindung in andere Regionen auszuweichen. Durch die hohe soziale Kontrolle ist gerade im ländlichen Raum 
keine, aber auch in den Städten kaum Anonymität zu erwarten (AA 2.9.2019). 
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Bewohner der zentralen Stadtbereiche neigen zu häufigerem Wohnortwechsel, um näher bei ihrer Arbeitsstätte 
zu wohnen oder um wirtschaftlichen Möglichkeiten und sicherheitsrelevanten Trends zu folgen. Diese ständigen 
Wohnortwechsel haben einen störenden Effekt auf soziale Netzwerke, was sich oftmals in der Beschwerde 
bemerkbar macht „man kenne seine Nachbarn nicht mehr“ (AAN 19.3.2019). 

Auch in größeren Städten erfolgt in der Regel eine Ansiedlung innerhalb von ethnisch geprägten Netzwerken 
und Wohnbezirken. Die Absorptionsfähigkeit der genutzten Ausweichmöglichkeiten, vor allem im Umfeld 
größerer Städte, ist durch die hohe Zahl der Binnenvertriebenen und der Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan 
bereits stark in Anspruch genommen. Dies schlägt sich sowohl in einem Anstieg der Lebenshaltungskosten als 
auch in einem erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt nieder (AA 2.9.2019). 

Es gibt internationale Flughäfen in Kabul, Herat, Kandahar und Mazar-e Sharif, bedeutende Flughäfen, für den 
Inlandsverkehr außerdem in Ghazni, Nangharhar, Khost, Kunduz und Helmand sowie eine Vielzahl an regionalen 
und lokalen Flugplätzen. Es gibt keinen öffentlichen Schienenpersonenverkehr (AA 2.9.2019). 

Meldewesen 

Afghanistan hat kein zentrales Bevölkerungsregister, ebenso wenig „gelbe Seiten” oder Datenbanken mit 
Telefonnummerneinträgen (EASO 2.2018; vgl. BFA 13.6.2019). Auch muss sich ein Neuankömmling bei Ankunft 
nicht in dem neuen Ort registrieren. Die Gemeinschafts- bzw. Bezirksältesten führen kein 
Personenstandsregister, die Regierung registriert jedoch Rückkehrer (BFA 13.6.2019). Durch die hohe soziale 
Kontrolle ist gerade im ländlichen Raum keine, aber auch in den Städten kaum Anonymität zu erwarten (AA 
2.9.2019). 

Grundversorgung 

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt (AA 2.9.2019; AF 2018). Trotz Unterstützung der 
internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der afghanischen Regierung und kontinuierlicher 
Fortschritte belegte Afghanistan 2018 lediglich Platz 168 von 189 des Human Development Index. Die 
Armutsrate hat sich laut Weltbank von 38% (2011) auf 55% (2016) verschlechtert. Dabei bleibt das Gefälle 
zwischen urbanen Zentren und ländlichen Gebieten Afghanistans eklatant: Außerhalb der Hauptstadt Kabul und 
der Provinzhauptstädte gibt es vielerorts nur unzureichende Infrastruktur für Energie, Trinkwasser und 
Transport (AA 2.9.2019). 

Die afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhängig. Das Budget zur 
Entwicklungshilfe und Teile des operativen Budgets stammen aus internationalen Hilfsgeldern (AF 2018; vgl. WB 
7.2019). Jedoch konnte die afghanische Regierung seit der Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen deutlich 
steigern (USIP 15.8.2019; vgl. WB 7.2019). 

Die afghanische Wirtschaft stützt sich hauptsächlich auf den informellen Sektor (einschließlich illegaler 
Aktivitäten), der 80 bis 90 % der gesamten Wirtschaftstätigkeit ausmacht und weitgehend das tatsächliche 
Einkommen der afghanischen Haushalte bestimmt (ILO 5.2012; vgl. ACCORD 7.12.2018). Lebensgrundlage für 
rund 80% der Bevölkerung ist die Landwirtschaft (FAO 2018; vgl. Haider/Kumar 2018), wobei der 
landwirtschaftliche Sektor gemäß Prognosen der Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 18,7% am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat (Industrie: 24,1%, tertiärer Sektor: 53,1%; WB 7.2019). Das BIP Afghanistans 
betrug im Jahr 2018 19,36 Mrd. US-Dollar (WB o.D.). Die Inflation lag im Jahr 2018 durchschnittlich bei 0,6% 
und wird für 2019 auf 3,1% prognostiziert (WB 7.2019). 

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Während die Gewinne dieses 
Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu Fortschritten in den Bereichen Gesundheit 
und Bildung. Seit 2014 verzeichnet die afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im Zeitraum 2014-
2017 durchschnittlich 2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Rückzug der internationalen Sicherheitskräfte, der 
damit einhergehenden Kürzung der internationalen Zuschüsse und einer sich verschlechternden Sicherheitslage 
in Verbindung gebracht wird (WB 8.2018). Im Jahr 2018 betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das langsame 
Wachstum wird auf zwei Faktoren zurückgeführt: einerseits hatte die schwere Dürre im Jahr 2018 negative 
Auswirkungen auf die Landwirtschaft, andererseits verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und 
Investoren. Es wird erwartet, dass sich das Real-BIP in der ersten Hälfte des Jahres 2019 vor allem aufgrund der 
sich entspannenden Situation hinsichtlich der Dürre und einer sich verbessernden landwirtschaftlichen 
Produktion erhöht (WB 7.2019). 
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Arbeitsmarkt 

Schätzungen zufolge sind 44% der Bevölkerung unter 15 Jahren und 54% zwischen 15 und 64 Jahren alt (ILO 
2.4.2018). Am Arbeitsmarkt müssten jährlich geschätzte 400.000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden, um 
Neuankömmlinge in den Arbeitsmarkt integrieren zu können (BFA 4.2018). Somit treten jedes Jahr sehr viele 
junge Afghanen in den Arbeitsmarkt ein, während die Beschäftigungsmöglichkeiten aufgrund unzureichender 
Entwicklungsressourcen und mangelnder Sicherheit nicht mit dem Bevölkerungswachstum Schritt halten 
können (WB 8.2018). In Anbetracht von fehlendem Wirtschaftswachstum und eingeschränktem Budget für 
öffentliche Ausgaben, stellt dies eine gewaltige Herausforderung dar. Letzten Schätzungen zufolge sind 1,9 
Millionen Afghan/innen arbeitslos – Frauen und Jugendliche haben am meisten mit dieser Jobkrise zu kämpfen. 
Jugendarbeitslosigkeit ist ein komplexes Phänomen mit starken Unterschieden im städtischen und ländlichen 
Bereich. Schätzungen zufolge sind 877.000 Jugendliche arbeitslos; zwei Drittel von ihnen sind junge Männer (ca. 
500.000) (BFA 4.2018; vgl. CSO 2018). 

Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke Dominanz des Agrarsektors, eine Unterrepräsentation von 
Frauen und relativ wenigen Möglichkeiten für junge Menschen gekennzeichnet. Es gibt einen großen Anteil an 
Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, was auf das hohe Maß an Informalität des 
Arbeitsmarktes hinweist, welches mit der Bedeutung des Agrarsektors in der Wirtschaft einhergeht (CSO 
8.6.2017). Im Rahmen einer Befragung an 15.012 Personen, gaben rund 36% der befragten Erwerbstätigen 
gaben an, in der Landwirtschaft tätig zu sein (AF 2018). 

Fähigkeiten, die sich Rückkehrer/innen im Ausland angeeignet haben, können eine wichtige Rolle bei der 
Arbeitsplatzsuche spielen. Bei der Arbeitssuche spielen persönliche Kontakte eine wichtige Rolle. Eine Quelle 
betont jedoch die Wichtigkeit von Netzwerken, ohne die es nicht möglich sei, einen Job zu finden. (BFA 4.2018). 
Bei Ausschreibung einer Stelle in einem Unternehmen gibt es in der Regel eine sehr hohe Anzahl an 
Bewerbungen und durch persönliche Kontakte und Empfehlungen wird mitunter Einfluss und Druck auf den 
Arbeitgeber ausgeübt (BFA 13.6.2019). Eine im Jahr 2012 von der ILO durchgeführte Studie über die 
Beschäftigungsverhältnisse in Afghanistan bestätigt, dass Arbeitgeber persönliche Beziehungen und Netzwerke 
höher bewerten als formelle Qualifikationen. Analysen der norwegischen COI-Einheit Landinfo zufolge, gibt es 
keine Hinweise darüber, dass sich die Situation seit 2012 geändert hätte (BFA 4.2018). 

In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstützung bei Arbeitslosigkeit. Lediglich beratende 
Unterstützung wird vom Ministerium für Arbeit und Soziale Belange (MoLSAMD) und der NGO ACBAR 
angeboten; dabei soll der persönliche Lebenslauf zur Beratung mitgebracht werden. Auch Rückkehrende haben 
dazu Zugang – als Voraussetzung gilt hierfür die afghanische Staatsbürgerschaft. Für das Anmeldeverfahren sind 
das Ministerium für Arbeit und Soziale Belange und die NGO ACBAR zuständig; Rückkehrende sollten auch hier 
ihren Lebenslauf an eine der Organisationen weiterleiten, woraufhin sie informiert werden, inwiefern 
Arbeitsmöglichkeiten zum Bewerbungszeitpunkt zur Verfügung stehen. Unter Leitung des Bildungsministeriums 
bieten staatliche Schulen und private Berufsschulen Ausbildungen an (BFA 4.2018). 

Neben einer mangelnden Arbeitsplatzqualität ist auch die große Anzahl an Personen im wirtschaftlich 
abhängigen Alter (insbes. Kinder) ein wesentlicher Armutsfaktor (CSO 2018; vgl. Haider/Kumar 2018): Die 
Notwendigkeit, das Einkommen von Erwerbstätigen mit einer großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern zu 
teilen, führt oft dazu, dass die Armutsgrenze unterschritten wird, selbst wenn Arbeitsplätze eine angemessene 
Bezahlung bieten würden. Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit Armut, wobei ein niedriges 
Bildungsniveau und Analphabetismus immer noch weit verbreitet sind (CSO 2018). 

Medizinische Versorgung 

Seit 2002 hat sich die medizinische Versorgung in Afghanistan stark verbessert, dennoch bleibt sie im regionalen 
Vergleich zurück (AA 2.9.2019). Die Lebenserwartung ist in Afghanistan von 50 Jahren im Jahr 1990 auf 64 im 
Jahr 2018 gestiegen (WHO o.D.; vgl. WHO 4.2018). Im Jahr 2018 gab es 3.135 funktionierende 
Gesundheitseinrichtungen in ganz Afghanistan und 87% der Bevölkerung wohnten nicht weiter als zwei Stunden 
von einer Einrichtung entfernt (WHO 12.2018). Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit kam 
es zu erheblichen Verbesserungen (AA 2.9.2019). 

Der afghanischen Verfassung zufolge hat der Staat kostenlos medizinische Vorsorge, ärztliche Behandlung und 
medizinische Einrichtungen für alle Bürger/innen zur Verfügung zu stellen. Außerdem fördert der Staat die 
Errichtung und Ausweitung medizinischer Leistungen und Gesundheitszentren (BFA 4.2018; vgl. MPI 2004, AA 
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2.9.2019). Eine begrenzte Anzahl staatlicher Krankenhäuser in Afghanistan bietet kostenfreie medizinische 
Versorgung an. Die Voraussetzung zur kostenfreien Behandlung ist der Nachweis der afghanischen 
Staatsbürgerschaft mittels Personalausweis bzw. Tazkira. Alle Staatsbürger/innen haben dort Zugang zu 
medizinischer Versorgung und Medikamenten (BFA 4.2018). Die Verfügbarkeit und Qualität der 
Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten Ärzten, Ärztinnen und Assistenzpersonal (v.a. 
Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von Medikamenten, schlechtes Management sowie schlechte 
Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke Misstrauen der Bevölkerung in die staatlich finanzierte 
medizinische Versorgung. Die Qualität der Kliniken variiert stark. Es gibt praktisch keine Qualitätskontrollen (AA 
2.9.2019). Die medizinische Versorgung in großen Städten und auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf Ebene von 
Distrikten und in Dörfern sind Einrichtungen hingegen oft weniger gut ausgerüstet und es kann schwer sein, 
Spezialisten zu finden. Vielfach arbeiten dort KrankenpflegerInnen anstelle von ÄrztInnen, um grundlegende 
Versorgung sicherzustellen und in komplizierten Fällen an Provinzkrankenhäuser zu überweisen. 
Operationseingriffe können in der Regel nur auf Provinzlevel oder höher vorgenommen werden; auf 
Distriktebene sind nur erste Hilfe und kleinere Operationen möglich. Auch dies gilt allerdings nicht für das 
gesamte Land, da in Distrikten mit guter Sicherheitslage in der Regel mehr und bessere Leistungen angeboten 
werden können als in unsicheren Gegenden (IOM 2018; vgl. WHO 3.2019, BDA 18.12.2018). Zahlreiche 
Afghanen begeben sich für medizinische Behandlungen – auch bei kleineren Eingriffen – ins Ausland. Dies ist 
beispielsweise in Pakistan vergleichsweise einfach und zumindest für die Mittelklasse erschwinglich (BDA 
18.12.2018). 

Die wenigen staatlichen Krankenhäuser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch kommt es manchmal zu 
einem Mangel an Medikamenten. Deshalb werden Patienten an private Apotheken verwiesen, um diverse 
Medikamente selbst zu kaufen. Untersuchungen und Laborleistungen sind in den staatlichen Krankenhäusern 
generell kostenlos (IOM 2018). Gemäß Daten aus dem Jahr 2014 waren 73% der in Afghanistan getätigten 
Gesundheitsausgaben sogenannte „Out-of-pocket“-Zahlungen durch Patienten, nur 5% der Gesamtausgaben im 
Gesundheitsbereich wurden vom Staat geleistet (WHO 12.2018). 

Berichten von UN OCHA zufolge haben rund 10 Millionen Menschen in Afghanistan keinen oder nur 
eingeschränkten Zugang zu medizinischer Grundversorgung. Viele Afghanen suchen, wenn möglich, privat 
geführte Krankenhäuser und Kliniken auf. Die Kosten von Diagnose und Behandlung dort variieren stark und 
müssen von den Patienten selbst getragen werden. Daher ist die Qualität der Gesundheitsbehandlung stark 
einkommensabhängig (AA 2.9.2019). Berichten zufolge können Patient/innen in manchen öffentlichen 
Krankenhäusern aufgefordert werden, für Medikamente, ärztliche Leistungen, Laboruntersuchungen und 
stationäre Behandlungen zu bezahlen. Medikamente sind auf jedem afghanischen Markt erwerbbar, die Preise 
variieren je nach Marke und Qualität des Produktes. Die Kosten für Medikamente in staatlichen Krankenhäusern 
weichen vom lokalen Marktpreis ab. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren Städten wie Kabul, 
Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen Einrichtungen variieren (BFA 
4.2018). 

90% der medizinischen Versorgung in Afghanistan werden nicht direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, 
sondern von nationalen und internationalen NGOs, die über ein Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses 
Vertragssystem wird sowohl primäre, als auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur Verfügung 
gestellt. Allerdings mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand vieler Kliniken ist 
schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und Kliniken besteht, ist es in 
den ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein Krankenhaus zu erreichen (AA 
2.9.2019). 

Beispielsweise um die Gesundheitsversorgung der afghanischen Bevölkerung in den nördlichen Provinzen 
nachhaltig zu verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des zivilen Wiederaufbaus auch auf den Ausbau eines 
adäquaten Gesundheitssystems ab – mit moderner Krankenhausinfrastruktur, 
Krankenhausmanagementsystemen sowie qualifiziertem Personal. Seit dem Jahr 2009 wurden insgesamt 65 
Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen gebaut oder renoviert. Neben verbesserten diagnostischen 
Methoden kommen auch innovative Technologien wie z.B. Telemedizin zum Einsatz (BFA 4.2018). 

Auch die Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung (AA 2.9.2019; vgl. WHO 
4.2018). 

Rückkehr 
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Letzte Änderung: 18.5.2020 

Seit 1.1.2020 sind 279.738 undokumentierter Afghan/innen aus dem Iran nach Afghanistan zurückgekehrt. Die 
höchste Anzahl an Rückkehrer/innen ohne Papiere aus dem Iran wurden im März 2020 (159.789) verzeichnet. 
Die Anzahl der seit 1.1.2020 von IOM unterstützten Rückkehrer/innen aus dem Iran beläuft sich auf 29.019. Seit 
Beginn des islamischen Fastenmonats Ramadan (Anm.: 23.4.-24.5.2020) hat sich die Anzahl der Rückkehr/innen 
(undokumentierter, aber auch unterstützter Rückkehr/innen) reduziert. Im gleichen Zeitraum kehrten 1.833 
undokumentierte und 1.662 von IOM unterstütze Personen aus Pakistan nach Afghanistan zurück (IOM 
11.3.2020). Pakistan hat temporär und aufgrund der COVID-19-Krise seine Grenze nach Afghanistan geschlossen 
(VoA 4.4.2020; vgl. IOM 11.5.2020; TN 18.3.2020; TiN 13.3.2020). Durch das sogenannte „Friendship Gate“ in 
Chaman (Anm.: in Balochistan/ Spin Boldak, Kandahar) wurden im April 37.000 afghanische Familien auf 
ausdrücklichen Wunsch der afghanischen Regierung von Pakistan nach Afghanistan gelassen. An einem 
weiteren Tag im Mai 2020 kehrten insgesamt 2.977 afghanische Staatsbürger/innen nach Afghanistan zurück, 
die zuvor in unterschiedlichen Regionen Balochistans gestrandet waren (DA 10.5.2020). 

Im Zeitraum 1.1.2019 – 4.1.2020 kehrten insgesamt 504.977 Personen aus dem Iran und Pakistan nach 
Afghanistan zurück: 485.096 aus dem Iran und 19.881 aus Pakistan (IOM 4.1.2020). Im Jahr 2018 kehrten aus 
den beiden Ländern insgesamt 805.850 nach Afghanistan zurück: 773.125 aus dem Iran und 32.725 aus Pakistan 
(IOM 5.1.2019). Im Jahr 2017 stammten 464.000 Rückkehrer aus dem Iran 464.000 und 154.000 aus Pakistan 
(AA 2.9.2019). 

Die Wiedervereinigung mit der Familie wird meist zu Beginn von Rückkehrer als positiv empfunden (MMC 
1.2019; vgl. IOM KBL 30.4.2020). Jedoch ist der Reintegrationsprozess der Rückkehrer oft durch einen 
schlechten psychosozialen Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind weniger selbsterhaltungsfähig als die 
meisten anderen Afghanen. Rückkehrerinnen sind von diesen Problemen im Besonderen betroffen (MMC 
1.2019). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer/innen die 
Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können 
Personen, die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 
Unterstützungsformen in Anspruch nehmen (BFA 4.2018). Für Rückkehrer leisten UNHCR und IOM in der ersten 
Zeit Unterstützung. Bei der Anschlussunterstützung ist die Transition von humanitärer Hilfe hin zu 
Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen der hohen Fluktuation im Land und der 
notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich darauf einzustellen, ist Hilfe nicht immer sofort dort verfügbar, 
wo Rückkehrer sich niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass sich viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die 
für Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht erreichbar sind (AA 2.9.2019). 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich. Der Großteil der nach 
Afghanistan zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres Netzwerk, auf das in der Regel 
zurückgegriffen wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und 
individuellen Faktoren ist diese Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (BFA 
13.6.2019). Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere wichtige 
Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf 
Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen Netzwerken (Kolleg/innen, Mitstudierende 
etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und 
unterschiedliche Einflüsse – auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und 
städtischen Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche 
Rückkehrer/innen auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz 
zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrer/innen 
dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer 
Netzwerke – der Familie, der Freunde und der Bekannten – ist für junge Rückkehrer/innen besonders 
ausschlaggebend, um sich an das Leben in Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall 
schwach ausgeprägt sein, kann die Unterstützung verschiedener Organisationen und Institutionen in 
Afghanistan in Anspruch genommen werden (BFA 4.2018). 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern gelebt haben und 
zum Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, 
von denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder 
Dari (die afghanische Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können fehlende Vertrautheit mit 
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kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und Existenzgründung erschweren. Das 
Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch hierbei eine zentrale Rolle ein. Über 
diese können die genannten Integrationshemmnisse abgefedert werden, indem die erforderlichen Fähigkeiten 
etwa im Umgang mit lokalen Behörden sowie sozial erwünschtes Verhalten vermittelt werden und für die 
Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 2.9.2019). UNHCR verzeichnete jedoch nicht viele Fälle 
von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan aufgrund ihres Status als Rückkehrer. 
Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung besteht aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan 
großteils auf ethnischen und religiösen Faktoren sowie auf dem Konflikt (BFA 13.6.2019). 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft häufig 
misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind jedoch keine Fälle bekannt, in denen 
Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 2.9.2019). 
UNHCR berichtet von Fällen zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen Extremisten 
bezichtigt werden, verwestlicht zu sein; viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, Rückkehrer 
aus Europa wären reich und sie würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Wenn ein Rückkehrer mit im 
Ausland erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, stehen ihm mehr Arbeitsmöglichkeiten zur 
Verfügung als den übrigen Afghanen, was bei der hohen Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der 
Gemeinschaft führen kann (BFA 13.6.2019). 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der gesamten Familie 
Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht mehr existieren oder der Zugang zu 
diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die Reintegration stark erschweren. Der Mangel an Arbeitsplätzen 
stellt für den Großteil der Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt 
maßgeblich von lokalen Netzwerken ab (AA 2.9.2019). Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM 
und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen 
betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung, 
vulnerable Personen einschließlich Rückkehrer/innen aus Pakistan und dem Iran zu unterstützen, bleibt 
begrenzt und ist weiterhin von der Hilfe der internationalen Gemeinschaft abhängig (USDOS 13.3.2019). 
Moscheen unterstützen in der Regel nur besonders vulnerable Personen und für eine begrenzte Zeit. Für 
Afghanen, die im Iran geboren oder aufgewachsen sind und keine Familie in Afghanistan haben, ist die Situation 
problematisch. Deshalb versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in den Iran zurückzukehren (BFA 
13.6.2019). 

Viele Rückkehrer, die wieder in Afghanistan sind, werden de-facto IDPs, weil die Konfliktsituation sowie das 
Fehlen an gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in ihre Heimatorte zurückzukehren (UNOCHA 
12.2018). Trotz offenem Werben für Rückkehr sind essentielle Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in 
den grenznahen Provinzen nicht auf einen Massenzuzug vorbereitet (AAN 31.1.2018). Viele Rückkehrer leben in 
informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder gemieteten Wohnungen. Die meisten Rückkehrer im 
Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften und sind von fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten 
des Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 12.2018). 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene (IDP) in 
Afghanistan zuständig (BFA 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von der afghanischen Regierung, 
den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer (BFA 
4.2018; vgl. Asylos 8.2017). Der Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen aus Europa 
kehrt direkt zu ihren Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück (AAN 19.5.2017). 

In Kooperation mit Partnerninstitutionen des European Return and Reintegration Network (ERRIN) wird im 
Rahmen des ERRIN Specific Action Program sozioökonomische Reintegrationsunterstützung in Form von 
Beratung und Vermittlung für freiwillige und erzwungene Rückkehrer angeboten (IRARA 9.5.2019). 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Neue politische Rahmenbedingungen für Rückkehrer/innen und IDPs sehen bei der Reintegration unter 
anderem auch die individuelle finanzielle Unterstützung als einen Ansatz der „whole of community“ vor. 
Demnach sollen Unterstützungen nicht nur einzelnen zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in 
denen sie sich niederlassen. Die Rahmenbedingungen sehen eine Grundstücksvergabe vor, jedoch gilt dieses 
System als anfällig für Korruption und Missmanagement. Es ist nicht bekannt, wie viele Rückkehrer/innen aus 
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Europa Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben und zu welchen Bedingungen (BFA 
4.2018). 

Die Regierung Afghanistans bemüht sich gemeinsam mit internationalen Unterstützern, Land an Rückkehrer zu 
vergeben. Gemäß dem 2005 verabschiedeten Land Allocation Scheme (LAS) sollten Rückkehrer und IDPs 
Baugrundstücke erhalten. Die bedürftigsten Fälle sollten prioritär behandelt werden (Kandiwal 9.2018; vgl. 
UNHCR 6.2008). Jedoch fanden mehrere Studien Probleme bezüglich Korruption und fehlender Transparenz im 
Vergabeprozess (Kandiwal 9.2018; vgl. UNAMA 3.2015, AAN 29.3.2016, WB/UNHCR 20.9.2017). Um den Prozess 
der Landzuweisung zu beginnen, müssen die Rückkehrer einen Antrag in ihrer Heimatprovinz stellen. Wenn 
dort kein staatliches Land zur Vergabe zur Verfügung steht, muss der Antrag in einer Nachbarprovinz gestellt 
werden. Danach muss bewiesen werden, dass der Antragsteller bzw. die nächste Familie tatsächlich kein Land 
besitzt. Dies geschieht aufgrund persönlicher Einschätzung eines Verbindungsmannes und nicht aufgrund von 
Dokumenten. Hier ist Korruption ein Problem. Je einflussreicher ein Antragsteller ist, desto schneller bekommt 
er Land zugewiesen (Kandiwal 9.2018). Des Weiteren wurde ein fehlender Zugang zu Infrastruktur und 
Dienstleistungen, wie auch eine weite Entfernung der Parzellen von Erwerbsmöglichkeiten kritisiert. IDPs und 
Rückkehrer ohne Dokumente sind von der Vergabe von Land ausgeschlossen (IDMC/NRC 2.2014). 

Bereits 2017 hat die afghanische Regierung mit der Umsetzung des Aktionsplans für Flüchtlinge und 
Binnenflüchtlinge begonnen. Ein neues, transparenteres Verfahren zur Landvergabe an Rückkehrer läuft als 
Pilotvorhaben mit neuer rechtlicher Grundlage an, kann aber noch nicht flächendeckend umgesetzt werden. 
Eine Hürde ist die Identifizierung von geeigneten, im Staatsbesitz befindlichen Ländereien. Generell führt die 
unklare Landverteilung häufig zu Streitigkeiten. Gründe hierfür sind die jahrzehntelangen kriegerischen 
Auseinandersetzungen, mangelhafte Verwaltung und Dokumentation von An- und Verkäufen, das große 
Bevölkerungswachstum sowie das Fehlen eines funktionierenden Katasterwesens. So liegen dem afghanischen 
Innenministerium Berichte über widerrechtliche Aneignung von Land aus 30 Provinzen vor (AA 2.7.2019). 

Anmerkung: Ausführlichere Informationen können dem FFM-Bericht Afghanistan 4.2018 entnommen werden. 

Aktuelle Informationen zu COVID-19 (…) 

Anmerkungen: Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Rückkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch 
weiterhin in Afghanistan operativ (IOM KBL 13.5.2020). 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen Rückkehr. Aufgrund des 
stark reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Länder tatsächlich möglich. 
Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich dabei, wie bekannt, Unterstützung bei der Ausreise am 
Flughafen Wien Schwechat an (IOM AUT 18.5.2020). 

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach Afghanistan 
zurückgekehrt. Mit ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, welche sich noch in Österreich 
befinden, steht IOM Österreich in Kontakt und bietet Beratung/Information über virtuelle 
Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020). 

Unterstützung durch IOM 

Die internationale Organisation für Migration (IOM – International Organization for Migration) unterstützt mit 
diversen Projekten die freiwillige Rückkehr und Reintegration von Rückkehrer/innen nach Afghanistan. In Bezug 
auf die Art und Höhe der Unterstützungsleistung muss zwischen unterstützter freiwilliger und zwangsweiser 
Rückkehr unterschieden werden (IOM KBL 26.11.2018; vgl. IOM AUT 23.1.2020; BFA 13.6.2019; BFA 4.2018). Im 
Rahmen der unterstützten Freiwilligen Rückkehr kann Unterstützung entweder nur für die Rückkehr (Reise) 
oder nach erfolgreicher Aufnahme in ein Reintegrationsprojekt auch bei der Wiedereingliederung geleistet 
werden (IOM AUT 23.12.020). 

Mit 1.1.2020 startete das durch den AMIF der Europäischen Union und das österreichische Bundesministerium 
für Inneres kofinanzierten Reintegrationsprojekt, RESTART III. Im Unterschied zu den beiden Vorprojekten 
RESTART und RESTART II steht dieses Projekt ausschließlich RückkehrerInnen aus Afghanistan zur Verfügung.  
RESTART III, ist wie das Vorgängerprojekt auf drei Jahre, nämlich bis 31.12.2022 ausgerichtet und verfügt über 
eine Kapazität von 400 Personen. Für alle diese 400 Personen ist neben Beratung und Information – in 
Österreich sowie in Afghanistan – sowohl die Bargeldunterstützung in der Höhe von 500 Euro wie auch die 
Unterstützung durch Sachleistungen in der Höhe von 2.800 Euro geplant (IOM AUT 23.1.2020). 



- 35 - 

Die Teilnahme am Reintegrationsprojekt von IOM ist an einige (organisatorische) Voraussetzungen gebunden. 
So stellen Interessent/innen an einer unterstützen freiwilligen Rückkehr zunächst einen entsprechenden Antrag 
bei einer der österreichischen Rückkehrberatungseinrichtungen - dem VMÖ (Verein Menschenrechte 
Österreich) oder der Caritas bzw. in Kärnten auch beim Amt der Kärntner Landesregierung. Die jeweilige 
Rückkehrberatungsorganisation prüft dann basierend auf einem Kriterienkatalog des BMI, ob die 
Anforderungen für die Teilnahme durch die AntragsstellerInnen erfüllt werden. Für Reintegrationsprojekte ist 
durch das BMI festgelegt, dass nur Personen an dem Projekt teilnehmen können, die einen dreimonatigen 
Aufenthalt in Österreich vorweisen können. Es wird hier jedoch auf mögliche Ausnahmen hingewiesen, wie zum 
Beispiel bei Personen, die im Rahmen der Dublin-Regelung nach Österreich rücküberstellten werden. Des 
weiteren sieht die BMI Regelung vor, dass nur eine Person pro Kernfamilie die Unterstützungsleistungen 
erhalten kann (BMI Stand 23.1.2020). Im Anschluss unterstützt die jeweilige Rückkehrberatungseinrichtung 
den/die Interessenten/in beim Antrag auf Kostenübernahme für die freiwillige Rückkehr an das BFA. Wenn die 
Teilnahme an dem Reintegrationsprojekt ebenso gewünscht ist, so ist ein zusätzlicher Antrag auf Bewilligung 
des Reintegrationsprojektes zu stellen. Kommt es in weiterer Folge zu einer Zustimmung des Antrags seitens des 
BMI wird ab diesem Zeitpunkt IOM involviert (IOM AUT 23.1.2020). 

[Anm.: Es besteht auch die Möglichkeit jederzeit einen Antrag auf freiwillige Rückkehr zu stellen, auch ohne 
Teilnahme an dem Projekt. Eine Mitarbeiterin von IOM Österreich weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass es hier keine Teilung zwischen freiwilligen und unterstützten Rückkehrer/innen gibt. Grundsätzlich spricht 
man von unterstützter freiwilliger Rückkehr und zusätzlich gibt es die Reintegrationsunterstützung bei 
Projektteilnahme.] 

Neben Beratung und Vorabinformationen ist IOM für die Flugbuchung verantwortlich und unterstützt die 
Projektteilnehmer auch bei den Abflugmodalitäten. Flüge gehen in der Regel nach Kabul, können auf Wunsch 
jedoch auch direkt nach Mazar-e Sharif gehen [Anm.: Unter Umgehung von Kabul und mit Zwischenlandung in 
Mazar-e-Sharif]. Die Weiterreise nach Herat beispielsweise findet in der Regel auf dem Luftweg über Kabul statt 
(IOM 26.11.2018). Die österreichischen Mitarbeiter unterstützen die Projektteilnehmer beim Einchecken, der 
Security Controle, der Passkontrolle und begleiten sie bis zum Abflug-Terminal (BMI Stand 23.1.2020). 
Teilnehmer am Reintegrationsprojekt RESTART III von IOM landen in der Regel (zunächst) in der afghanischen 
Hauptstadt Kabul. Dort werden sie von den örtlichen IOM-MitarbeiterInnen in Empfang genommen. IOM 
Mitarbeiter können Rückkehrer/innen direkt nach Verlassens des Flugzeuges empfangen und sie bei den Ein- 
bzw. Weiterreiseformalitäten unterstützen. An den Flughäfen anderer Städten wie Mazar-e-Sharif, Kandahar 
oder Herat gibt es keine derartige Ausnahmeregelung (IOM KBL 26.11.2018; vgl. IOM AUT 23.1.2020). 

RESTART sowie die Folgeprojekte RESTART II und RESTART III unterscheiden sich nur minimal voneiander. So ist 
beispielsweise die Höhe der Barzahlung und auch die Unterstützung durch Sachleistungen gleich geblieben, 
wobei im ersten RESTART Projekt und in der ersten Hälfte von RESTART II nur 2.500 Euro in Sachleistung 
investiert wurden und die restlichen 300 Euro für Wohnbedürfnisse, Kinderbetreuung oder zusätzlich für 
Bildung zur Verfügung standen. Dies wurde im Verlauf von RESTART II geändert und es ist nun auch in RESTART 
III der Fall, sodass die gesamte Summe für eine einkommensgenerierende Tätigkeit verwendet werden kann 
(IOM AUT 27.3.2020). 

RADA 

IOM hat mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Union das Projekt „RADA“ (Reintegration Assistance 
and Development in Afghanistan) entwickelt. (IOM 5.11.2019). 

Innerhalb dieses Projektes gibt es eine kleine Komponente (PARA – Post Arrival Reception Assistance), die sich 
speziell an zwangsweise rückgeführte Personen wendet. Der Leistungsumfang ist stark limitiert und nicht mit 
einer Reintegrationsunterstützung vergleichbar. Die Unterstützung umfasst einen kurzen medical check 
(unmittelbare medizinische Bedürfnisse) und die Auszahlung einer Bargeldunterstützung in der Höhe von 
12.500 Afghani (rund 140 EUR) zur Deckung unmittelbarer, dringender Bedürfnisse (temporäre Unterkunft, 
Weiterreise, etc.) (IOM AUT 23.1.2020). 

Wohnungen 

In Kabul und im Umland sowie in anderen Städten steht eine große Anzahl an Häusern und Wohnungen zur 
Verfügung. Die Kosten in Kabul-City sind jedoch höher als in den Vororten oder in den anderen Provinzen. 
Private Immobilienhändler in den Städten bieten Informationen zu Mietpreisen für Häuser und Wohnungen an. 
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Die Miete für eine Wohnung liegt zwischen 300 USD und 500 USD. Die Lebenshaltungskosten pro Monat 
belaufen sich auf bis zu 400 USD (Stand 2018), für jemanden mit gehobenem Lebensstandard. Diese Preise 
gelten für den zentral gelegenen Teil der Stadt Kabul, wo Einrichtungen und Dienstleistungen wie Sicherheit, 
Wasserversorgung, Schulen, Kliniken und Elektrizität verfügbar sind. In ländlichen Gebieten können sowohl die 
Mietkosten, als auch die Lebenshaltungskosten um mehr als 50% sinken. Betriebs- und Nebenkosten wie 
Wasser und Strom kosten in der Regel nicht mehr als 40 USD pro Monat. Abhängig vom Verbrauch können die 
Kosten allerdings höher sein (IOM 2018). 

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht (IOM 2018). 

Anmerkung: Weitere Informationen zur Unterstützung von Rückkehrern durch IOM können der Analyse Herat 
2019 und dem FFM Bericht Afghanistan 2018 entnommen werden. 

1.3.2. Auszüge aus den UNHCR-Richtlinien 30.08.2018: 

Als „verwestlicht“ wahrgenommene Personen  

Es liegen Berichte über Personen vor, die aus westlichen Ländern nach Afghanistan zurückkehrten und von 

regierungsfeindlichen Gruppen bedroht, gefoltert oder getötet wurden, weil sie sich vermeintlich die diesen 

Ländern zugeschriebenen Werte zu eigen gemacht hätten, „Ausländer“ geworden seien oder als Spione oder 

auf andere Weise ein westliches Land unterstützten.297 Heimkehrern wird Berichten zufolge von der örtlichen 

Gemeinschaft, aber auch von Staatsbeamten oft Misstrauen entgegengebracht, was zu Diskriminierung und 

Isolierung führt.298 Ebenso kann Personen, die anderen Profilen entsprechen – etwa Profil 1.e (Mitarbeiter von 

humanitären Hilfs- und Entwicklungsorganisationen) und Profil 1.i (Frauen im öffentlichen Leben) – von 

regierungsfeindlichen Kräften vorgeworfen werden, Werte und/oder Erscheinungsbilder übernommen zu 

haben, die mit westlichen Ländern in Zusammenhang gebracht werden, und sie aus diesem Grund zur 

Zielscheibe werden.  

293 „[Personen], die ins Land [Afghanistan] zurückgekehrt sind, leben in ständiger Angst, bei Anschlägen 

getötet oder verletzt zu werden. Andere sind dem Risiko ausgesetzt, aufgrund ihres Glaubens, ihrer Sexualität 

oder sogar ihrem westlichen Erscheinungsbild verfolgt zu werden.“ [Übersetzung durch UNHCR]. EU Observer, 

Afghan Migrant Returns Unlawful, Says Charity, 5. Oktober 2017, https://euobserver.com/migration/139290. 

Siehe auch Abschnitt III.A.6.  

294 Das Swedish Network of Refugee Support Groups berichtet, dass es sich bei Rückkehrern aus 

westlichen Ländern, im Vergleich zu Afghanen, die aus Nachbarländern, wie Pakistan, zurückgekehrt sind, um 

eine kleine Gruppe von Personen handelt, die marginalisiert wird. Sie werden weitgehend nicht akzeptiert und 

als Betrüger und Versager gesehen. Nach mehreren Jahren im Westen stechen sie durch ihr Aussehen und ihre 

Kleidung hervor. Swedish Network of Refugee Support Groups (FARR), Utvisning Till Afghanistan Trots Nya Larm 

– Men Många Räddades, 9. Oktober 2017, http://farr.se/en/aktuellt-a-press/notiser/1495-grupputvisning-till-

afghanistan-trots-nya-larm. Der Danish Refugee Council berichtet, dass das Misstrauen gegenüber Rückkehrern 

aus Europa oder „dem Westen“ grundsätzlich größer ist, je länger sich der Rückkehrer außerhalb von 

Afghanistan aufgehalten hat und je weiter der Rückkehrer weg war. Überdies besteht für zurückgekehrte Jungen 

und Männer das Risiko, aufgrund ihrer hohen Sichtbarkeit in ländlichen Gegenden sowie aufgrund von sozialer 

Isolation, fehlenden sozialen Netzwerken und mangeldem Einkommen von Extremistengruppen oder 

kriminellen Netzwerken angeworben zu werden. Danish Refugee Council, Tilbagevenden til Afghanistan, 

Oktober 2017, https://flygtning.dk/media/3886281/tilbagevenden-til-afghanistan-2017.pdf, S. 16. „[S]taatliche 

Behörden nehmen junge männliche Rückkehrer als Bedrohung der Sicherheit wahr, da sie aufgrund einer 
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mangelnden Ausbildung oder fehlenden Jobmöglichkeiten anfällig dafür sind, Drogenhandel zu betreiben, oder 

auch von bewaffneten nicht-staatlichen Akteuren als leichtes Ziel gesehen und von diesen angeworben 

werden.“ [Übersetzung durch UNHCR]. Asylos, Afghanistan: Situation of Young Male 'Westernised' Returnees to 

Kabul, August 2017, https://asylos.eu/wp-content/uploads/2017/08/AFG2017-05-Afghanistan- 

Situation-of-young-male-Westernised-returnees-to-Kabul-1.pdf, S. 18. „In Hinblick auf einen verwestlichten 

Lebensstil und religiöse Themen werden sie [Rückkehrer] nicht sehr positiv wahrgenommen. Anhand des Stils, 

des Haarschnittes oder der Kleidung einer Person ist es äußert einfach gewesen zu erkennen, ob jemand in 

Europa war.. [...] [E]s gibt Fälle, in denen sie von der Gesellschaft ausgeschlossen werden. [...] Für jemanden, 

der für fünf oder sechs Jahre in Europa gelebt und sich nicht mit religiösen Themen beschäftigt hat, [...] ist es 

sehr schwer, sich wieder in seine Familie und die Gesellschaft zu integrieren. [E]s gab Fälle, bei denen 

Rückkehrer von ihren Familien ausgegrenzt wurden, da sie zu sehr westlich waren und ihrem Bruder, ihrer 

Schwester oder ihren Eltern dadurch Probleme bereiten können. Deshalb sagen sie ihnen, sie sollen nicht in ihre 

Nähe kommen und sich von der Familie fernhalten.“ [Übersetzung durch UNHCR]. Ebd., S. 37-38. „[J]ene 

Personen, die sich durch deren Aufenthalt im Ausland verändert haben, werden ganz klar abgelehnt [...] Die 

Gesellschaft fürchtet sich vor Rückkehrern, da sie die Rückkehrer als durch westliche Werte vergiftet 

wahrnimmt; einige der jüngsten Rückkehrer sprechen sogar mit einem Akzent, wenn sie Dari oder Paschtu 

sprechen, wodurch sie im eigenen Land zu Ausländern werden. Personen, die sich durch deren Aufenthalt im 

Ausland verändert haben, werden ganz klar abgelehnt: zum Beispiel haben manche damit begonnen, sich dem 

Säkularimus zugehörig zu fühlen oder haben sich möglicherweise einer anderen Religion zugewandt; andere 

haben ihre Sexualität entdeckt und sich als homosexuell geoutet. Solche Verhaltensweisen stoßen auf 

Ablehnung, wenn sie nicht sogar mit dem Tod bestraft werden.“ [Übersetzung durch UNHCR]. Ebd., S. 39.  

„[V]iele junge Menschen wollten die Tatsache geheim halten, dass sie sich im Vereinigten Königreich 

aufgehalten haben [...] Vor allem in Gebieten, die von den Taliban kontrolliert werden, wollten sie nicht, dass sie 

jemand Englisch sprechen hört oder sieht, dass sich internationale  

Kontakte auf ihrem Handy befinden.“ [Übersetzung durch UNHCR]. E. Bowerman, Risks Encountered after 

Forced Removal: The Return Experiences of Young Afghans, Februar 2017, 

http://www.fmreview.org/sites/fmr/files/FMRdownloads/en/resettlement/bowerman.pdf, S. 79.  

Schiiten  

Laut Vertretern der Schiiten steht die Anzahl der schiitischen Parlamentsmitglieder nicht in einem 

angemessenen Verhältnis zum Anteil der Schiiten an der Gesamtbevölkerung.388 Während einige Quellen 

angeben, dass die offene Diskriminierung der Schiiten durch die Sunniten abgenommen habe,389 berichten 

andere, dass eine derartige Diskriminierung an bestimmten Orten weitergehe.390 Regierungsfeindliche Kräfte 

betrachten Schiiten Berichten zufolge als „Ungläubige“, „Abtrünnige“ oder „Halb-Muslime“.391 Ferner wird 

berichtet, dass die gewalttätigen Angriffe regierungsfeindlicher Kräfte gegen die schiitische Bevölkerung seit 

2016 beträchtlich zugenommen haben.392 Diese Angriffe erfolgten in Form von Verschleppungen und 

Entführungen, gezielten Tötungen, Angriffen auf Schiiten an Gebetsstätten oder in Dörfern sowie komplexen 

Angriffen und Selbstmordanschlägen.393 Es ist darauf hinzuweisen, dass ethnische Zugehörigkeit und Religion 

in Afghanistan oftmals untrennbar miteinander verbunden sind, insbesondere in Bezug auf die vorwiegend 

schiitische ethnische Gruppe der Hazara.394 Daher kann oftmals nicht eindeutig zwischen einer 
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Diskriminierung und Misshandlung aufgrund der Religion einerseits und Diskriminierung und Misshandlung 

aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit andererseits unterschieden werden.395  

386 „Obwohl schiitische Muslime leitende Positionen in der Regierung innehatten, gaben sie an, dass die 

Anzahl an Posten in Regierungsbehörden ihrer prozentualen Einschätzung des schiitischen Bevölkerungsanteils 

nach, die Demografie des Landes nach wie vor nicht widerspiegelte. Ausgehend von prozentualen Schätzungen 

des schiitischen Bevölkerungsanteils, die hingegen von sunnitischer Seite aus getätigt wurden, erklärten 

sunnitische Mitglieder des Ulema Council, dass Schiiten übermäßig stark in der Regierung vertreten waren.“ 

[Übersetzung durch UNHCR]. US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: 

Afghanistan, 15. August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. 59 der 249 afghanischen 

Parlamentsmitglieder sind Schiiten. US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 

2012 - The Commission's Watch List: Afghanistan, 20. März 2012, 

http://www.refworld.org/docid/4f71a66d32.html.  

387 US  Department  of  State,  2016  Report  on  International  Religious 

 Freedom:  Afghanistan,  15.  August  2017, 

http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html.  

388 „Die Beobachter erklärten, dass es weiternhin Berichte über Diskriminierung an verschiedenen Orten 

gegeben hatte.“ [Übersetzung durch UNHCR]. US Department of State, 2016 Report on International Religious 

Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html.  

389 CTV News, ISIS Claims Responsibility for Afghan Mosque Attack, 21. Oktober 2017, 

https://www.ctvnews.ca/world/isis-claimsresponsibility-for-afghan-mosque-attack-1.3642887; UNAMA, Human 

Rights and Protection of Civilians in Armed Conflict: Special Report Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 

August 2017, August 2017, http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 6.   

390 „Die Mission sieht den erheblichen Anstieg konfessionsbedingter Anschläge auf schiitische Muslime, 

die vorwiegend von der Terrormiliz Daesh/Islamischer Staat im Irak und in der Levante-Provinz Khorasan (ISIL-

KP) verübt werden, als äußert bedenklich.“ [Übersetzung durch UNHCR]. UNAMA, Afghanistan: Annual Report 

on the Protection of Civilians in Armed Conflict 2017, Februar 2018, 

http://www.refworld.org/docid/5a854a614.html, S. 3. „Seit 1. Januar 2016 dokumentierte UNAMA zwölf 

Anschläge auf schiitische Muslime in Gotteshäusern mit 689 zivilen Opfern (230 Tote und 459 Verletzte). Dies 

schürte massive Bedenken bezüglich des Rechts auf Religionsfreiheit oder Glaube und den Schutz religiöser 

Minderheiten. Der Islamische Staat-Provinz Khorasan (ISKP) beanspruchte acht der zwölf Anschläge auf seinem 

Nachrichtenkanal Al Amaq öffentlich für sich. Vier der zwölf Anschläge wurden 2016 und acht in den ersten 

zehn Monaten von 2017 verübt. [...] Vor 2016 verzeichnete UNAMA nur selten Anschläge von 

regierungsfeindlichen Kräften, die bewusst auf schiitische Muslime verübt wurden.“ [Übersetzung durch 

UNHCR]. UNAMA, Protection of Civilians in Armed Conflict: Attacks Against Places of Worship, Religious Leaders 

and Worshippers, 7. November 2017, http://www.refworld.org/docid/5a0b0b534.html, S. 1. „Der Islamische 

Staat-Provinz Khorasan (ISKP) bekannte sich öffentlich zu Anschlägen, bei denen mehr als 100 Mitglieder der 

schiitischen Glaubensgemeinschaft ums Leben kamen. [...] Die Taliban waren für einige Entführungen 

schiitischer Hazara verantwortlich und sprachen Geistlichen gegenüber weiterhin Todesdrohungen aus, da sie 

Botschaften predigten, die deren Auslegung des Islams widersprachen.“ [Übersetzung durch UNCHR]. US 
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Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 2017, 

http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. Siehe auch UNAMA, Afghanistan: Mid-Year Report on the 

Protection of Civilians in Armed Conflict 2017, Juli 2017, http://www.refworld.org/docid/596e0b5e4.html, S. 46, 

48; Freedom House, Freedom in the World 2017: Afghanistan, 2. Juni 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html. Zwischen Juli und November 2016 wurden Berichten zufolge 

mehr als 500 Mitglieder der schiitischen Glaubensgemeinschaft verletzt oder getötet. Die Mehrheit der 

Anschläge wurde von den Taliban oder dem Islamischen Staat für sich beantsprucht bzw. ihnen zugeschrieben. 

US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 2017 (Tier 2 Countries): Afghanistan, 

26. April 2017, http://www.refworld.org/docid/59072f4429.html. In ihrem 2018 veröffentlichten Bericht 

erklärte die Kommission, „dass 2017 weitere Anschläge auf schiitische Muslime, vor allem durch den 

Islamischen Staat-Provinz Khorasan (ISKP), verübt wurden und sich die Anschläge in manchen Fällen, trotz des 

gestiegenen sozioökonomischen Statuses der schiitischen Glaubensgemeinschaft, verschlimmerten.“ 

[Übersetzung durch UNHCR]. US Commission on International Religious Freedom, USCIRF Annual Report 2018 

(Tier 2 Countries): Afghanistan, 25. April 2018, http://www.refworld.org/docid/5b278eb70.html. Für 

weiterführende Informationen zu diesen Vorfällen siehe Abschnitt III.A 13.  

391 Reuters, Suicide Bomb Kills at Least Seven at Shi'ite Gathering in Kabul, 9. März 2018, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistanblast/suicide-bomb-kills-at-least-seven-at-shiite-gathering-in-

kabul-idUSKCN1GL0WI; UNAMA, Protection of Civilians in Armed Conflict: Attacks Against Places of Worship, 

Religious Leaders and Worshippers, 7. November 2017, http://www.refworld.org/docid/5a0b0b534.html, S. 2. 

US Department of State, 2016 Country Reports on Human Rights Practices: Afghanistan, 3. März 2017, 

http://www.refworld.org/docid/58ec8a7fa.html. Siehe auch Reuters, Afghanistan's Shi'ites Call for Protection 

After Latest Mosque Attack, 26. August 2017, http://news.trust.org/item/20170826094946-qqwqk/; HRW, 

Afghanistan: Deadly Attack on Mosque a War Crime, 25. August 2017, 

https://www.ecoi.net/en/document/1405914.html. UNAMA, Human Rights and Protection of Civilians in Armed 

Conflict: Special Report Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 August 2017, August 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 1, 6, 7; Hazara International Network, AIHRC: Attacks 

Against Hazaras in Afghanistan, 30. Mai 2017, http://www.hazarapeople.com/2017/05/30/ aihrc-attacks-against-

hazaras-in-afghanistan/.  

394 US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 

2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html; UNAMA, Human Rights and Protection of Civilians in 

Armed Conflict: Special Report Attacks in Mirza Olang, Sari Pul Province: 3-5 August 2017, August 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5a534e764.html, S. 1; Huffington Post, Why ISIS Have Declared War On The 

Hazara Shias Of Afghanistan, 26. Juni 2017, https://www.huffingtonpost.in/syed-zafarmehdi/why-isis-have-

declared-war-on-the-hazara-shias-of-afghanistan_a_22504421/; Freedom House, Freedom in the World 2017: 

Afghanistan, 2. Juni 2017, http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html; World Hazara Council, A Human 

Rights Situational Analysis of Ethnic-Hazaras in Afghanistan and Pakistan, 22. Oktober 2016, 

http://worldhazaracouncil.org/en/wp-content/uploads/Brief-report-on-Human-rights-of-Hazaras-Oct-2016.pdf; 

HRW, Afghanistan’s Shia Hazara Suffer Latest Atrocity, 13. Oktober 2016, 

https://www.hrw.org/news/2016/10/13/afghanistans-shia-hazara-suffer-latest-atrocity; Washington Post, Attack 

on Hazaras Raises Fears of Sunni-Shiite Violence in Afghanistan, 24. Juli 2016, 

https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/attack-on-hazaras-raises-fears-ofsunni-shiite-violence-in-

afghanistan/2016/07/24/a7681f62-512b-11e6-bf27-405106836f96_story.html; AIHRC, Attacks Against Hazaras in 
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Afghanistan, undatiert, 

http://www.aihrc.org.af/media/files/A%20Short%20Report%20on%20Attack%20against%20Hazaras_English 

_Final.pdf.  

395 US Department of State, 2016 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 15. August 

2017, http://www.refworld.org/docid/59b7d8f4a.html. Eine eingehendere Analyse der Situation von 

Angehörigen ethnischer Minderheiten findet sich in Abschnitt III.A.13.  

Hazara  

Von den Hazara wird berichtet, dass sie weiterhin gesellschaftlich diskriminiert und gezielt durch illegale 

Besteuerung, Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit, körperliche Misshandlung und Inhaftierung erpresst 

werden.595 Hazara, die überwiegend Schiiten sind, wurden bereits in der Vergangenheit durch die sunnitische 

Bevölkerungsmehrheit ausgegrenzt und diskriminiert.596 Seit dem Ende des Taliban- Regimes im Jahr 2001 

haben sie Berichten zufolge erhebliche wirtschaftliche und politische Fortschritte gemacht,597doch mehren 

sich seit den letzten Jahren Berichten zufolge die Fälle von Schikanen, Einschüchterung, Entführung und Tötung 

durch die Taliban, den Islamischen Staat und andere regierungsfeindliche Kräfte.598   

592 Dezember 2017, Freedom House, Freedom in the World 2017: Afghanistan, 2. Juni 2017, 

http://www.refworld.org/docid/5936a46d13.html. „Die Hazara in Afghanistan [...] sahen sich aufgrund 

hartnäckiger Diskriminierungen bereits vielfach dazu gezwungen, ihren Wohnort zu wechseln. [...] Die Hazara 

[...] sind nach wie vor von bestimmten Formen religiöser oder ethnischer Diskriminierung betroffen.“ 

[Übersetzung durch UNHCR]. Minority Rights Group International, No Escape from Discrimination: Minorities, 

Indigenous Peoples and the Crisis of Displacement, Dezember 2017, http://minorityrights.org/wp-

content/uploads/2017/12/MRG_Displacement_Report_Dec17.pdf, S. 3, 17. „Mitglieder der Minderheit 

schiitischer Hazara waren Opfer von Zwangsarbeit.“ [Übersetzung durch UNHCR]. US Department of State, 2017 

Trafficking in Persons Report: Afghanistan, 27. Juni 2017, http://www.refworld.org/docid/5959ed1b13.html. 

„Zahlreiche weitere Anschläge, die in den vergangenen Jahren auf die ethnische Gruppe verübt wurden, 

wurden dem Islamischen Staat zugerechnet und lösten in Kabul große Proteste unter den Hazara aus. Die 

Hazara sind der Meinung, dass zu wenig unternommen wird, um sie zu beschützen.“ [Übersetzung durch 

UNHCR]. New York Times, Hazaras Protest after an ISIS Attack Kills 10 in Kabul, 9. März 2018, 

https://www.nytimes.com/2018/03/09/world/asia/suicide-attack-kabul-hazaras.html. „Hazara-Aktivisten sind der 

Meinung, dass die Regierung nichts unternimmt, um für die Interessen der Hazara einzutreten. Teile 

Zentralafghanistans, darunter Bamiyan, die inoffizielle Hauptstadt der Hazara, zählen zu den ärmsten Gebieten 

des Landes sowie es dort oftmals auch keine Grundversorgungseinrichtungen und keinen Strom gibt.“ 

[Übersetzung durch UNHCR]. Al Jazeera, Afghanistan: Who Are the Hazaras?, 27. Juni 2016, 

https://www.aljazeera.com/indepth/features/2016/06/afghanistan-hazaras-160623093601127.html. Siehe auch 

The Geopolitics, The Agony of the Hazaras and the Indifference of the Afghan State, 18. Mai 2018, 

https://thegeopolitics.com/the-agony-of-the-hazaras-and-the-indifferenceof-the-afghan-state/; The Globe Post, 

Attacks on Hazara Community Killing Political Efficacy in Afghanistan, 14. Mai 2018, 

https://www.theglobepost.com/2018/04/29/afghanistan-hazara-community/; Reuters, Who Are the Hazaras and 

What Are They Escaping?, 22. September 2016, https://in.reuters.com/article/europe-migrants-hazaras/who-

are-the-hazaras-and-what-are-they-escapingidINKCN11S0Z6; The Diplomat, TUTAP Power Project Reopens Old 

Wounds in Afghanistan, 4. August 2016, https://thediplomat.com/2016/08/tutap-power-project-reopens-old-
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wounds-in-afghanistan/; Reuters, Thousands of Afghan Hazaras Join Power Line Protest In Kabul, 16. Mai 2016, 

https://www.reuters.com/article/us-afghanistan-protests/thousands-of-afghan-hazaras-joinpower-line-protest-

in-kabul-idUSKCN0Y70BW.   

593 „Bei den Hazara handelt es sich um eine Minderheit in Afghanistan, die schon seit langem unterdrückt 

wird und deren Mitglieder tendenziell Schiiten sind.“ [Übersetzung durch UNHCR]. New York Times, Hazaras 

Protest after an ISIS Attack Kills 10 in Kabul, 9. März 2018, 

https://www.nytimes.com/2018/03/09/world/asia/suicide-attack-kabul-hazaras.html. „[O]bwohl alle Afghanen 

betroffen waren, sind es vor allem die ethnischen und religiösen Minderheiten gewesen, die einem besonderen 

Risiko ausgesetzt waren. Dies bewahrheitet sich vor allem in Bezug auf die in Afghanistan lebenden Hazara, eine 

Gemeinschaft, die aufgrund ihres Glaubens, dem schiitischen Islam, und ihres asiatischen Aussehens seit 

langem verfolgt und diskriminiert wird. Die Geschichte der Hazara in Afghanistan reicht weit in die 

Vergangenheit zurück und zeichnet ein Bild der Verfolgung, gesellschaftlichen Ausgrenzung und 

Massenermordungen, im Zuge derer tausende Hazara von den Taliban getötet wurden.“ [Übersetzung durch 

UNHCR]. Minority Rights Group International, No Escape from Discrimination: Minorities, Indigenous Peoples 

and the Crisis of Displacement, Dezember 2017, http://minorityrights.org/wp-

content/uploads/2017/12/MRG_Displacement_Report_Dec17.pdf, S. 17. Siehe auch Global Village Space, 

Afghanistan: The Growing Ethnic Tension Has its Roots in History, 23. Februar 2018, 

https://www.globalvillagespace.com/afghanistan-growing-ethnic-tension-roots-history; Daily Times, Hazara 

Genocide, 21. November 2017, https://dailytimes.com.pk/144056/hazara-genocide/; Australian Policy and 

History, Hazaras’ Persecution Worsens: Will the New Government Show Leadership by Lifting the Suspension on 

Afghani Asylum Claims?, 13. November 2017, http://aph.org.au/hazaras-persecution-worsens-will-the-new-

government-show-leadership-by-lifting-the-suspension-onafghani-asylum-claims/; Minority Rights Group 

International, State of the World's Minorities and Indigenous Peoples 2016 - Case study: Hazara Heritage and 

the Uncertain Future of the Buddhas of Bamiyan, 12. Juli 2016, 

http://www.refworld.org/docid/5796080ec.html; Al 

2. Beweiswürdigung: 

2.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers:  

Die Feststellungen über die Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers, seine Religions- und 

Volksgruppenzugehörigkeit und den Herkunftsort basieren ebenso wie die Feststellungen zu 

seinen familiären Verhältnissen auf den diesbezüglich gleichbleibenden und glaubhaften 

Aussagen des Beschwerdeführers im Verwaltungsverfahren und in der mündlichen 

Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht. 

Auch die Feststellungen zu Sprachkenntnissen und zur Bildung des Beschwerdeführers sowie 

zu seiner Arbeitserfahrung und seinem Gesundheitszustand stützen sich auf dessen Angaben 

im Asylverfahren sowie in der mündlichen Beschwerdeverhandlung.  
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Die Feststellungen zum Verfahrensgang beruhen zudem auf dem unbestrittenen Akteninhalt. 

Ferner gründet die Feststellung, wonach der Beschwerdeführer unbescholten ist, auf einem 

aktuellen Auszug aus dem Strafregister. 

2.2. Zu den Feststellungen betreffend die vorgebrachten Fluchtgründe des 

Beschwerdeführers:  

Es ist dem Beschwerdeführer nicht gelungen, eine konkrete, ihn in Afghanistan drohende 

asylrelevante Verfolgungsgefahr glaubhaft zu machen. 

Der Beschwerdeführer brachte diesbezüglich zusammengefasst vor, dass es in seinem 

Heimatdorf regelmäßigen zu Konflikten mit den Kutschi gekommen sei. Als in einem 

Nachbardorf ein Freund seines Vaters dabei ums Lebens gekommen sei, habe die Familie 

beschlossen, Afghanistan zu verlassen.  

In Hinblick auf die zum Antragszeitpunkt bestehende Minderjährigkeit des 

Beschwerdeführers ist zunächst auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu 

verweisen, wonach es zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit eines Minderjährigen einer 

besonders sorgfältigen Beweiswürdigung bedarf (vgl. VwGH 24.09.2014, Ra 2014/19/0020 

mwN; 23.02.2016, Ra 2015/20/0161).  

Im vorliegenden Fall ist demnach im Rahmen der Beweiswürdigung insbesondere zu 

berücksichtigen, dass es sich beim Beschwerdeführer im Antragszeitpunkt sowie auch zu den 

Zeitpunkten der Erstbefragung, der Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl und der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht um einen 

Minderjährigen gehandelt hat. Im vorliegenden Fall ist einzuräumen, dass das 

Bundesverwaltungsgericht die vorgebrachten Fluchtgründe des Beschwerdeführers unter 

dem Aspekt seines Alters zum Zeitpunkt der fluchtauslösenden Ereignisse berücksichtigt hat. 

Nichtsdestotrotz hat das erkennende Gericht nach ausführlicher Einvernahme des 

Beschwerdeführers in der mündlichen Verhandlung den Eindruck gewonnen, dass er keine 

glaubhafte, individuelle Verfolgung im Sinne der GFK darzulegen vermocht hat. Dies aus 

folgenden Gründen:  

So hat der Beschwerdeführer – in der Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl ebenso wie in der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht – 

dezidiert angegeben, dass er selbst zu keiner Zeit einer Bedrohung und Verfolgung ausgesetzt 

gewesen sei (S. 3 der Niederschrift der Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl: "LA: Wurden Sie jemals direkt in irgendeiner Weise bedroht? VP: Nein."; S. 10 der 
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Niederschrift der mündlichen Verhandlung: "R: Wurden Sie persönlich je von irgendjemanden 

bedroht oder verfolgt? BF: Ich persönlich wurde nie bedroht oder verfolgt, weil ich noch sehr 

jung war.").  

Wie auch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl geht auch das erkennende Gericht 

davon aus, dass die regelmäßigen Konflikte mit den Kutschi im Heimatort des 

Beschwerdeführers den Tatsachen entsprechen und ist das diesbezügliche Vorbringen des 

Beschwerdeführers, aufgrund dieser Probleme das Dorf verlassen zu haben, als glaubhaft zu 

beurteilen, eine Verfolgungshandlung, die mit einem in der GFK genannten 

Anknüpfungspunkt – nämlich der Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung – zusammenhängt, lässt 

sich daraus jedoch nicht entnehmen. 

Der Beschwerdeführer hat nicht dargetan, dass es die Kutschi bei den regelmäßigen Angriffen 

auf sein Dorf sowie die Nachbardörfer gerade auf den Beschwerdeführer selbst – dies hat der 

Beschwerdeführer wie oben dargelegt ausdrücklich ausgeschlossen – bzw. seine Familie 

abgesehen hätten, sondern sprach der Beschwerdeführer von allgemeinen Problemen mit 

den regelmäßig in das Dorf wiederkehrenden Kutschi, die von ihnen unter anderem 

Grundstücke verlangt hätten. Der tatsächliche fluchtauslösende Moment sei dann – den 

Angaben des Beschwerdeführers zufolge – der – im Zusammenhang mit diesen Konflikten 

stehende – Tod eines Freundes seines Vaters im Nachbardorf gewesen. 

Zu der Überzeugung, dass der konkret behauptete Vorfall ein solcher gewesen sei, der 

ethnisch-religiöse Konnotationen gehabt habe, ist das Gericht im vorliegenden Verfahren 

nicht gelangt. Die Auseinandersetzung mit den Kutschi ist als ein Konflikt anzusehen, dessen 

Ursache nicht in Zusammenhang mit der Volksgruppenzugehörigkeit des Beschwerdeführers 

– der Hazara – steht und der somit keinem in der GFK abschließend angeführten 

Verfolgungsgrund entspricht. Vielmehr handelt es sich bei den Streitigkeiten um einen 

Ressourcenkonflikt, wobei im Zentrum der Auseinandersetzungen die konkurrierenden 

Ansprüche auf das Weideland sowie die de-facto Kontrolle einer Bevölkerung über ein Gebiet 

stehen.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Berichtslage war daher festzustellen, dass allfällige 

Konflikte zwischen den Kutschi und den Bewohnern des Heimatdorfs des Beschwerdeführers 

nicht in der unterschiedlichen Volksgruppen- oder Religionszugehörigkeit der Kutschi 

(Paschtunen/Sunniten) einerseits und der Dorfbewohner (darunter Hazara/Schiiten wie die 

Familie des Beschwerdeführers) andererseits, sondern in der Nutzung von Acker- und 
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Weideflächen bzw. in Gebietsansprüchen begründet waren. Der ausschlagegebende, jedoch 

nicht asylrelevante Grund für die vom Beschwerdeführer beschriebenen Übergriffe auf das 

Heimatdorf des Beschwerdeführers durch Kutschi ist somit nicht deren Abneigung der 

Volksgruppe der Hazara gegenüber, sondern die Absicht, als Nomaden zeitweise die 

Grundstücke und Felder der dort sesshaften Familien zu nutzen.  

Hinsichtlich seines Vorbringens, wonach er im Fall seiner (hypothetischen) Rückkehr nach 

Afghanistan die reale Gefahr einer Verfolgung aufgrund seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe 

der Hazara zu gewärtigen hätte, ist darauf hinzuweisen, dass sich die allgemeine Situation in 

Afghanistan diesbezüglich grundlegend verändert hat. 

UNHCR hält in seinen Richtlinien vom 30.08.2018 fest, dass abhängig von den jeweiligen 

Umständen des Falles für Personen, die einer ethnischen Minderheit in Afghanistan 

angehören, insbesondere in Gebieten, in denen diese nicht die ethnische Mehrheit 

darstellen, ein Bedarf an internationalen Flüchtlingsschutz bestehen kann. Zu den 

maßgeblichen Überlegungen bei der Beurteilung, ob die Furcht vor Verfolgung begründet ist, 

gehören die relative Machtposition der ethnischen Gruppe im Herkunftsgebiet und die 

Geschichte der interethnischen Beziehungen (vgl. S. 110 der UNHCR-Richtlinien vom 

30.08.2018). 

Vor diesem Hintergrund ist zunächst darauf hinzuweisen, dass UNHCR nicht davon ausgeht, 

Angehörigen der Volksgruppe der Hazara drohe im gesamten Staatsgebiet Afghanistans eine 

reale Gefahr der Verfolgung. 

Den aktuellen Länderberichten ist zu entnehmen, dass sich die Lage der Hazara, welche 

während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgt waren, grundsätzlich verbessert hat und 

Hazara inzwischen auch prominente Stellen in der Regierung und im öffentlichen Leben 

bekleiden, selbst wenn sie nach wie vor unterrepräsentiert sind. 

Es wird nicht verkannt, dass es in Afghanistan nach wie vor zu sozialen Diskriminierungen von 

Hazara kommt und ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen weiterhin zu 

Konflikten führen. Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass Angehörigen der Volksgruppe 

der Hazara bereits bloß aufgrund ihrer Anwesenheit die reale Gefahr der Verfolgung droht. 

Dazu ist auch auf das aktuelle Urteil des EGMR vom 05.07.2016 (EGMR AM/NL, 05.07.2016, 

29.094/09) zu verweisen, das insbesondere feststellt, dass auch die Angehörigkeit zur 

Minderheit der Hazara nicht dazu führt, dass im Fall einer Rückkehr nach Afghanistan eine 

unmenschliche Behandlung drohen würde (in diesem Sinne auch die 
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Revisionszurückweisungen des Verwaltungsgerichtshofs vom 10.08.2017, Ra 2017/20/0041, 

vom 23.01.2018, Ra 2017/18/0377-6, sowie vom 30.01.2018, Ra 2017/20/0406). 

Dafür, dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan alleine aufgrund 

seiner schiitischen Religionszugehörigkeit getötet werden würde, finden sich in den 

herangezogenen Länderberichten ebenfalls keine Anhaltspunkte. Demnach sind 

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten in Afghanistan selten. Im Jahr 2018 

sind laut UNAMA 19 Fälle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten verzeichnet 

worden. Dabei sind 223 Menschen getötet und 524 Menschen verletzt worden. Auch wenn 

dies einen zahlenmäßigen Anstieg der zivilen Oper um 34% bedeutet, so ist es in Anbetracht 

der Einwohnerzahl Afghanistans von ca. 32 Millionen nicht wahrscheinlich, Opfer eines 

solchen Angriffs zu werden. 

Es steht sohin nicht fest, dass der Beschwerdeführer im Fall seiner (hypothetischen) Rückkehr 

in den Herkunftsstaat aufgrund seiner Zugehörigkeit zur schiitischen Glaubensgemeinschaft 

und/oder zur Volksgruppe der Hazara der realen Gefahr einer Verfolgung ausgesetzt wäre. 

Im Zusammenhang mit dem Vorbringen des Beschwerdeführers in seiner Beschwerde, dass 

er zur sozialen Gruppe der "Straßen- und Waisenkinder" im Sinne der Genfer Konvention 

zählen würde, ist auf die Rechtsprechung des Asylgerichtshofes hinzuweisen: Der 

Verfolgungsgrund der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe trifft nur zu, wenn die 

Verfolgung immer wegen bestehender Gruppenzugehörigkeit erfolgt, weshalb sich jene, die 

erst durch die Verfolgung zu einer Gruppe werden, nicht auf jenen Grund berufen können. 

Verfolgung aus diesem Konventionsgrund ist daher nur dann zu bejahen, wenn die 

Repression nur Personen trifft, die sich durch ein gemeinsames soziales Merkmal 

auszeichnen (AslyGH 15.02.2013, C1 419.860-1/2011; siehe dazu auch AslyGH 06.04.2010, 

C17 404.795-1/2009). In den zitierten Entscheidungen des Asylgerichthofes wurde eine 

soziale Gruppe der "Waisen bzw. der alleinstehenden Minderjährigen" verneint. Asylrelevant 

wäre eine Verfolgung von Waisen dann, wenn der Staat oder Private auf dem Staat 

zurechenbare Weise gegen Waise vorgeht, weil sie Waise sind. Nicht asylrelevant hingegen 

ist bloß das Ausnützen der schwächeren Position des Waisen (AsylGH 19.07.2010, C2 

413.437-1/2010). 

Zudem wird die Annahme, dass dem Beschwerdeführer alleine aufgrund seiner Einstufung 

als "alleinstehender Minderjähriger" bzw. "Waise" automatisch ein Asylstatus zu gewähren 

sei, ohne konkrete Anhaltspunkte dafür, dass er aus diesem Grunde einer 

Verfolgungshandlung in Afghanistan ausgesetzt gewesen wäre, zu einer uferlosen 
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Ausweitung des Asylbegriffes führen. Ein solches Ergebnis wäre auch mit den Grundsätzen 

des Asylrechts, wonach eine individuell gezielte Verfolgungshandlung gegen eine Person 

vorliegen muss, nicht vereinbar. Im vorliegenden Fall ist gerade nicht erkennbar, dass der 

Beschwerdeführer, einer konkreten Verfolgungsgefahr ausgesetzt wäre bzw. diese zu 

erwarten ist. Der Beschwerdeführer hat mittlerweile auch seine Volljährigkeit erreicht.  

Auch dafür, dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan aufgrund 

seiner westlichen Wertehaltung bzw. seiner Weltanschauung psychischer und/oder 

physischer Gewalt oder anderen erheblichen Eingriffen ausgesetzt wäre, bestehen keine 

auseichenden Anhaltspunkte. Diesbezüglich wurde zwar in der Beschwerde ausgeführt, dass 

der Beschwerdeführer in Österreich eine Lebensweise angenommen habe, die den 

afghanischen Traditionen und Sitten sowie den dortigen politisch-religiösen Zwängen 

deutlich entgegenstehe. Sowie weiters, dass der Beschwerdeführer in Österreich ein 

selbstbestimmtes und weltoffenes Leben führe, seine asylberechtigte Schwester, die sich 

ebenso wie der Beschwerdeführer selbst, in einer außerehelichen Beziehung befinde, 

tatkräftig unterstütze. Der Beschwerdeführer habe sich von seiner Religion distanziert und 

lebe den schiitischen Glauben nicht mehr und er habe sich von den in Afghanistan 

vorgegebenen Geschlechterrollen "entfernt". Doch blieben diese Angaben im 

Beschwerdeschriftsatz unsubstantiiert und vage und kamen weitergehende Ausführungen 

hiezu auch im Rahmen der mündlichen Verhandlung nicht hervor.  

So wurde der Beschwerdeführer in der mündlichen Verhandlung von der erkennenden 

Richterin gefragt, ob er sich verändert habe, seit er in Österreich lebe und antwortete der 

Beschwerdeführer lediglich folgend: "Soweit es mir möglich war, habe ich mich angepasst 

und mich bemüht, nicht gegen die Gesetze zu verstoßen." (S 13 der Niederschrift der 

mündlichen Verhandlung). Ein weitergehendes Vorbringen zu einer eventuell erfolgten 

"Verwestlichung" seines Lebensstils erstattete weder der Beschwerdeführer selbst noch 

seine anwesende Rechtsvertreterin. Auch auf die Frage, ob der Beschwerdeführer einer 

Religionsgemeinschaft angehöre, und wenn ja, welcher, beantwortete der Beschwerdeführer 

damit, dass er Moslem und Schiit sei. Ein weitergehendes Vorbringen, wonach er sich – wie 

in der Beschwerdeschrift ausgeführt – von seiner Religion "distanziert" habe, erstattete der 

Beschwerdeführer ebenso wenig. Soweit die Beschwerdeschrift festhält, dass sich der 

Beschwerdeführer in einer Beziehung mit einem afghanischen Mädchen befindet, ist – 

lediglich der Vollständigkeit halber festzuhalten – dass der Beschwerdeführer in der 

mündlichen Verhandlung das Bestehen einer Lebensgemeinschaft verneint hat. Aus dem 

Vorbringen des Beschwerdeführers im Rahmen der mündlichen Verhandlung lässt sich nicht 

ableiten, dass der Beschwerdeführer eine Lebensführung entwickelt oder eine Haltung 



- 47 - 

verinnerlicht hätte, die den sozialen und kulturellen Gepflogenheiten Afghanistans 

zuwiderläuft. 

Den amtswegig eingeholten Länderberichten ist auch nicht zu entnehmen, dass in 

Afghanistan jungen erwachsenen Männern infolge ihrer selbstbestimmten Lebensführung 

Verfolgung droht. Ebenso wenig ergibt sich auch aus der Berichtslage, dass jeder afghanische 

Staatsangehörige, der sich einige Jahre in Europa aufgehalten hat, im Falle einer Rückkehr 

alleine aus diesem Grund einer Verfolgung ausgesetzt wäre. 

In Bezug auf die allgemeine Situation von Rückkehrern aus Europa wird nicht verkannt, dass 

diese von der afghanischen Gesellschaft misstrauisch wahrgenommen werden und mitunter 

Diskriminierungen ausgesetzt sind. Allerdings geht weder aus den amtswegig 

herangezogenen Länderinformationen, noch aus den vom Beschwerdeführer in Vorlage 

gebrachten Berichten hervor, dass Rückkehrer aus dem westlichen Ausland in Afghanistan 

ohne Hinzutreten weiterer Umstände mit hinreichender Wahrscheinlichkeit einer 

Verfolgungsgefahr ausgesetzt sind. 

Insgesamt bestehen sohin keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass der Beschwerdeführer 

im Fall seiner (hypothetischen) Rückkehr aufgrund seiner Weltanschauung oder einer ihm 

unterstellten westlichen Haltung Gefahr liefe, verfolgt zu werden. 

2.5. Zur Lage im Herkunftsstaat: 

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich mit den in dieser Entscheidung herangezogenen 

Quellen eingehend auseinandergesetzt und dabei insbesondere das neue 

Länderinformationsblatt der Staatendokumentation (mit den zuletzt eingefügten, aktuellen 

Informationen vom 21.07.2020) berücksichtigt. Die Feststellungen stützen sich auf 

objektives Berichtsmaterial. Angesichts der Seriosität und Plausibilität der angeführten 

Erkenntnisquellen sowie des Umstandes, dass diese Berichte auf einer Vielzahl 

verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch ein in den 

Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, 

besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. Die aktuellen 

Länderinformationen wurden auch nicht substantiiert bestritten.  

3. Rechtliche Beurteilung: 

Zu A) Abweisung der Beschwerde: 

3.1. Zur Nichtzuerkennung des Status eines Asylberechtigten 
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Gemäß § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) ist einem Fremden, der in Österreich einen 

(zulässigen) Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, der Status des Asylberechtigten 

zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinn des Art. 1 

Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) droht (vgl auch die Verfolgungsdefinition 

in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der Statusrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU) 

verweist). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der Zuerkennung des 

Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche 

Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offensteht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 

AsylG 2005) gesetzt hat. 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus 

Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes 

befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 

Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände 

außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder 

im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren (VwGH 

08.09.2015, Ra 2015/18/0080, mwN). 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zentraler Aspekt der in 

Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat die wohlbegründete 

Furcht davor. Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der 

speziellen Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im 

Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine 

bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit 

Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 

vom 05.09.2016, Ra 2016/19/0074). Die begründete Furcht einer Person vor Verfolgung 

muss zudem in kausalem Zusammenhang mit einem oder mehreren Konventionsgründen 

stehen (VwGH vom 22.03.2017, Ra 2016/19/0350). 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu 

schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann 

anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die 

entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 10.11.2015, Ra 2015/19/0185, 

VwGH vom 05.09.2016, Ra 2016/19/0074). 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG liegt es am Beschwerdeführer, entsprechend glaubhaft zu machen, 
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dass ihm im Herkunftsstaat eine Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht. 

3.1.1. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten 

Sachverhalts ergibt sich, dass die behauptete Furcht des Beschwerdeführers, in seinem 

Herkunftsstaat mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit aus den in der GFK genannten Gründen 

verfolgt zu werden, nicht begründet ist. Insbesondere konnte vom Beschwerdeführer eine 

Verfolgung aus asylrelevanten Gründen nicht glaubhaft gemacht und auch sonst vom 

erkennenden Gericht nicht festgestellt werden.  

3.1.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat ausgeführt, dass die schwierige allgemeine Lage einer 

ethnischen Minderheit oder der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft – für sich allein – 

nicht geeignet sei, die für die Anerkennung einer Flüchtlingseigenschaft vorauszusetzende 

Bescheinigung einer konkret gegen den Asylwerber gerichteten drohenden 

Verfolgungshandlung dazutun (VwGH 31.01.2002, 2000/20/0358). Der Beschwerdeführer 

gehört als Hazara zwar einer ethnischen und als Schiite auch einer religiösen Minderheit an, 

doch ist festzuhalten, dass sich für die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten 

Hazara die Situation in der Zwischenzeit deutlich verbessert hat, wenngleich die 

gesellschaftlichen Spannungen fortbestehen und in lokal unterschiedlicher Intensität 

gelegentlich wieder aufleben. Vor dem Hintergrund der Feststellungen ist davon auszugehen, 

dass weder die Zugehörigkeit einer Person zur ethnischen Minderheit der Hazara noch die 

Zugehörigkeit einer Person zur religiösen Minderheit der Schiiten ausreichen, um davon 

ausgehen zu müssen, dass diese Person der Gefahr einer Verfolgung aufgrund der 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten Rasse bzw. einer bestimmten Glaubensgemeinschaft 

ausgesetzt wäre. 

Auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte verwies in seiner Judikatur zwar auf 

die schlechte Situation für Angehörige der Volksgruppe der Hazara in Afghanistan, verneinte 

jedoch eine automatisch vorliegende Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK bei einer 

Rückkehr allein auf Grund der Zugehörigkeit zu dieser Volksgruppe (EGMR 05.07.2016, 

29.094/09, A.M./Niederlande).  

Da eine Gruppenverfolgung – in Hinblick auf die Religions- und Volksgruppenzugehörigkeit – 

von Hazara und Schiiten in Afghanistan nicht gegeben ist und der Beschwerdeführer 

diesbezüglich auch keine individuelle Bedrohung dargetan hat, lässt sich aus diesem 

Vorbringen eine asylrelevante Verfolgung des Beschwerdeführers nicht ableiten.  

3.1.3. Hinsichtlich der vom Beschwerdeführer ins Treffen geführten Bedrohung durch die 

Kutschi ist zudem Folgendes anzumerken: Die geltend gemachte Furcht vor den Kutschi-
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Nomaden steht in keinem kausalen Zusammenhang mit einem der in der GFK genannten 

Verfolgungsgründe. In Afghanistan kommt es zwar immer wieder zu gewalttätigen und 

bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen dem (vorwiegend paschtunischen) 

Nomadenvolk der Kutschi und der jeweils ansässigen Bevölkerung (oft: Angehörige der 

Volksgruppe der Hazara). Die Überfälle sind jedoch nicht auf einen Konventionsgrund 

zurückzuführen, sondern haben ihren wesentlichen Grund vielmehr in der ungeklärten 

Nutzung von Acker- und Weideflächen bzw. in Gebietsansprüchen, unter denen besonders 

die Nomadenstämme leiden. Eine persönliche Verfolgung des Beschwerdeführers aus 

Gründen seiner Volksgruppen- oder Religionszugehörigkeit konnte somit nicht festgestellt 

werden. 

3.1.4. Zudem ist es dem Beschwerdeführer – wie bereits dargelegt – nicht gelungen, eine 

individuelle und konkret gegen ihn gerichtete Verfolgung iSd GFK auf Grund seiner 

Eigenschaft als Rückkehrer aus Europa (und somit dem "westlichen Ausland") iVm einer 

"westlichen Orientierung" glaubhaft zu machen.  

Dass es dem Beschwerdeführer als erwachsenem Mann in Afghanistan nicht möglich wäre, 

ein selbstständiges und eigenständiges Leben mit außerhäuslicher Erwerbsarbeit sowie 

freier Lebensgestaltung (im Rahmen der islamischen Religion) zu führen, wurde im gesamten 

Verfahren, insbesondere auch in der mündlichen Verhandlung vor dem 

Bundesverwaltungsgericht, nicht substantiiert dargetan. Der Beschwerdeführer wurde in 

Afghanistan geboren, lebte bis zu seiner Ausreise in einem afghanischen Familienverband 

eingebettet und spricht eine in Afghanistan weit verbreitete Sprache. Dass der 

Beschwerdeführer etwa vom Glauben abgefallen oder konvertiert wäre, wurde ebenso 

wenig substantiiert behauptet.  

Es ist nicht anzunehmen, dass bei einer Rückkehr des Beschwerdeführers nach Afghanistan 

vermutet werden könnte, er hätte aufgrund seines Aufenthalts im Ausland, insbesondere in 

Europa, gegen islamische Grundsätze, Normen und Werte verstoßen. Anhand dieser 

Ausführungen kann nicht erkannt werden, dass ihm aufgrund einer „Verwestlichung“ eine 

konkrete Verfolgungsgefahr in Afghanistan drohen würde. 

Im Übrigen besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen einer behaupteten „westlichen 

Orientierung“ afghanischer Männer und einer solchen afghanischer Frauen, da Männer in 

Afghanistan grundsätzlich ein selbstständiges und eigenständiges Leben mit Schulausbildung 

und außerhäuslicher Erwerbsarbeit sowie freier Lebensgestaltung (im Rahmen der 
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islamischen Religion) führen können, weshalb die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu 

westlich orientierten Frauen nicht ohne Weiteres auf Männer übertragbar ist. 

Aus den vorhandenen Länderberichten sowie dem notorischen Amtswissen ist nicht 

ableitbar, dass alleine eine westliche Geisteshaltung bei Männern bereits mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit eine Verfolgung asylrelevanter Intensität auslösen würde; die entfernte 

Möglichkeit einer Verfolgung genügt dafür nicht (so z.B. VwGH 10.11.2015, Ra 

2015/19/0185, mwN). 

Dass der in Afghanistan aufgewachsene Beschwerdeführer den Traditionen und Sitten in 

einem muslimisch geprägten Land aufgrund seines Aufenthalts in Österreich entfremdet 

wäre oder im Falle seiner Rückkehr als „verwestlicht“ erkannt werden würde, konnte somit 

nicht plausibel dargetan werden. 

3.1.5. Auch aus der wirtschaftlich schlechten Lage in Afghanistan lässt sich für den 

Beschwerdeführer eine Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten nicht herleiten, denn 

eine allgemeine desolate wirtschaftliche und soziale Situation stellt nach ständiger Judikatur 

des VwGH keinen hinreichenden Grund für eine Asylgewährung dar (vgl. VwGH 28.06.2005, 

2002/01/0414). Aber selbst für den Fall des Entzugs der Existenzgrundlage ist eine 

Asylrelevanz nur dann anzunehmen, wenn dieser Entzug mit einem in der GFK genannten 

Anknüpfungspunkt – nämlich der Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung – zusammenhängt, was 

im vorliegenden Fall zu verneinen ist. 

3.5. Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemäß 

§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 abzuweisen. 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von 

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab (vgl. dazu die zu Spruchpunkt A zitierte Rechtsprechung), noch 

fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine 
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sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Die 

in Bezug auf einen Antrag auf internationalen Schutz vom Bundesverwaltungsgericht im 

Einzelfall vorzunehmende Beweiswürdigung ist – soweit diese nicht unvertretbar ist – nicht 

revisibel (z.B. VwGH 19.04.2016, Ra 2015/01/0002, mwN).  


